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abschätzung (ABFTA) abschließend 
beraten und zur Kenntnis genommen. 
Nach Präsentation und Abnahme 
im ABFTA im Januar 2011 sind die 
TAB-Arbeitsberichte Nr. 137 »Wett-
bewerbsfähigkeit der europäi schen 
Wirtschaft im Hinblick auf die EU-
Beihilfepolitik – am Beispiel der Na-
noelektronik« und Nr. 140 »Zu-
kunftspotenziale und Strategien
nichtforschungsintensiver Industrien
in Deutschland – Auswirkungen auf 
die Wettbewerbsfähigkeit und Be-
schäftigung« als Bundestagsdrucksa-
chen 17/4982 und 17/4983 erschienen.
Der TAB-Arbeitsbericht Nr. 141 »Ge-
fährdung und Verletzbarkeit moder-
ner Gesellschaften – am Beispiel eines 
großräumigen und langandauernden 
Ausfalls der Stromversorgung« ist 
im April 2011 im ABFTA abgenom-
men worden. Es wurde beschlossen, 
die Ergebnisse des Projekts im Rah-
men eines öffentlichen Fachgesprächs 
vorzustellen (s.o.). Der Bericht wur-
de als Bundestagsdrucksache 17/5672 
veröffentlicht. 
Am 11. Mai 2011 wurde der TAB-Ar-
beitsbericht Nr. 142 »Welchen Beitrag 
kann die Forschung zur Lösung des 
Welternährungsproblems leisten?« im 
ABFTA abgenommen.
NEUE VERÖFFENTLICHUNGEN
CHANCEN UND HERAUSFORDERUNGEN 
NEUER ENERGIEPFLANZEN
Der TAB-Bericht analysiert mögliche 
(Flächen-)Konkurrenzen im nationa-
len und internationalen Maßstab, be-
schreibt Herausforderungen eines um-
weltverträglichen Anbaus sowie der 
Zertifizierung biogener Energieträ-
ger. Anschaulich dargestellt werden 
die Vielfalt und Komplexität der Wir-
kungszusammenhänge in Abhängig-
keit u.a. von Ausbauzielen, Förderstra-
sierten und fachkundigen Publikum un-
terstützte u.a. der Präsident des Bun-
desamtes für Bevölkerungsschutz und 
Katastrophenhilfe, Christoph Unger, die 
wesentlichen Diagnosen und Schluss-
folgerungen des TAB. Auch die Ver-
treter der Bundestagsfraktionen nah-
men den TAB-Bericht zustimmend zur 
Kenntnis und kündigten an, diese The-
matik in den Fachausschüssen intensiv 
zu behandeln. 
Das Fachgespräch wurde vom Par-
lamentsfernsehen aufgezeichnet. Die 
Aufzeichnung ist über die Mediathek 
des Bundestages verfügbar.
TAB-BERICHTE IM BUNDESTAG
Nachdem TAB-Mitarbeiter bereits Mit-
te letzten Jahres von der Arbeitsgrup-
pe Arbeit und Soziales der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN einge-
laden wurden, um über die wesentlichen 
Schlussfolgerungen des TAB-Arbeitsbe-
richts Nr. 129 zu »Chancen und Pers-
pektiven behinderungskompensierender 
Technologien am Arbeitsplatz« zu be-
richten, bildete der Bericht eine wichti-
ge Grundlage für die weitere politische 
Befassung mit der Thematik. Bezug-
nehmend auf den TAB-Bericht stellten 
Mitglieder der Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN im Februar 2011 eine 
Kleine Anfrage an die Bundesregierung 
zur »Forschung an behinderungskom-
pensierenden Technologien am Arbeits-
platz« (Drs. 17/4169). In der Antwort 
der Bundesregierung bestätigt diese, 
dass sie wesentliche Einschätzungen 
des TAB teile, insbesondere zum ho-
hen Potenzial neuer Technologien. Die 
Bundesregierung weist darauf hin, dass 
sie bereits zentralen Forderungen des 
TAB-Berichts nachkomme, der Bund je-
doch in einigen Bereichen – insbesonde-
re im Kontext der Barrierefreiheit – kei-
ne Zuständigkeit habe (Drs. 17/4622). 
Im Mai 2011 wurde der TAB-Arbeits-
bericht Nr. 129 im Ausschuss für Bil-
dung, Forschung und Technikfolgen-
TAB-PROJEKT »STROMAUSFALL« –
ÖFFENTLICHES FACHGESPRÄCH 
IM DEUTSCHEN BUNDESTAG 
Die Ergebnisse des TAB-Projekts »Ge-
fährdung und Verletzbarkeit moderner 
Gesellschaften – am Beispiel eines lang-
andauernden und großräumigen Aus-
falls der Stromversorgung« wurden am 
25. Mai 2011 in einer gemeinsamen 
öffentlichen Veranstaltung des Innen- 
und Forschungsausschusses präsentiert 
und mit Sachverständigen und der in-
teressierten Öffentlichkeit diskutiert.
Räumlich begrenzte und kurzfristige 
Stromausfälle in Europa und Nordame-
rika haben in den letzten Jahren vor Au-
gen geführt, wie schnell die Unterbre-
chung der Stromversorgung zu massiven 
Versorgungsstörungen, Gefährdungen 
der öffentlichen Ordnung sowie Schä-
den in Milliardenhöhe führen kann. 
Das TAB wurde beauftragt zu unter-
suchen, wie sich ein langandauernder 
und großflächiger Stromausfall auf die 
Gesellschaft und ihre Kritischen Infra-
strukturen auswirken könnte und wie 
Deutschland auf eine solche Großscha-
denslage vorbereitet ist.
Bei der Präsentation der Projektergeb-
nisse machte der Projektleiter, Dr. Tho-
mas Petermann, deutlich, dass bereits 
nach wenigen Tagen im betroffenen 
Gebiet die bedarfsgerechte Versorgung 
der Bevölkerung mit (lebens)notwendi-
gen Gütern und Dienstleistungen nicht 
mehr sicherzustellen ist. Er betonte, dass 
große Anstrengungen erforderlich sei-
en, um die Durchhaltefähigkeit Kriti-
scher Infrastrukturen zu erhöhen sowie 
die Kapazitäten des nationalen Systems 
des Katastrophenmanagements weiter 
zu optimieren. Besonders wichtig sei 
es, die Sensibilität für diese Thematik 
in Wirtschaft und Bevölkerung zu stei-
gern. In der anschließenden lebhaften 
Diskussion mit geladenen Experten und 
















11 führenden inner- und außereuropäi-
schen Ländern wird für den Bereich 
Nanoelektronik durchgeführt. Aufbau-
end auf diesen Analysen werden vor-
rangig Handlungsoptionen abgeleitet, 
die sich innerhalb der Grenzen des EU-
Beihilferechts umsetzen lassen. Not-
wendig erscheint dabei die Verfolgung 
einer konsistenen Strategie. Denkbar 
sind einerseits eine aktive Technolo-
giepolitik, die auf die Unterstützung 
der gesamten Wertschöpfungskette ab-
zielt, und andererseits eine rahmenset-
zende Politik, die stärker auf techno-
logieübergreifende Maßnahmen setzt.
Druckexemplare des TAB-Arbeitsbe-
richtes Nr. 137 können beim TAB-Se-
kretariat angefordert werden. Er ist 
auch unter www.tab-beim-bundestag.
de abrufbar.
ZUKUNFTSPOTENZIALE UND STRATEGIEN 
NICHTFORSCHUNGSINTENSIVER
INDUS TRIEN IN DEUTSCHLAND
Nichtforschungsintensive Industriezwei-
ge, wie die Textil- und Ernährungs-
branche oder die Metall- und Kunst-
stoffindustrie, haben nach wie vor eine 
hohe Bedeutung für Wachstum und Be-
schäftigung in Deutschland. Sie tragen 
41 % zur industriellen Wertschöpfung 
in Deutschland bei und beschäftigten 
rund 50 % aller industriellen Erwerbs-
tätigen. Durch ihre hohe Binnenorien-
tierung können nichtforschungsinten-
sive Industriezweige im Vergleich zu 
forschungsintensiven höhere inländi-
sche Wachstums- und Beschäftigungs-
effekte erzielen. Im TAB-Arbeitsbe-
richt Nr. 140 wird gezeigt, dass auch 
für nichtforschungsintensive Betriebe 
Innovationen eine zentrale Rolle spie-
len. Zwar setzen die Betriebe mit ih-
ren Wettbewerbsstrategien seltener auf 
neue Produktentwicklungen, doch bei 
der Nutzung und Weiterentwicklung 
innovativer Herstellungsverfahren so-
wie innovativer produktbegleitender 
Dienstleistungen bewegen sie sich mit 
forschungsintensiven Betrieben auf Au-
> Bioenergieträger importieren: Auf-
grund der höheren Flächenproduk-
tivität, der stärkeren Vermeidung 
von Treibhausgasemissionen sowie 
der niedrigeren Produktionskosten 
würden Biokraftstoffquoten im We-
sentlichen durch Importe aus tropi-
schen Ländern erfüllt. Ein weiterer 
Abbau von Zöllen und Subventions-
regelungen für Bioenergieträger in 
der EU wäre notwendig. Ziel wä-
re es, die Energiepflanzennutzung 
möglichst flächen-, klimaschutz- 
und kosteneffizient zu gestalten. 
Der TAB-Arbeitsbericht Nr. 136 und 
der Anhang sind unter www.tab-beim-
bundestag.de abrufbar. Druckexem-
plare des TAB-Arbeitsberichtes Nr. 136 
sind bereits vergriffen.
WETTBEWERBSFÄHIGKEIT DER EURO-
PÄISCHEN WIRTSCHAFT IM HINBLICK
AUF DIE EU-BEIHILFEPOLITIK –
AM BEISPIEL DER NANOELEKTRONIK
Um die europäische Integration und 
den freien Wettbewerb innerhalb Eu-
ropas voranzutreiben, werden staatli-
che Subventionen durch die EU-Beihil-
fekontrolle stark reguliert. Da etliche 
Länder außerhalb der EU zukunfts-
trächtige Sektoren oder Technikfelder, 
wie z.B. die Nanoelektronik, politisch 
stark unterstützen, wird eine zuneh-
mende Abwanderung der europäischen 
Nanoelektronikindustrie befürchtet, in 
deren Folge die Länder der EU an Wett-
bewerbsfähigkeit verlieren würden. 
Der TAB-Arbeitsbericht Nr. 137 un-
tersucht, inwieweit die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit in der Nanoelek-
tronik durch politische Maßnahmen 
beeinflusst wird, wie die EU-Beihilfe-
regelungen in der Förderpraxis die Ent-
wicklung der Nanoelektronik mögli-
cherweise begrenzen und ob sich ein 
höherer staatlicher Eingriff rechtferti-
gen ließe. Eine umfangreiche Untersu-
chung der Standortbedingungen wie 
auch der Politikmaßnahmen in den 
tegien, technischen Entwicklungen, 
globalen Handelsbedingungen, Ag-
rarstruktur und landwirtschaftlicher 
Bewirtschaftungsintensität. Daraus 
werden vier grundsätzliche, alternative 
Handlungsperspektiven der zukünfti-
gen Energiepflanzennutzung mit ihren 
jeweils spezifischen Vor- und Nachtei-
len abgeleitet:
> Priorität für Biokraftstoffe beibe-
halten: Im Mittelpunkt steht hier 
das Festhalten an dem bindenden 
Ausbauziel von 10 % Biokraftstoff-
anteil für die EU und dem deut-
schen Ausbauziel von 12 bis 15 % 
(jeweils für das Jahr 2020). Damit 
verbunden ist das Ziel, einen Bei-
trag des Verkehrsbereiches zur Re-
duktion von Klimagasemissionen 
zu leisten sowie eine höhere Ver-
sorgungssicherheit zu erreichen.
> Priorität auf Strom- und Wärmeer-
zeugung aus Energiepflanzen ver-
schieben: Diese Ausrichtung zielt 
darauf, die landwirtschaftlichen 
Energiepflanzenpotenziale mit 
möglichst klimaeffizienten Pro-
duktlinien zu nutzen. Ausbauziele 
für die Strom- und Wärmegewin-
nung auf der Basis von Energie-
pflanzen wären festzulegen und die 
Förderpolitiken anzupassen. Ange-
strebt würde eine möglichst hohe 
Energieproduktivität pro Fläche, 
ein relativ hoher Beitrag zur regene-
rativen Energieversorgung und ein 
möglichst großer Beitrag zur Ver-
meidung von Treibhausgasen.
> Auf die stoffliche Nutzung nach-
wachsender Rohstoffe umsteu-
ern: Biomasse wäre hier eine im-
mer wichtiger werdende Grundlage 
eines breiten Spektrums stofflicher 
Nutzungen. Eine energetische Nut-
zung sollte erst am Ende von Kopp-
lungs- und Kaskadennutzungen er-
folgen. Hauptziel wäre der Ersatz 
von Erdöl als Grundstoff der che-
mischen Industrie und sonstiger in-

















11Wo bestehen besonders große Wissens-
lücken zum Welternährungsproblem? 
In welchen Forschungsbereichen sind 
relevante Lösungsbeiträge zu erwarten, 
sodass eine intensivere Unterstützung 
naheläge? Wo sind spezifische Restrik-
tionen zu überwinden bzw. welche neu-
en Formen der inter- und transdiszipli-
nären Forschung wären zu entwickeln?
Der Abschlussbericht umfasst einen 
Überblick über Dimensionen und Ein-
flussfaktoren des Welternährungspro-
blems, eine Zusammenfassung aus-
gewählter Themenstellungen für die 
Forschung in Deutschland sowie eine 
Auswertung eines öffentlichen Exper-
tenworkshops, der vom TAB im Rah-
men des Projekts durchgeführt wurde. 
In der Gesamtschau werden mögliche 
Schwerpunktsetzungen für zukünftige 
Forschung sowie Handlungsoptionen 
für eine entwicklungsorientierte For-
schungspolitik diskutiert.
Der TAB-Arbeitsbericht Nr. 142 ist 
unter www.tab-beim-bundestag.de 
abrufbar. Druckexemplare des TAB-
Arbeitsberichtes Nr. 142 sind bereits 
vergriffen.
frastrukturen haben könnte und wie 
Deutschland auf eine solche Großscha-
denslage vorbereitet ist, wird im TAB-
Bericht aufgezeigt. Mittels umfassen-
der Folgenanalysen führen die Autoren 
drastisch vor Augen, dass bereits nach 
wenigen Tagen im betroffenen Gebiet 
die bedarfsgerechte Versorgung der Be-
völkerung mit (lebens)notwendigen Gü-
tern und Dienstleistungen nicht mehr 
sicherzustellen ist. Auch wird deutlich 
gemacht, dass erhebliche Anstrengungen 
erforderlich sind, um die Durchhalte-
fähigkeit Kritischer Infrastrukturen zu 
erhöhen sowie die Kapazitäten des na-
tionalen Systems des Katastrophenma-
nagements weiter zu optimieren.
Druckexemplare des TAB-Arbeitsbe-
richts Nr. 141 sind bereits vergriffen. 
Die Buchpublikation »Was bei einem 
Blackout geschieht« ist in der Reihe
»Studien des Büros für Technikfolgen-
Abschätzung beim Deutschen Bundes-
tag«, edition sigma, als Band 33 er-
schienen. Die Zusammenfassung des 
Berichts ist unter www.tab-beim-bun-
destag.de abrufbar.
 FORSCHUNG ZUR LÖSUNG DES WELT-
ERNÄHRUNGSPROBLEMS – ANSATZ-
PUNKTE, STRATEGIEN, UMSETZUNG
Unter- und Mangelernährung zählen 
seit Jahrzehnten zu den gravierendsten 
Problemen, mit denen die Weltgemein-
schaft konfrontiert ist. Im Jahr 2009 
litten über 1 Mrd. Menschen weltweit 
Hunger – mehr als je zuvor seit 1970, 
dem Beginn der Welternährungssta-
tistik der Vereinten Nationen. Hin-
zu kommen mehrere Milliarden Men-
schen, die an »verdecktem Hunger« 
leiden, d.h. einer Unterversorgung mit 
lebenswichtigen Mikronährstoffen wie 
Vitaminen oder Mineralstoffen.
Angesichts dieser drängenden Proble-
matik befasste sich das TAB in einem 
TA-Projekt mit der Frage, welche Bei-
träge die Forschung zur Lösung des 
Welternährungsproblems leisten kann. 
genhöhe. Sie behaupten sich dabei in 
ihren Märkten vorwiegend als Quali-
tätsführer sowie durch ihre Fähigkeit, 
spezielle Kundenanforderungen flexibel 
erfüllen zu können. 
Aufbauend auf einer detaillierten Stand-
ortbeschreibung widmet sich der Inno-
vationsreport möglichen Handlungsop-
tionen im Rahmen einer nachhaltigen 
Wirtschafts- und Innovationspolitik. 
Wichtig ist es, den Besonderheiten dieser 
Unternehmen Rechnung zu tragen und 
neben der FuE-Intensität vermehrt die 
Innovationsfähigkeit von Unternehmen 
in einem ganzheitlichen Sinne zu stär-
ken. Auch sollten die Stärken nichtfor-
schungsintensiver Betriebe im Bereich 
der kundenspezifischen Entwicklung 
und Konstruktion von Produkten und 
Herstellungsverfahren oder im Bereich 
von (Service-)Design- oder Marketing-
innovation gesichert und ausgebaut 
werden.
Druckexemplare des TAB-Arbeitsbe-
richtes Nr. 140 können beim TAB-
Sekretariat angefordert werden. Der 
TAB-Arbeitsbericht Nr. 140 ist unter 
www.tab-beim-bundestag.de abrufbar.
GEFÄHRDUNG UND VERLETZBARKEIT 
MODERNER GESELLSCHAFTEN – 
AM BEISPIEL EINES GROSSRÄUMIGEN 
UND LANGANDAUERNDEN AUSFALLS 
DER STROMVERSORGUNG
Stromausfälle in Europa und Nordame-
rika haben in den letzten Jahren einen 
nachhaltigen Eindruck von der Verletz-
barkeit moderner und hochtechnisier-
ter Gesellschaften vermittelt. Obwohl 
die Stromversorgung allenfalls eine Wo-
che und lokal begrenzt unterbrochen 
war, zeigten sich bereits massive Funk-
tions- und Versorgungsstörungen, Ge-
fährdungen der öffentlichen Ordnung 
sowie Schäden in Milliardenhöhe. 
Welche Folgen ein langandauernder 
und großflächiger Stromausfall auf die 
Gesellschaft und ihre Kritischen In-
6















EINFÜHRUNG IN DAS SCHWERPUNKTTHEMA
Die Situation, dass Visionen – sowohl 
»hopes« als auch »fears« – erheblichen 
faktischen Einfluss haben können, ob-
wohl sie beliebig spekulativ sein mö-
gen, ist der Kern der Herausforderung 
an öffentliche Debatten, Politik und 
damit auch an Technikfolgenabschät-
zung. Bei aller Unterschiedlichkeit der 
jeweiligen Wissenschafts- und Techno-
logiebereiche führt dies zu ähnlichen 
strukturellen Problemen:
> Definitionsproblem: Oft ist es 
schwer zu beurteilen, was z.B. Na-
notechnologie oder Synthetische 
Biologie auszeichnet und was das 
Neue daran ausmacht. Debatten 
zur Charakterisierung und Defini-
tion sind die Folge, verbunden mit 
der zweifelnden Frage, ob die jewei-
lige Hype-Technologie nicht bloß 
ein attraktives Etikett sei, um Auf-
merksamkeit zu erzeugen.
> Technikdeterminismus: In den De-
batten zu Hope- und Hype-Techno-
logien wird diesen meist eine deter-
ministische Eigenlogik unterstellt: 
Die jeweiligen Probleme seien rein 
technisch lösbar (z.B. Klimawan-
del durch Climate Engineering), 
die Technologien als solche wür-
den entweder zur Katastrophe (Joy 
2000) oder zu positiven Entwick-
lungen (mehr Demokratie durch das 
Internet) führen.
> Wertgehalt: Hoffnungen wie Be-
fürchtungen, verpackt in Visio-
nen, sind komplexe Mischungen 
aus Wissen, Einschätzungen, Nicht-
wissen, Werten und oft auch Inte-
ressen. Damit sind sie normativ auf-
geladen und auch Ausdruck der un-
terschiedlichen Perspektiven und 
Konflikte einer pluralistischen Ge-
sellschaft. Diese Gehalte von Visio-
nen sind oft nicht transparent, was 
eine argumentative Auseinanderset-
zung erschwert.
> Verdeckte Interessen: Erzählun-
gen über »hope« und »hype« wie 
auch andere Formen von Zukünf-
ten (z.B. Energieszenarien) kön-
ziehen oder bloße und beliebige Speku-
lation ist, fällt oft schwer. Nun könn-
te man sagen, dies alles sei ein bun-
tes, mehr oder weniger intellektuell 
inte ressantes Spiel, das aber gerade 
wegen seines hochgradig spekulati-
ven Charakters nur eine Art kommu-
nikatives Hintergrundrauschen ohne 
reale Folgen sei. Dem ist aber nicht so. 
Denn Visionen haben einen teils er-
heblichen Einfluss auf die Wahrneh-
mung wissenschaftlich-technischer 
Entwicklungslinien, auf die Einschät-
zung und Haltung der Öffentlichkeit 
dazu und auf Formen und Inhalte der 
gesellschaftlichen Debatten um wis-
senschaftlich-technischen Fortschritt 
generell. Spekulative Erwartungen 
wie Befürchtungen können Risikode-
batten strukturieren, die Forschungs-
förderung beeinflussen und über die 
Akzeptanz ganzer Technologieli nien 
entscheiden. Beispielsweise startete die 
Risikodebatte zur Nanotechnologie 
nicht mit dem naheliegenden Thema 
der möglichen Toxizität von Nano-
partikeln für Mensch und Umwelt, 
sondern mit futuristischen Überle-
gungen, ob nicht die Nanotechnologie 
über selbstreplizierende Roboter den 
Menschen überflüssig machen könn-
te (Joy 2000) – eine von der Sache her 
wohl eher irrelevante, aber höchst fol-
genreiche Diskussion. 
Wissenschaftlich-technische Visionen 
stellen einen wichtigen Bezugspunkt 
der gesellschaftlichen Technikdiskus-
sion dar. Sie haben in der Geschich-
te in verschiedenen Formen eine be-
deutende Rolle gespielt, so z.B. in der 
Raumfahrt und in der Kernenergie, auf 
die in den 1950er und 1960er Jahren 
geradezu utopische Erwartungen ge-
richtet wurden. Nach Jahren der Er-
nüchterung werden wissenschaftlich-
technische Visionen seit etwa Anfang 
des Jahrhunderts erneut verstärkt dis-
kutiert, bis in die Feuilletons der Ta-
geszeitungen. Vor allem im Umfeld der 
Nanotechnologie (Drexler 1986), der 
Converging Technologies (Roco/Bain-
bridge 2002) und ihrer Schnittstellen 
zu Informationstechnologie und Bio-
technologie sowie aktuell zur Syntheti-
schen Biologie hat sich eine rege Kom-
munikation über teils recht spekulative 
und weit in die Zukunft reichende Vi-
sionen eingestellt. Dabei folgten in der 
Regel der Hope- und Hype-Kommuni-
kation recht bald eine Welle von »con-
cern« und dann auch von »fear«.
Vielfach stehen dabei Behauptung ge-
gen Behauptung, positive Erwartung 
gegen Risikobefürchtung. Eine Be-
urteilung, ob das, was in den Visio-
nen erwartet oder befürchtet wird, als 
ernsthafte Möglichkeit in Betracht zu 
Weitreichende wissenschaftlich-technische Visionen haben Konjunktur. Sie ver-
sprechen die Lösung großer Probleme, wie Klimawandel und Energieversorgung, 
und die Erfüllung alter Menschheitsträume, wie die Verlangsamung oder gar Ab-
schaffung des Alterns oder die Schaffung künstlichen Lebens. Was sich zunächst 
nach technisch ermöglichten irdischen Paradiesvorstellungen anhört, erzeugt 
gleichzeitig Unbehagen, Sorgen und Angst. Die historische Erfahrung mit Technik 
legt nahe anzunehmen, dass Ambivalenzen und Risiken nicht vermeidbar sind, 
und dass diese umso größer sein können, je weitreichender die technologischen 
Eingriffe in Natur und Gesellschaft sein werden und umso schneller sie erfolgen. 
Die Schere zwischen Hoffnungen und Erwartungen an den Fortschritt einerseits 
und den Sorgen und Befürchtungen andererseits klafft immer weiter auseinan-
der, und die Wellen entsprechender Hope-, Hype- und Fear-Technologien folgen 
rasch aufeinander. Diese Situation ist eine Herausforderung sowohl für gesell-
schaftliche Debatten als auch für politische Entscheidungen, z.B. der Forschungs-
förderung, und damit auch ein Thema der Technikfolgenabschätzung – dem sich 
dieser TAB-Brief in seinem Schwerpunkt exemplarisch widmet. 
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nen maßgeblichen Schub verliehen hat 
(Drexler 1986), wird von Christoph Re-
vermann eingeführt. Sie fasziniert durch 
die Vorstellung eines auf der molekula-
ren Ebene arbeitenden Homo Fabers, 
der zielgenau Atome und Moleküle zu-
sammensetzt – und weckt Befürchtun-
gen angesichts der Möglichkeiten aus 
dem Ruder laufender, selbstorganisie-
render Systeme. Die Synthetische Biolo-
gie, vorgestellt von Arnold Sauter, führt 
die Visionen der Nanotechnologie kon-
sequent in den Bereich des Lebens fort. 
Charakteristisch ist hier wie in vielen 
der Hype- und Hope-Technologien die 
Definitionsproblematik: Ist Synthetische 
Biologie überhaupt eine wirklich neue 
Forschungsrichtung oder ein bloßes Eti-
kett, um öffentliche Aufmerksamkeit 
und Forschungsförderung zu mobili-
sieren? Das Climate Engineering, ein 
recht neuer Ansatz zur großtechnischen 
Lösung des Klimaproblems durch eine 
künstliche »Kühlung« der Erde, einge-
führt durch Claudio Caviezel, erregt 
Faszination wie Schaudern gleichzeitig, 
begründet durch die globale Dimension 
gezielter Eingriffe in das Klimasystem. 
Um in diesen Feldern kontroverser 
Hoffnungen, Erwartungen, Befürch-
tungen und Ängste Orientierung zu 
ermöglichen, bedarf es transparenter 
und nachvollziehbarer Kriterien sowie 
einschlägiger Verfahren der argumen-
tativen Abwägung und Entscheidung. 
Technikfolgenabschätzung, auch und 
gerade in Parlamenten, hat hier eine 
besondere Aufgabe, eine rationale und 
transparente Aufarbeitung der Gehal-
te der wissenschaftlich-technischen Vi-
sionen als Basis für eine informierte 
und reflektierte Beratung von Politik 
und Gesellschaft bereitzustellen (Grun-
wald 2009).
Armin Grunwald
nen genutzt werden (und werden 
auch so genutzt), um Interessen zu 
transportieren, z.B. Akzeptanz zu 
schaffen und Fördermöglichkeiten 
zu erschließen.
> Ambivalenz: Das visionäre Pathos 
in vielen Technikvisionen ist anfäl-
lig gegenüber der Frage, ob nicht 
auch alles ganz anders kommen 
könnte –, und es ist so gut wie si-
cher, dass diese Frage in einer offe-
nen Gesellschaft auch gestellt wird. 
Aus positiven können Horrorvisio-
nen, aus Utopien Dystopien werden. 
Die Geschichte der Nanotechno-
logie, aber auch die des Internets, 
ist reich an diesen Ambivalenzen 
(Grunwald 2006).
> Inflationsproblem: Hope- und Hype-
Technologien stellen das ganz Neue 
in den Vordergrund, denn nur da-
mit lässt sich wissenschaftliche, 
öffentliche und politische Wahr-
nehmung erzielen. Da öffentliche 
Wahrnehmung ein knappes Gut ist, 
kommt es zu einer Inflation der wis-
senschaftlichen Versprechungen mit 
der Folge des Risikos zunehmender 
Unglaubwürdigkeit.
In diesem Schwerpunkt können nur 
Ausschnitte aus dem umfangreichen 
Feld behandelt werden. Eine der gro-
ßen Hype-Geschichten der Gegenwart, 
die nun schon seit zwei Jahrzehnten mit 
Höhen und Tiefen verläuft, bezieht sich 
auf das Verhältnis von Internet und De-
mokratie. Ulrich Riehm geht den histo-
rischen Wurzeln dieser Beziehung nach 
und arbeitet sowohl die Hoffnungen 
als auch die Befürchtungen und Ent-
täuschungen heraus, die die Koevolu-
tion von Internet und Demokratie ge-
prägt haben und die bis heute in der 
Debatte präsent sind. Die Nanotech-
nologie als das Feld, das den wissen-
schaftlich-technischen Visionen ei-
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11 Die technische Entwicklung wäre al-
lerdings mit der Entwicklung des In-
ternets zu einseitig dargestellt. Denn 
vernetzte Kommunikationssysteme ent-
wickelten sich durch die Möglichkei-
ten der elektronischen Datenübertra-
gung (über die Telefonnetze) und das 
Aufkommen von Heimcomputern und 
PCs ab etwa Mitte der 1970er Jahre 
sowohl in dezentralen, privaten Initia-
tiven (etwa das Mailboxsystem Fidonet 
seit 1984) als auch durch kommerziel-
le Unternehmen oder staatliche Tele-
fongesellschaften. Eine herausragende 
Bedeutung für die Herausbildung von 
computervermittelten, sozialen Ge-
meinschaften hatte etwa ab 1976 das 
Electronic Information Exchange Sys-
tem (EIES) (Hiltz/Turoff 1978) oder 
auch der Whole Earth ’Lectronic Link 
(The WELL) ab 1985 (Rheingold 
1993). Unter den kommerziell erfolg-
reichen elektronischen Kommunika-
tionsdiensten in den USA jener Zeit sei 
etwa CompuServe genannt. In Euro-
pa wurden ab den 1970er Jahren in 
der Regie der staatlichen Telefongesell-
schaften Onlinedienste entwickelt, die 
zunächst auf die Kombination von Da-
tenfernübertragung (über Telefon) und 
Fernsehgeräte, später dann auf speziel-
le Endgeräte und die aufkommenden 
Heim- und Personalcomputer setzten. 
Während im Laufe der 1980er Jahre in 
Frankreich der Onlinedienst Minitel mit 
Erfolg etabliert wurde, war die Einfüh-
rung solcher Systeme etwa in Großbri-
tannien (unter dem Namen Prestel) und 
in Deutschland (Bildschirmtext – Btx) 
weniger erfolgreich. 
Ab Mitte der 1990er Jahre wurden alle 
diese Systeme mehr oder weniger voll-
ständig durch das Internet verdrängt 
und ersetzt. Trotzdem sind diese vom 
Internet unabhängigen technologi-
schen Entwicklungen von Relevanz, 
da sich auch an ihnen wesentliche Dis-
kussionen um die Bedeutung der Infor-
mations- und Kommunikationstech-
nologien für Politik und Demokratie 
entzündeten.
und zwar zwischen der University of Ca-
lifornia (UCLA) und dem Stanford Re-
search Institute (SRI). 1983 wurde im 
damaligen ARPANET das TCP/IP-Pro-
tokoll eingeführt, das sich danach welt-
weit verbreitet hat und bis heute die tech-
nische Grundlage des Internets darstellt. 
Eine sich bereits in den 1960er Jahren 
entwickelnde und bis heute dominie-
rende Anwendung im Internet war und 
ist die Übermittlung von Textnachrich-
ten (E-Mail). Eine völlig neue Qualität 
des Internets wurde Anfang der 1990er 
Jahre mit der Etablierung des HTTP-
Protokolls sowie grafischen Webbrow-
sern erreicht. Dieses World Wide Web 
ist aus Sicht der meisten Nutzer heute 
zum eigentlichen »Internet« geworden, 
das die vielen, ganz unterschiedlichen 
Anwendungen unter einer Oberfläche 
integriert. Ein weiterer markanter Ein-
schnitt in der Entwicklung des Internets 
war dessen Überführung aus einem im 
Wesentlichen staatlich geförderten Wis-
senschafts- in ein kommerzielles Com-
puternetz: 1985 wurde die erste Domain 
für ein Unternehmen vergeben (symbo-
lics.com), 1995 dann der Betrieb des In-
ternetbackbones in den USA aus der Ob-
hut der National Science Foundation in 
private Hände übergeben (Werle 2002).
Versucht man eine Rekonstruktion 
der Debatte um die Bedeutung des In-
ternets für die Politik, die unter der 
Überschrift Cyberdemokratie, digitale 
Demokratie, E-Demokratie, Teledemo-
kratie oder vergleichbaren Begriffen ge-
führt wird, dann sollte man sowohl die 
technische als auch die gesellschaftspo-






DER LANGE WEG ZUM INTERNET
Die ersten Entwicklungen zur Vernet-
zung von Computern begannen in den 
1950er und 1960er Jahren in den USA, 
im Wesentlichen im wissenschaftlichen 
Kontext, wobei die Forschungsbehör-
de des Verteidigungsministeriums – 
die damalige Advanced Research Pro-
jects Agency (ARPA, später DARPA) –
durch die Vergabe von Forschungsgel-
dern eine maßgebliche Rollte spielte. Der 
29. Oktober 1969 gilt als der Tag der 
ersten Fernverbindung zweier Computer 
DIE NEUEN KLEIDER DER DEMOKRATIE –
INTERNET UND POLITIK
Der demokratische Umbruch im Frühjahr 2011 in Tunesien und Ägypten hat ein 
weiteres Mal die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit auf die Möglichkeiten des 
Internets für demokratische Bewegungen gelenkt. Während die einen im »ara-
bischen Frühling« eine weitgehend durch Facebook und Twitter beförderte Re-
volution sahen, betonten andere die Möglichkeiten der Herrschenden, das Inter-
net zu Überwachung, Zensur und Manipulation einzusetzen oder auch einfach 
ganz abzuschalten. In dieser Debatte wurden typische Muster einer Kontrover-
se um die »Cyberdemokratie« sichtbar, die seit nunmehr gut 50 Jahren geführt 
wird. Der folgende Beitrag geht diesen Diskussionen nach. Zunächst werden die 
technischen wie gesellschaftspolitischen Entwicklungsstränge nachgezeichnet, 
in denen sich die Debatte um die digitale Demokratie entwickelt hat. Dann wer-
den die Hoffnungen und Befürchtungen dargelegt, wie sie sich für informations-
technisch unterstützte Information, Kommunikation, Partizipation und Wahlen 
in der Demokratie darstellen. Die elektronischen Petitionen des Deutschen Bun-
destages dienen schließlich als aktuelles Beispiel eines konkreten Vorhabens der 
E-Demokratie. Die Rekonstruktion zeigt, dass keine Zyklen der Debatte festzu-
stellen sind, in denen (übersteigerte) Hoffnungen von Enttäuschungen und War-
nungen vor Gefahren abgelöst wurden. Die typischen Argumentationsmuster ei-
nes Für und Wider sind vielmehr von Anfang an präsent.
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11genabschätzung in Deutschland hervor-
gingen (Brinckmann 2006). Er kritisier-
te die mangelnde Repräsentation der 
Bürger in der Demokratie und sah im 
Konzept der Computerdemokratie eine 
Möglichkeit ihrer stärkeren Einbezie-
hung. Eine prototypische Umsetzung 
der Computerdemokratie fand 1971 in 
Zusammenarbeit mit dem WDR statt. 
Unter Leitung des bekannten Journa-
listen Werner Höfer wurde innerhalb 
einer Fernsehsendung das kontrover-
se Thema »Umweltschutz« behandelt. 
Über eine computergestützte Datenbank 
konnte zu aktuell auftretenden Fragen 
der wissenschaftliche Sachstand recher-
chiert werden. Die Meinungen der Zu-




Ganz allgemein kann man sagen, dass 
durch den Einsatz von Computern die 
Kapazitäten des Speicherns, Verarbei-
tens und Übertragens von Daten erheb-
lich erweitert werden. Dadurch kön-
nen mehr Daten in kürzerer Zeit zu 
günstigeren Kosten gespeichert, ver-
arbeitet und übertragen werden. Dar-
über hinaus gibt es drei technologische 
»M-Trends«: Computer werden kleiner 
(»mikro«), mobiler und multimedialer.
Was heißt dies nun für die Hoffnun-
gen und Befürchtungen bezüglich der 
Cyberdemokratie? Hierfür bietet sich 
die Unterscheidung von vier Funktions-
bereichen an, die im politischen Prozess 
durch Computer unterstützt werden 
können: Information, Kommunika-
tion, Konsultation/Partizipation und 
Entscheidung.
INFORMATIONEN – ELIXIER DER POLITIK
Demokratie setzt auf informierte Bür-
ger und Politiker. Die Hoffnung, die 
sich auf die Cyberdemokratie rich-
tet, ist, dass durch die umfassendere 
elektronischen Demokratie daran stets 
anknüpfen konnten.
FRÜHE EXPERIMENTE: 
ELECTRONIC TOWN HALL MEETINGS
UND COMPUTERDEMOKRATIE
Die Debatte um (übersteigerte) Hoff-
nungen und Befürchtungen einer kom-
munikationstechnologisch aufgerüs-
teten Demokratie ist also keine der 
letzten Jahre. Ein frühes Experiment 
aus den USA der 1970er Jahre war das 
schon erwähnte Electronic Informa tion 
Exchange System (EIES), das zwar in 
erster Linie als Informations-, Kom-
munikations- und Publikationssystem 
für wissenschaftliche Gemeinschaften 
gedacht war, bei dem aber der Einsatz 
für eine »electronic direct democracy« 
schon mitreflektiert wurde: »The most 
exciting and potentially revolutionary 
political application of a CC system 
[computer conference] is the facilitation 
of the direct participation and voting 
of citizens on important state of natio-
nal issues.« (Hiltz/Turoff 1978, S. 197)
Hiltz/Turoff beziehen sich dabei auf 
Amitai Etzionis Arbeiten Anfang der 
1970er Jahre zu elektronisch vermit-
telten »Bürgerversammlungen« (»town 
hall meetings«) (Etzinoi et al. 1975). 
Dafür wurden die neuen Möglichkeiten 
von Telefonkonferenzen genutzt. Etzio-
ni entwickelte die Vorstellung eines na-
tionalen Dialogs über den pyramiden-
förmigen Aufbau von Kleingruppen, 
deren Delegierte jeweils die nächsthö-
here Stufe beschickten. Telefonkonfe-
renzen ermöglichten Gruppendialoge 
auch über weite Entfernungen, in kur-
zer Zeit und zu geringen Kosten.
In Deutschland propagierte Helmut 
Krauch bereits 1972 die »Computerde-
mokratie« (Krauch 1972). Krauch hat-
te 1958 in Heidelberg die »Studiengrup-
pe für Systemforschung« gegründet, aus 
der im Übrigen wesentliche Impulse für 
die wissenschaftliche Politikberatung 
sowie die Entwicklung der Technikfol-
DER DEMOKRATISCHE AUFBRUCH SEIT 
DEN 1960ER JAHREN
Die gesellschaftliche, soziokulturelle 
und politische Seite dieser Entwick-
lung ist vergleichsweise schwieriger, 
weil komplexer und heterogener, zu 
beschreiben. In den USA waren die 
1950er und 1960er Jahre von einer 
starken Technik- und Wissenschafts-
gläubigkeit und staatlichen Großpro-
jekten geprägt. Dafür stehen paradig-
matisch die amerikanische Raumfahrt 
– vom ersten Satelliten bis zur Mond-
landung –, aber etwa auch der »Gene-
ral Problem Solver« (GPS) von Herbert 
Simon und Allen Newell, ein »Pro-
gram that simulates human thought« 
(so ein Artikel von 1961). Der Glau-
be, mit Technik die Gesellschaft »zum 
Guten« und »zum Rationalen« zu ver-
ändern, hat sicher hier eine ihrer Wur-
zeln. John F. Kennedys Regierungspro-
gramm »New Frontier« gab diesem 
Glauben eine politische Form. 
In anderer Weise, aber ähnlich prä-
gend, war eine spezifisch amerikani-
sche technoliberale Kultur der 1960er 
Jahre, die sowohl die Computerent-
wickler in den sagenumwobenen »Ga-
ragen« als auch die subkulturelle, al-
ternative und politische Bürgerrechts-, 
Antikriegs- und Studentenbewegung 
einschloss. Die Rebellion der Studen-
ten und anderer Teile der Bevölkerung 
gegen das »Establishment« fand mit je-
weils spezifischen Ausprägungen auch 
in Europa statt und forderte eine weit-
gehende Demokratisierung ein. Willy 
Brandts Regierungserklärung von 1969 
griff dies mit der Formel »Mehr Demo-
kratie wagen« auf, der Politikwissen-
schaftler Max Kaase diagnostizierte 
1982 eine »Partizipatorische Revolu-
tion«. Der Befund einer Krise der De-
mokratie, verbunden mit der Forderung 
ihrer Modernisierung und Revitalisie-
rung, zieht sich seit Jahrzehnten wie 
ein roter Faden durch die politische, 
öffentliche und politikwissenschaftli-
che Debatte, sodass Proponenten der 
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11 und Empfängerrollen aufgehoben ist 
und Intermediäre, wie in der medial 
vermittelten Massenkommunikation, 
entfallen können.
Die Kommunikation der Politiker 
mit ihren Wählern und den Bürgern 
sowie mit der (medial vermittelten) 
Öffentlichkeit hat sowohl im Selbst-
bild wie im Zeitbudget der Politiker ei-
nen hohen Stellenwert (Riehm 2010). 
Die Hoffnungen, die sich mit den viel-
fältigen Möglichkeiten der Internet-
kommunikation verbinden, richten sich 
auf eine Intensivierung dieser Kommu-
nikationsbeziehung und darauf, dass 
die Bürger einen direkteren Zugang 
zur Politik finden und ihre eigene po-
litische Aktivität besser vorbereiten, 
koordinieren und in der Öffentlichkeit 
kommunizieren können.
Politiker befürchten allerdings teilwei-
se durch die neue Vielfalt an Kommu-
nikationsmöglichkeiten und ihre brei-
te Verfügbarkeit eine Überforderung 
mit kommunikativen Ansprüchen. 
Die Erwartungen der Bürger an ei-
nen Bürger-Politiker-Dialog könnten 
schon aus Gründen der enormen Ar-
beitsbelastung nur sehr begrenzt ein-
gelöst werden. Politiker setzen deshalb 
auch weniger auf eine direkte, gleich-
berechtigte Kommunikationsbeziehung 
zu den Bürgern als auf senderdominier-
te Kommunikation, etwa in der Form 
von Mitteilungen an bestimmte Emp-
fängerlisten (Newsletter, Mailvertei-
ler, Twitter etc.).
Befürchtet wird allerdings auch, dass 
bestimmte und immer kleinere Bevöl-
kerungsgruppen sehr gezielt im Sinne 
von politischen Direktmarketingkam-
pagnen angesprochen werden können 
und so das Beeinflussungspotenzial der 
Politik und mächtiger gesellschaftli-
cher Gruppen enorm gesteigert werden 
könnte (Donk/Tops 1992, S. 181 f.). In 
gleicher Weise wird befürchtet, dass 
über das Internet Gleichgesinnte sich 
besser finden, organisieren und in ih-
tionalem Prozess. Je besser die Politik 
informiert sei, umso besser, weil »ra-
tionaler«, könne politisches Handeln 
werden. Dies verkennt allerdings, dass 
»Informationen« im politischen Pro-
zess vor dem Hintergrund politischer 
Grundanschauungen und Interessen 
bewertet und daraus dann unterschied-
liche Folgerungen gezogen werden 
(Donk/Tops 1992, S. 183).
Hoffnungen wurden immer wieder auch 
darauf gesetzt, dass Politik und Bürger 
unmittelbarer und direkter Informatio-
nen austauschen könnten. Vermittelnde 
Instanzen, insbesondere die Medien mit 
ihren eigenen Interessen, Darstellungs-
formen und Agenden, könnten dann 
entbehrlich werden. Der Vorteil läge da-
rin, dass die politischen Akteure ihre In-
formationen »unverfälscht« den jewei-
ligen Adressaten übermitteln könnten. 
Doch der Verzicht auf solche vermitteln-
de Instanzen, die durch Selektion und 
Bewertung die Informationskomplexi-
tät reduzieren, erwies sich als ambiva-
lent, wenn nicht sogar trügerisch. Die 
Vermehrung von Information im poli-
tischen Prozess erzeugt neue Kosten der 
Informationssuche, der Informations-
selektion und -bewertung, die nicht je-
der bereit und in der Lage ist zu tragen 
(Schrape 2010; Zittel 2009). 
ENTGRENZTE KOMMUNIKATION
Das Internet bietet eine breite Palette 
von Kommunikationsmöglichkeiten, 
von der rein schriftlichen bis zur Ton-
Bild-Kommunikation, von der bilatera-
len über die Gruppenkommunikation 
bis zur Massenkommunikation eines 
»Senders« an viele »Empfänger«. Die 
Kommunikation kann über Kontinente 
hinweg, zeitlich entkoppelt oder auch 
im unmittelbaren Wechsel, nur für die 
unmittelbaren Teilnehmer nachvoll-
ziehbar, also privat, oder auch vor den 
Augen der Öffentlichkeit stattfinden. 
Typisch für die Internetkommunika-
tion, wenn auch nicht zwingend, ist, 
dass die Unterscheidung von Sender- 
und bessere Zugänglichkeit von (po-
litischen) Informationen die Demo-
kratie besser, weil transparenter und 
»informierter«, funktionieren könnte. 
Information wird als eine grundlegen-
de Ressource für weitere politische Be-
teiligungsformen angesehen.
Tatsächlich sind heute in einem vor 
Jahren noch kaum vorstellbaren Maße 
politische Informationen elektronisch 
abrufbar. Diese werden von den po-
litischen Institutionen (Regierungen, 
Parlamente) selbst, aber auch durch 
die Medien, durch Bürger, Verbände, 
Nichtregierungsorganisationen bereit-
gestellt. Daneben haben »inoffizielle« 
Datensammlungen vom Typ Wikileaks 
an Bedeutung zugenommen. Es sind 
längst nicht nur Fakten- und Textinfor-
mationen, die weltweit zur Verfügung 
stehen, sondern auch multimediale Do-
kumente wie etwa Reden und Inter-
views in Ton, Bild und Video. Es kann 
keinen Zweifel da ran geben, dass sich 
die Transparenz politischer Prozesse 
und Institutionen deutlich erhöht hat. 
Die gezielte Suche nach politischen In-
formationen unabhängig von Ort und 
Zeit wurde erheblich erleichtert.
Doch in der Cyberdemokratie stehen 
nicht nur so viele politische Informa-
tionen wie nie zuvor zur Verfügung, 
sondern die politische Aktivität erzeugt 
selbst ständig neue »Datenspuren«, und 
die Suche nach Informationen und de-
ren Verbreitung kann prinzipiell nach-
verfolgt werden. Befürchtet wurde 
deshalb von Anfang an, dass mit der 
Digitalisierung politischer Information
auch die Möglichkeiten der Überwa-
chung der Bürger durch den Staat oder 
durch große Konzerne erheblich aus-
geweitet würden (Donk/Tops 1992, 
S. 180 f.; Hiltz/Turoff 1978, S. 486 ff.). 
Die Hoffnung, mehr und leichter zu-
gängliche politische Information für 
die Bürger würde die Demokratie be-
leben und verbessern, speist sich aus 
einem Verständnis von Politik als ra-
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11nahme erwartet wird. E-Konsultation 
und E-Par tizipation als Bestandteile der 
digitalen Demokratie sind teilweise be-
reits routinemäßig im Einsatz – etwa 
bei der EU-Kommission (Grunwald et 
al. 2006, S. 87 ff.) oder bei der kanadi-
schen Regierung (Lindner 2008).
Gleichwohl haben die bisherigen Erfah-
rungen aber auch gezeigt, dass die prin-
zipielle Öffnung der Verfahren »für 
alle« nur unter sehr spezifischen Be-
dingungen auf ein entsprechendes Echo 
stößt und die aktive Beteiligung oft nur 
von Wenigen getragen wird (Grunwald 
et al. 2006, S. 15 u. 21). Noch kriti-
scher erscheint jedoch, dass bei sol-
chen Verfahren eine Erwartung auf 
eine subs tanzielle Beeinflussung poli-
tischer Prozesse geweckt wird, die aber 
teilweise schon daran scheitert, dass 
der Öffnung und Erweiterung des »In-
putkanals« keine entsprechende Erwei-
terung der Verarbeitungskapazitäten 
zur Seite gestellt wird. Enttäuschungen 
bei den Bürgern sind die Folge.
ENTSCHEIDUNGEN IN ABSTIMMUNGEN 
UND WAHLEN
Demokratie sollte nicht lediglich als 
Akt der Wahl von Repräsentanten im 
Abstand mehrerer Jahre oder als Ab-
stimmung in demokratischen Gremien
verstanden werden. Dem Wahlakt 
geht der Wahlkampf und der Mehr-
heitsentscheidung die Sachdebatte vor-
aus. Gleichwohl sind Wahlen und 
Mehrheitsentscheidungen so etwas 
wie die Kulmination demokratischer 
Machtausübung. In ihnen werden po-
litische Kurswechsel sichtbar, werden 
Gesetze fixiert und politische Program-
me festgelegt.
Die (vermeintliche) Einfachheit des 
Entscheidungsprozesses – in der Re-
gel geht es um eine Entscheidung zwi-
schen Alternativen oder eine Auswahl 
unter verschiedenen Personen – legt die 
Computerunterstützung nahe. Erhofft 
wurden schon in den 1980er Jahren 
scheidungsprozess vorsehen. Generell 
werden diese Verfahren damit begrün-
det, dass Erfahrungen und Expertise 
aus der Gesellschaft für sachgerechte 
Entscheidungen benötigt werden. In 
dem die unterschiedlichen gesellschaft-
lichen Sichtweisen im Entscheidungsver-
fahren berücksichtigt werden, soll Poli-
tik oder Verwaltung besser in die Lage 
versetzt werden, diese unterschiedlichen 
Interessenlagen im Sinne des »Gemein-
wohls« auszutarieren. 
Da es in diesen Verfahren um den 
Austausch komplexer Argumentatio-
nen geht, an denen mehr oder weni-
ger viele Personen aktiv beteiligt sind 
und in der Regel eine breite Öffent-
lichkeit interessiert ist, bietet sich der 
Einsatz elektronischer Gruppenkom-
munikation an. Diese könnten nicht 
nur die aktuelle Kommunikation im 
Verfahren unterstützen, sondern auch 
den gesamten Ablauf speichern und 
für nachfolgende Auswertungen wie-
der abrufbar machen. Bereits in den 
1970er Jahren wurde mit solchen (rein 
textbasierten) Computerkonferenzsys-
temen experimentiert, die heute selbst-
verständlich auch Ton und Bewegtbild 
integrieren können.
Neben dieser Informations- und Trans-
parenzfunktion richten sich die Hoff-
nungen bei elektronischen Konsulta-
tions- und Partizipationsverfahren auch 
darauf, dass eine Öffnung in die Brei-
te der Gesellschaft stattfinden kann. 
Im Prinzip könnte sich jeder beteiligen, 
unabhängig von seinem Status (Egali-
sierungstendenz des Internets), seinen 
Ressourcen (man benötigt nicht mehr 
als einen Internetzugang) und seinem 
Standort (Distanzen spielen keine Rol-
le mehr). Ein weiterer Vorteil elektroni-
scher Konsultations- und Beteiligungs-
verfahren wird darin gesehen, dass es 
ohne großen Aufwand möglich ist, den 
Beteiligten umfangreiche Verfahrens-
unterlagen sowie Stellungnahmen zur 
Verfügung zu stellen, bei deren Nut-
zung wiederum eine informierte Teil-
ren Anschauungen bestärken können. 
Dies wird für die Demokratie dann als 
besonders kritisch angesehen, wenn 
»eletronic tribes« (Hiltz/Turoff 1978, 
S. 482 f.) extremistische, demokra-
tiefeindliche Ziele verfolgen. In die-
sem Zusammenhang wurde auch von 
einer Balkanisierung der Wählerschaft 
und »demographic ghettos« gespro-
chen (Donk/Tops 1992, S. 181).
Letztlich führt die Explosion der in-
formativen wie kommunikativen Mög-
lichkeiten zu einer Überforderung der 
Gesellschaft. Viele verfügen nicht über 
die qualifikatorischen und zeitlichen 
Ressourcen, um sich in die »Netzöf-
fentlichkeit« (Grunwald et al. 2006) 
einzubringen, und vieles deutet da rauf 
hin, dass die privilegierten Schichten 
der Bevölkerung in weit stärkerem 
Maße von der Cyberdemokratie pro-
fitieren können als die breite Masse (so 
bereits Hiltz/Turoff 1978, S. 167 ff.).
KONSULTATION UND PARTIZIPATION
Politische Kommunikation kann von 
ganz unterschiedlichen Akteuren zu 
vielfältigen Themen initiiert werden 
und ist gegebenenfalls mit politischen 
Prozessen im engeren Sinne nur lose 
verbunden. Politische Konsultation ist 
dagegen in der Regel von der Politik 
ini tiiert, thematisch fokussiert und eng 
an politische Verfahrensabläufe ange-
koppelt. Hierbei lädt etwa ein Minis-
terium oder ein Parlamentsausschuss 
zu einem Gesetzesvorhaben oder ei-
nem politischen Programm Verbände, 
Experten oder auch betroffene Bürger 
ein, die auf vorgegebene Fragen ant-
worten und die eigene Expertise zum 
Thema darlegen sollen. 
Von Beteiligungsverfahren im engeren 
Sinne (Partizipation) spricht man dann, 
wenn insbesondere rechtliche Vorgaben, 
etwa in der Stadt- und Verkehrsplanung 
oder für umweltrelevante Großvorha-
ben, vorliegen, die den Einbezug von 
Betroffenen in den Planungs- und Ent-
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11 benenfalls sogar in einen Dialog mit 
den Bürgern eintreten. Darauf richten 
sich auch die Hoffnungen der Bürger 
und Petenten, die, wie Befragungen des 
TAB zeigten, darüber hinaus erwarte-
ten, dass ihre im Onlineforum vorge-
brachten Argumente im Petitionsver-
fahren berücksichtigt würden.
Kritiker bezweifelten aber genau die-
ses, da sich an der formell schwachen 
Position der Petenten und des Petitions-
ausschusses selbst bei der Durchset-
zung als berechtigt erkannter Anliegen 
nichts geändert habe. Die Befürchtung, 
dass bei der Erweiterung des »Inputka-
nals« durch die Onlineforen die Verar-
beitungskapazitäten nicht Schritt hal-
ten, hat sich auch an diesem Beispiel 
bestätigt. Die durchaus verfahrensrele-
vanten Diskussionsinhalte werden nur 
unsystematisch und sporadisch in den 
Verfahrensablauf eingebracht. 
Typisch für die Debatte um die E-De-
mokratie ist auch die Befürchtung, dass 
personenbezogene Daten erzeugt wer-
den, die gegebenenfalls gegen die Bür-
ger verwendet werden könnten. So sind 
bei den E-Petitionen die Namen der 
Mitzeichner im Internet für jeden ein-
sehbar, anonyme oder pseudonyme 
Formen der Mitzeichnung sind bisher 
nicht zugelassen. Befürchtungen gibt es 
aber auch dahingehend, dass die Mög-
lichkeiten, die eigene Identität im In-
ternet zu verschleiern, zu einem Miss-
brauch führen könnte oder dass (über 
das Internet) gutorganisierte Gruppen 
und Organisationen das elektronische 
Petitionsverfahren für ihre politischen 
Kampagnen einsetzen könnten, für die 
es eigentlich nicht gedacht sei.
Die empirischen Untersuchungen des 
TAB zeigen – wenig überraschend – ein 
sehr differenziertes Bild. Insgesamt hat 
die Modernisierung des Petitionswesens 
in Deutschland durch den Internetein-
satz dessen öffentliche Wahrnehmung 
und politische Bedeutung gefördert. Die 
Nutzungsabsichten der Bürger reichen 




Das TAB hat in den letzten Jahren um-
fangreiche Untersuchungen zur Einfüh-
rung und Nutzung eines elektronischen 
Petitionssystems des Deutschen Bundes-
tages durchgeführt (Riehm et. al. 2009, 
TAB 2011). Die konkrete Rahmenset-
zung des Deutschen Bundestages sieht 
dabei vor, dass Petitionen über das In-
ternet eingereicht und auf Wunsch der 
Petenten und nach einem speziellen Zu-
lassungsverfahren auf der E-Petitions-
plattform des Deutschen Bundestages 
veröffentlicht werden können. Weitere 
Merkmale dieses momentan zentralen 
E-Partizipationsprojektes im Rahmen 
der E-Parlamentsstrategie des deut-
schen Parlaments sind die Möglich-
keiten der Diskussion der Petitionen in 
einem Onlineforum sowie der Samm-
lung unterstützender Unterschriften. 
Bei der Erreichung eines Quorums von 
50.000 Mitzeichnungen führt der Peti-
tionsausschuss des Deutschen Bundes-
tages eine öffentliche Ausschusssitzung 
durch, zu der die Petenten eingeladen 
sind, ihr Anliegen persönlich vorzutra-
gen und Antworten auf die Fragen der 
Abgeordneten zu geben.
Auch an diesem konkreten parlamen-
tarischen E-Demokratieprojekt lassen 
sich die typischen Muster der langjäh-
rigen Debatte um Internet und Demo-
kratie ablesen.
Die Hoffnungen der Initiatoren im 
Bundestag richteten sich auf eine Mo-
dernisierung eines sehr traditionellen 
politischen Beteiligungsrechts und auf 
eine damit verbundene politische Auf-
wertung. Man wollte die Verfahrens-
transparenz erhöhen, das Petitionsrecht 
für neue Bevölkerungsschichten öff-
nen, deren Pro- und Kontraargumen-
te zu einer Petition hören und gege-
durch Verfahren automatisierter Aus-
zählung ein effizienteres Verfahren und 
– angesichts wachsender Wahlmüdig-
keit bei den Bürgern – eine Erhöhung 
der Wahlbeteiligung. Im Prinzip könn-
ten Abstimmungen und Wahlen von je-
dem Ort aus erfolgen. Für Befürworter 
direktdemokratischer Verfahren bietet 
das E-Voting (Beckert 2011) größere 
Möglichkeiten, mit relativ wenig Auf-
wand mehr Abstimmungen durchfüh-
ren zu können und dabei mehr Bürger 
an echten politischen Entscheidungen 
zu beteiligen.
»Einfache« Abstimmungen im Sinne 
der Feststellung von Stimmungen und 
Meinungen in der Bevölkerung und 
einzelnen Gruppen haben sich auf brei-
ter Front mehr oder weniger durchge-
setzt. Gerade Websites von Zeitungen 
und Rundfunkunternehmen bieten sol-
che »polls« fast routinemäßig an. Die 
elektronische Zeichnung von Appel-
len und Petitionen ist eine weitere, eher 
demonstrative als entscheidungsrele-
vante Form einer »Abstimmung«, auch 
wenn über Quoren teilweise formale 
Verfahrensprivilegien erreicht werden 
können. Dagegen gibt es nur vereinzelt 
und in wenigen Ländern elektronische 
Parlamentswahlen.
Die Befürchtungen richten sich hier da-
rauf, dass fehleranfällige Computer-
programme unrichtige Wahlergebnisse 
produzieren könnten, die Anonymität 
des Wahlvorgangs bedroht sein könn-
te und die Transparenz der Auszählung 
einer Abstimmung und Wahl durch die 
Blackboxeigenschaft des Computers 
nicht mehr gegeben seien. Es wird des 
Weiteren davor gewarnt, dass die Ein-
heit von Debatte und Entscheidung 
zugunsten des reinen Wahlaktes ver-
loren gehen könnte. Als »push-but-
ton democracy« bezeichneten Kriti-
ker bereits vor 20 Jahren diese Gefahr 
(Donk/Tops 1992, S. 170 u. 174 f.). 
Heute spricht man mit einer ähnlich 
kritischen Intention von einer Reduk-
tion politischer Aktivität auf »click-
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feststellbar. Von Beginn an finden sich 
die befürwortenden Hoffnungen neben 
den kritischen Befürchtungen. Auch die 
wissenschaftliche und empirische Ana-
lyse der Entwicklung des Internetein-
satzes in der Demokratie ist durch die-
se Ambivalenz charakterisiert. Womit 
kann dies erklärt werden?
Zum Ersten mit einer einseitigen tech-
nikdeterministischen Fragestellung: 
Nützt oder schadet »das Internet« der 
Demokratie? Das Internet ist aber kei-
ne Hope- oder Fear-Technologie per 
se, sondern gestaltete und gestaltbare 
Technik. Ob beispielsweise eher egali-
täre oder hierarchische Kommunika-
tionsformen befördert werden, hängt 
von der konkreten technischen Imple-
mentierung, den jeweiligen Nutzungs-
weisen und der gesellschaftlichen Ein-
bettung von Internetanwendungen ab –
und nicht vom »Internet« an sich. 
Zum Zweiten ist die Bewertung be-
stimmter Eigenschaften der Cyberde-
mokratie auch eine Frage der poli-
tischen Grundanschauungen und 
Interessen. Ein Vertreter der direkten 
Demokratie sieht gegebenenfalls in den 
Möglichkeiten des E-Votings eher eine 
Hoffnung, ein Anhänger der repräsen-
tativen Demokratie eher eine Gefahr. 
Aus der Perspektive eines Bürgers ist 
die über das Internet gegebene direk-
te Kontaktmöglichkeit von Politikern 
und politischen Institutionen ein Ge-
winn, für die Kontaktierten oft nicht 
mehr als eine zusätzliche Belastung.
Mit Sicherheit weiß man aber nach 
50 Jahren Debatte über und Erfahrun-
gen mit Internet und Demokratie mehr 
über die konkreten Bedingungen, unter 
denen sich eher die positiven und weni-
ger die negativen Potenziale realisieren. 
Auch die Technikfolgenabschätzung, 
die fast auf einen ähnlich langen Zeit-
raum zurückblicken kann, hat dazu 
immer wieder ihren Beitrag geleistet.
Ulrich Riehm
weit über die Kapazitäten hinaus, die 
der Bundestag zur Verfügung stellen 
kann, sodass viele öffentliche elektroni-
sche Petitionen nicht zugelassen werden. 
Die Diskussionsforen weisen bei einzel-
nen Petitionen eine ausgesprochen hohe 
Beteiligung bei einer in der Regel gu-
ten inhaltlichen Qualität auf. Tatsäch-
lich ist es auch gelungen, die Nutzung 
des Petitionsrechtes auf neue Bevölke-
rungsschichten, insbesondere Jüngere, 
auszuweiten. Allerdings bleibt die Zu-
sammensetzung der Petenten weiterhin 
dem typischen sozia len Muster einer 
durch höhere Bildung gekennzeichne-
ten politischen Beteiligung verhaftet. 
Die Befürchtungen des Missbrauchs 
durch organisierte Kampagnen, online 
gutvernetzte Gruppen oder auch durch 
Vortäuschung falscher Identitäten ha-
ben sich im Großen und Ganzen aber 
nicht bestätigt.
FAZIT
Das Internet macht ein unvorstellbares 
Ausmaß an politisch relevanter Infor-
mation sowie vielfältige Kommunika-
tions- und Beteiligungsmöglichkeiten 
in demokratischen Prozessen verfüg-
bar. Mehr Transparenz und Offenheit 
des politischen Systems, Nutzungsmög-
lichkeiten unabhängig vom sozialen 
Status sowie von Ort und Zeit sind wei-
tere typische Hoffnungen, die seit Be-
ginn der Debatte um die Cyberdemo-
kratie artikuliert wurden.
Die Debatte wurde aber auch von Be-
fürchtungen geprägt, zu denen u.a. ge-
hören: die Gefahr der Manipulation, 
Zensur und Überwachung, der sozia-
len Selektivität der Nutzung, der in-
formatorischen Überforderung der 
Nutzer durch Ausschaltung vermit-
telnder, qualitätssichernder Instanzen 
und die Beförderung populistischer 
Politikansätze. 
Ein eindeutiger Zyklus von »hope, hype 
and fear« über die Jahre ist dabei nicht 
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SMALL PARTS – GREAT FUTURE?
zumeist unter dem Label »Transhu-
manismus« firmiert (Coenen 2010).
Zugleich beruhen diese Visionen Drex-
lers, Joys und anderer Futuristen und 
Technikvisionäre zum großen Teil auf 
Annahmen zum zukünftigen Zusam-
menwirken mehrerer neuer (oder auch 
schon bekannter) Technologien (hier-
zu auch der Beitrag von A. Sauter zur 
Synthetischen Biologie). Durch solche 
Visionen zur Konvergenz verschiedener 
Technologien werden die Hoffnungen 
auf umfassende, tiefgreifende Verände-
rungen der Bedingungen menschlicher 
Existenz beflügelt. Aus dieser Perspek-
tive wird die Nanotechnologie auch 
von administrativer Seite als ein diszi-
plinenübergreifendes Element der in-
ter- und transdisziplinären Forschung 
und Entwicklung verstanden und unter 
dem Label »Converging Technologies« 
eine Konvergenz der Nanotechnologie 
mit Biotechnologie, Informationstech-
nologie, Ingenieurwissenschaften und 
weiterer Technologiefelder propagiert 
(BMU 2010).
Die Begeisterung, die insbesondere op-
timistische futuristische Visionen we-
cken können, wurde beispielsweise zu 
Beginn der 2000er Jahre in den USA 
bewusst als Mittel zur Förderung der 
Technologieentwicklung eingesetzt. 
Eine solche Strategie des »hope and 
hype« ist aber immer eine Gratwande-
rung. Neben positiven Effekten dieser 
Strategie (z.B. als Anreize für den wis-
senschaftlichen Nachwuchs oder zum 
Wecken sowie Wachhalten von politi-
schem und wirtschaftlichem Interesse) 
sind auch negative Konsequenzen denk-
bar: So besteht zum einen die Gefahr, 
dass die Erwartungen an die Nanotech-
nologie zu hoch geschraubt und Ent-
täuschungen dadurch unvermeidlich 
werden. Zum anderen kann unbeab-
sichtigt auch die Kehrseite des optimis-
tischen Futurismus – ein mit Weltunter-
gangsängsten und Schreckensvisionen 
verbundener pessimistischer Futuris-
mus – popularisiert werden. Daher ist 
breit diskutiert wurden bzw. werden. 
Diesen Visionen unterliegt die Vorstel-
lung, dass es zukünftig gelingt, Mate-
rie beliebig zu manipulieren und nach 
eigenen Wünschen Atom für Atom, 
Molekül für Molekül zusammenzu-
setzen. Klar ist, dass je nach persön-
lichem Standpunkt daraus entweder 
Heils- (»hope«) oder Schreckensvisio-
nen (»fear«) abgeleitet werden können. 
Allen voran hat der amerikanische 
Technikvisio när – wenn auch vieler-
orts als wissenschaftlicher Außenseiter 
betrachtete – K.E. Drexler mit seinem 
»Foresight Institute« solche Diskussio-
nen angestoßen und zugleich den Be-
griff »molekulare Nanotechnologie« 
für seine – überwiegend optimistische 
– Zukunftsvision von künstlichen, 
bakterienähnlichen, selbstreplizie-
renden, intelligenten Nanomaschinen 
(»assembler«) geprägt (Drexler 1986; 
Drexler/Peterson 1994). Seine nanofu-
turistischen Visionen prognostizierten 
zudem massive Umwälzungen der Ge-
sellschaft und der »conditio humana« 
durch die Nanotechnologie. Er, wie 
auch B. Joy (2000), entwickelte aber 
auch explizite Horrorvisionen einer 
Vernichtung allen Lebens, beispiels-
weise durch außer Kontrolle geratene, 
selbstreplizierende Nanomaschinen. 
Diese Art des Nanofuturismus ist wie-
derum Teil einer umfassenderen tech-
nikvisionären Weltanschauung, die 
Wegen des Potenzials zur grundlegen-
den Veränderung ganzer Technolo-
giefelder (Systeminnovation) wird 
die Nanotechnologie als eine Schlüs-
seltechnologie angesehen, die in (na-
her) Zukunft erhebliche ökonomische, 
ökologische und soziale Auswirkungen 
mit sich bringen kann. Der Nobelpreis-
träger für Chemie und Nanoexperte 
Richard Smalley (1999) hat schon vor 
über einem Jahrzehnt die erwartbaren 
Folgen so beschrieben: »The impact of 
nanotechnology on health, wealth, and 
the standard of living for people will 
be at least the equivalent of the com-
bined influences of microelectronics, 
medical imaging, computer-aided en-
gineering, and man-made polymers in 
this century.« Diese Einschätzung ist 
zwar teilweise spekulativ, beruhte aber 
schon damals auf der Beobachtung und 




Noch einen Schritt weiter gehen ver-
schiedene visionäre Vorstellungen, die 
insbesondere deshalb von Bedeutung 
sind, weil sie die öffentliche Wahr-
nehmung der Nanotechnologie häufig 
dominier(t)en und sowohl im Feuille-
ton, aber zum Teil auch in Fachkreisen 
 Die nach wie vor hohen Erwartungen an die Nanotechnologie basieren auf ih-
rem Potenzial, Materialeigenschaften für gänzlich neue Anwendungen generie-
ren zu können sowie neuartige Architekturen und Prozessabläufe zu realisieren 
und durch den kontrollierten Aufbau makroskopischer Körper aus atomaren und 
molekularen Bausteinen deren Eigenschaften gezielt einzustellen. Deshalb wer-
den von der Nanotechnologie Impulse für ein breites Spektrum gesellschaftsre-
levanter Anwendungsfelder und Innovationen in nahezu allen Technologie- und 
Industriezweigen erwartet: In der IuK-Technologie wird intensiv an neuen Rech-
nerarchitekturen gearbeitet, die mit DNA- und Quantencomputing irgendwann 
die herkömmliche Siliziumelektronik ablösen sollen. In der Energietechnik könn-
te Nanotechnologie durch neue Materialien innovative Impulse auslösen; neu-
artige Nanopartikel könnten chemische Katalyse- und Produktionstechniken re-
volutionieren. In der Medizin schließlich sind nanobasierte Therapeutika und 
Wirkstoffträger in der Entwicklung, die zielgenau positioniert und dosiert wer-
den sowie die Immunabwehr oder die Blut-Hirn-Schranke überwinden können.
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11 biochemischen und molekularbiologi-
schen Vorgänge abspielen. Zudem be-
zeichnet dies einen »Grenzbereich«, in 
dem das Verhalten von Materie nicht 
mehr nur mit den Gesetzen der klassi-
schen Physik beschrieben werden kann. 
Es werden zunehmend Quanteneffekte 
spürbar: »Die Atome kleben aneinan-
der. Teilchen tunneln durch Potential-
barrieren, die eigentlich für sie un-
durchdringlich sind, und sind nicht 
mehr voneinander zu unterscheiden. 
Das Licht geht um Ecken und nimmt 
eine körnige Struktur an.« (Steinmül-
ler 2006, S. 77)
In der Nanotechnologie wird also nicht 
nur mit winzigen Dingen operiert, son-
dern sie zeichnet sich auch dadurch aus, 
dass hier spezifische Effekte genutzt 
werden, die (nur) in diesen Dimensio-
nen auftreten. Unabhängig von der Be-
zugnahme auf die Größenordnungen 
besteht zudem die Tendenz, eine Viel-
zahl von schon etablierten und neuen 
Verfahren zu subsumieren, als Sam-
melbegriff für eine Vielzahl von Tech-
nologien, die sich mit Strukturen und 
Prozessen auf der genannten Nanome-
terskala befassen. Dieser Bereich wird 
sowohl durch den Einsatz neuerer phy-
sikalischer Instrumente und Verfahren 
auf dem Wege einer weiteren Verklei-
nerung derzeitiger Mikrosysteme er-
reicht als auch durch die Nutzung von 
nologie und bietet die Möglichkeit der 
Optimierung von Produkteigenschaf-
ten in fast allen Wirtschaftsbranchen, 
wie z.B. in Energie-, Umwelt- und In-
formationstechnik, in der Medizin-
technik und im Bereich von Gesund-
heit und Ernährung (VDI 2010, S. 19). 
Im Zuge der Etablierung des Begriffs 
»Nanotechnologie« hat dieser immer 
wieder einen Wandel durchlaufen (De-
cker 2006). Zumeist wird der Begriff 
für verschiedene wissenschaftliche For-
schungsgebiete und technologische 
Entwicklungsrichtungen verwendet, 
die vor allem eines gemeinsam haben: 
Sie befassen sich mit Strukturen und 
Prozessen auf der Nanometerskala. 
»Nano« – abgeleitet von »nanos«, dem 
griechischen Wort für Zwerg – weist so-
mit zunächst einmal auf eine Größen-
ordnung hin. Nanotechnologien wirken
etwa im Bereich von 1 bis 100 Nano-
metern (nm), wobei 1 nm ein milliard-
stel Meter ist (1 nm = 10-9 m). Anschau-
lich formuliert: Würde man einen Fuß-
ball zu einer Kugel von 1 nm Durch-
messer schrumpfen, entspräche dies im 
gleichen Verhältnis einer Verkleinerung 
der Erdkugel auf Fußballmaße. Der Be-
reich der Nanotechnologien erstreckt 
sich somit von der Größe eines Atoms 
bis ungefähr zur Wellenlänge des sicht-
baren Lichts. Dies sind Dimensionen, 
in denen sich auch die grundlegenden 
eine kritische Auseinandersetzung mit 
den Schreckensvisionen, selbst wenn sie 
deren Popularität zunächst noch ver-
größert, ein wesentlicher Beitrag zu ei-
ner rationalen, problemadäquaten Dis-
kussion über Chancen und Risiken der 
Nanotechnologie (TAB 2008). 
WAS IST NANOTECHNOLOGIE?
Als Namensgeber und insofern »Grün-
dungsvater« der Nanotechnologie gilt 
der 1988 verstorbene amerikanische 
Physiker und Nobelpreisträger Richard 
Feynman, der bereits 1959 in einem 
Vortrag (»There’s plenty of room at 
the bottom«) die technischen Möglich-
keiten der Nanoskala prognostizierte 
und die Vision beschrieb, auf der ato-
maren Ebene gezielt zu kon struieren 
(»arrange the atoms one by one the 
way we want them«). Feynman (1959) 
nahm an, dass es kein Gesetz der Phy-
sik ausschließe, einzelne Atome zu be-
wegen. Demnach müsste es möglich 
sein, Materie auf atomarem Niveau zu 
manipulieren. So ließe sich z.B. die ge-
samte »Encyclopedia Britannica« in 
einem Staubkorn unterbringen, wenn 
jedes Atom ein Bit trüge. Die atoma-
re Schrift würde jedoch nur mit einem 
»Super-Elek tronenmikroskop« zu lesen 
sein. Dies präsentierten 30 Jahre später 
(1990) D. Eigler und E. Schweizer von 
IBM Deutschland der erstaunten Pres-
se in einer elektronenmikroskopischen 
Aufnahme: 35 Xenonatome auf einem 
Nickelkristall bildeten den Schriftzug 
»IBM« (Steinmüller 2006, S. 78).
 Der konkrete Begriff »Nanotechno-
logie« wurde erstmals in den 1970er 
Jahren vom japanischen Forscher und 
Ingenieur Norio Taniguchi verwen-
det. Er beschrieb Arbeits- und Her-
stellungsmethoden mit einer Präzision 
im Nanometerbereich. Und genau diese 
Tatsache – die technologische Beherr-
schung dieser atomaren und molekula-
ren Dimensionen – ist das eigentliche, 
neue und besondere an der Nanotech-
SCHRIFTZUG AUS 35 XENONATOMEN AUF EINER NICKEL-EINKRISTALL-OBERFLÄCHE
Quelle: Eigler/Schweizer 1990
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11Auch die Europäische Union will mit 
Blick auf Forschungsförderung und Re-
gulierung sowie Gesundheitsvorsorge 
2011 einen neuen Aktionsplan verab-
schieden, der die Strategien bis 2015 
festlegt. Allein im bis 2013 laufenden 
7. EU-Forschungsrahmenprogramm 
wurde bislang weit über 1 Mrd. Euro 
Fördermittel im Bereich Nanotechno-
logie investiert (BMBF 2010). 
In Deutschland fördert die öffentli-
che Hand Nanotechnologien mit ca. 
500 Mio. Euro im Jahr. Ein Großteil 
davon entfällt auf das BMBF, das ein 
weites Netzwerk an Kompetenzzen-
tren unterstützt, z.B. für Nanoanaly-
tik, Nanomaterialien, Nanoelektronik, 
Nanooptik, Nanobiotechnologie, Na-
nochemie, ultradünne Schichten und 
molekulare Architekturen u.v.a.m. Mit 
einer Forschungsquote von 14 % (FuE-
Ausgaben in Relation zum Gesamtum-
satz) zählt der Nanosektor gegenwärtig 
zu den forschungsintensivsten Tech-
nologiefeldern in Deutschland. Glo-
bal zeichnet sich ein Wettlauf »Kopf 
an Kopf« ab. Die EU, die USA und Ja-
pan investieren jedes Jahr ca. 1 Mrd. 
Euro öffentlicher Mittel in Nanotech-
nologien. Rechnet man die Ausgaben 
der Industrie und anderer bedeuten-
der Staaten (Frankreich, UK, Korea, 
China, Russland) mit ein, dürfte die 
Summe weltweit inzwischen bei deut-
lich über 5 Mrd. Euro pro Jahr liegen 
(BMBF 2010; Bundesregierung 2010; 
VDI 2010).
MARKTCHANCEN UND
-HOFFNUN GEN – VIEL »HYPE«
Auf den Weltmärkten eröffnet die Na-
notechnologie (Hoffnungen auf) neue 
Chancen durch kleinere, schnellere, 
leistungsfähigere und intelligentere 
Systemkomponenten für neue Produk-
te mit neuartigen oder auch verbes-
serten Funktionalitäten. Es existie-
ren verschiedene Abschätzungen von 
Marktforschungsinstitutionen, die die 
zenforschung voran bringen will, för-
dert das Feld intensiv. 
In Deutschland wurde etwa seit Beginn 
der 2000er Jahre regierungsseitig, aber 
auch durch verschiedene Initiativen des 
Deutschen Bundestages, ein umfassen-
des politisches Handlungsprogramm 
für die Nanotechnologie formuliert, 
das u.a. verschiedene Aktionsrahmen 
und Initiativen beinhaltete, vielfälti-
ge Diskurse, Dialoge und Kommuni-
kationsplattformen unter Beteiligung 
von Wissenschaft, Unternehmen, Re-
gierung, Verbänden und Öffentlichkeit 
generierte, die Förderung verschiedener 
Projekte zur Sicherheitsforschung vor-
antrieb sowie kontinuierliche Status-
quo-Berichte vorsah (TAB 2009). Um 
die Potenziale der Nanotechnologie 
für Deutschland strategisch umfassend 
weiterzuentwickeln und in Anwendun-
gen zu überführen, wurde Mitte des 
Jahrzehnts der »Aktionsplan 2010« im-
plementiert und Ende des Jahrzehnts 
mit dem »Aktionsplan Nanotechnolo-
gie 2015« fortgeschrieben. Dieser soll 
»die gemeinsame Plattform für einen 
erfolgreichen und nachhaltigen Um-
gang mit der Nanotechnologie in allen 
ihren Facetten bilden« (BMBF 2010). 
Bauplänen der belebten und unbeleb-
ten Natur zum selbstorganisierenden 
Aufbau von Materie. 
FORSCHUNGSPOLITISCHE 
AKTIVITÄTEN – VIEL »HOPE«
Selbstverständlich setzt(e) auch die 
Forschungspolitik auf »nano«. In 
keinem politischen Statement zu Zu-
kunftstechnologien darf ein Verweis 
auf die Potenziale der Nanotechnolo-
gien fehlen. Den Terminus »Nanotech-
nologie« machte sich die Forschungs-
politik bereits seit Ende der 1980er 
Jahre verstärkt zu eigen. Besonders in 
den USA begründete er seitdem vielfäl-
tige Förderaktivitäten, die 1999 einen 
ersten Höhepunkt mit dem Start der 
Nationalen Nanotechnologie-Initiati-
ve (NNI) erreichte, die vom damaligen 
Präsidenten Clinton unter Bezug auf 
Feynmans »Vision« öffentlichkeits-
wirksam angekündigt wurde (Böl et 
al. 2010). Seit Ende der 1990er Jah-
re wird die Entwicklung und Etablie-
rung als Schlüsseltechnologie in al-
len Hightech-Regionen der Welt durch 
immense staatliche Förderprogramme 
unterstützt. Jeder Staat, der seine Spit-
Auf eine Konkretion der eher unscharfen »Definition« von Nanotechnologie 
konnte man sich auf internationaler Ebene noch nicht abschließend einigen. 
Unterschiedliche Ansichten gibt es u.a. bezüglich der Abgrenzungskriterien, 
z.B. Größe der Nanoobjekte und der durch die Verkleinerung von Struktu-
ren, Schichten und Objekten geänderten funktionellen Eigenschaften. In die 
internationalen Diskussionen zur Erarbeitung einer global einheitlich hand-
habbaren Definition (EU-Kommission, CEN, OECD, ISO) ist Deutschland 
kontinuierlich eingebunden (Bundesregierung 2010). Als »Übergangslösung« 
wird zumeist das Technical Committee 229 der International Organization 
for Standardization (ISO) mit folgenden Definitionen zitiert (BMU 2010):
> Nanoobjekte: Materialien, die entweder in ein, zwei oder drei äußeren 
Dimensionen nanoskalig (ca. 1 bis 100 nm) sind. Typische Vertreter sind 
Nanopartikel, Nanoplättchen und Nanofasern; zu letzteren gehören elek-
trisch leitende Fasern (Nanowires), Nanoröhrchen (Nanotubes) und feste 
Nanostäbchen (Nanorods). 
> Nanostrukturierte Materialien: Diese haben eine innere nanoskalige Struk-
tur und treten i.d.R. als Verbundsysteme von Nanoobjekten auf (z.B. Ag-
gregate und Agglomerate), sind (laut ISO) dann aber nicht in ihrer physi-
kalischen Größe oder Form begrenzt.
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11 vor ungeklärt: Nanostrukturen kön-
nen z.B. durch Emissionen in der Pro-
duktion oder durch den Gebrauch ent-
sprechender Produkte in die Umwelt 
gelangen. Die potenziellen Folgewir-
kungen auf Mensch und Umwelt sind 
weder für kürzere noch für längere 
Zeiträume hinreichend bekannt und 
haben einen entsprechenden Risiko-
diskurs konstituiert. Zwar setzte die 
Politik (in Deutschland) im Interesse 
von Wirtschaft und Verbrauchern re-
lativ frühzeitig auf eine dezidierte Fol-
genabschätzung sowie gesellschaftli-
che und politische Begleitung dieser 
Technologie: Es wurden umfangrei-
che Forschungsprogramme aufgelegt, 
neue wissenschaftliche Institute ge-
gründet, gemeinsame Kommissionen 
unterschiedlicher Akteursgruppen 
eingerichtet und zahlreiche öffentli-
che Dialogforen initiiert (Bundesre-
gierung 2010, S. 12 f.). Gleichwohl 
können auf Grundlage des aktuellen 
wissenschaftlichen Erkenntnisstandes 
noch keine eindeutigen Aussagen ge-
macht werden, welche Nanomateria-
lien in welcher Konfiguration beson-
dere Gefahren für Mensch und Um-
welt bergen. Vor allem das Einatmen 
von im biologischen Milieu bestän-
digen nanomaterialhaltigen Stäuben 
wird gegenwärtig mit erhöhten ge-
sundheitlichen Risiken assoziiert, da 
diese Stäube bis in die Lungenbläschen 
vordringen und dort bei Biobeständig-
keit zu Entzündungen und chronischen 
Erkrankungen (bis hin zu Krebs) füh-
ren können. 
Neben dem gesundheitsbezogenen Ri-
sikodiskurs gehören zum (notwendi-
gen) Diskurs über Nanotechnolo gien 
auch grundsätzliche ethische und ge-
sellschaftliche Fragestellungen, u.a. 
zu Privacy- und Datenschutzaspek-
ten angesichts immer leistungsfähi-
gerer Methoden einer sensorischen 
Überwachung sowie der Gewinnung, 
Speicherung und Übermittlung medi-
zinischer und/oder von Lifestyleda-
ten unter Einsatz von nanobasierten 
tion, z.B. in den Bereichen Chemie, 
Pharmazeutik, Lebensmittel, Ver-
packung, IKT, Automobil- und Ma-
schinenbau sowie Energie- und Um-
welttechnik, auf der Anwendung 
nanotechnologischen Know-hows ba-
sierte (VDI 2010, S. 34). Doch sol-
che Hochrechnungen sind sehr spe-
kulativ, insbesondere wird bei den 
meisten Produktanalysen nicht al-
lein der Nanoanteil am Produkt be-
wertet (beispielsweise wird beim Pro-
dukt »Sonnenmilch« üblicherweise 
statt mit dem Anteil der Titanoxid-
nanopartikel mit dem vollen Preis der 
Flaschen gerechnet). Auch ist nicht 
überall, wo »nano« draufsteht, auch 
wirklich »nano« drin. Doch selbst 
nach konservativen (bzw. nachvoll-
ziehbaren) Schätzungen soll Mitte des 
Jahrzehnts bei etwa 10 % aller Waren 
Nanotechnologie tatsächlich eine Rol-




Während die Nanotechnologie also ei-
nerseits als Schlüsseltechnologie des 
21. Jahrhunderts gepriesen wird, mit de-
ren Hilfe sich u.a. sogar Klimawandel, 
Krankheiten und Welternährungspro-
bleme besser bekämpfen lassen sollen, 
ergibt sich beim genaueren Blick – 
beispielsweise auf die bisher auf dem 
Markt befindlichen Produkte – ein eher 
ernüchterndes Bild: Zwar drängt eine 
Vielzahl von Alltagsprodukten auf den 
Markt, jedoch mit zumeist unklarem 
Nutzen oder Mehrwert. Zudem lassen 
insbesondere die beschworenen Durch-
brüche wie etwa im Hinblick auf Res-
sourcenschonung bei der Herstellung, 
im Verbrauch sowie bei der Umwelt-
technologie insgesamt weiter auf sich 
warten.
Zugleich sind ganz grundlegende Fra-
gen u.a. nach den Risiken nach wie 
»Hebelwirkung« der Nanotechnologie 
anhand globaler Marktpotenziale na-
nooptimierter Produkte zu quantifizie-
ren versuchen. Eine regionale Eingren-
zung ist aufgrund der internationalen 
Verflechtung der Märkte jedoch kaum 
möglich. Der von in Deutschland an-
sässigen Unternehmen weltweit gene-
rierte Umsatz in der Nanotechnologie 
wurde für das Jahr 2007 auf 33 Mrd. 
Euro geschätzt (Bundesregierung 2010, 
S. 12). Mittlerweile arbeiten allein in 
Deutschland an die 1.000 Unterneh-
men an der Entwicklung, Herstellung 
und Vermarktung nanotechnologischer 
Produkte und Verfahren, etwa 80 % 
davon sind KMU; mehr als 60.000 In-
dustriearbeitsplätze hängen vom Ein-
satz von Nanotechnologien und -ma-
terialien ab (BMU 2010). 
Allerdings ist eine exakte Angabe 
des Marktvolumens von nanomate-
rialhaltigen Produkten aufgrund des 
Querschnittscharakters der Nano-
technologie und der schwierigen Ein-
grenzbarkeit des Begriffs »nano« nicht 
möglich. Zudem haben die jeweiligen 
»Marketingabteilungen« längst begrif-
fen, dass das Label »nano« »hype« ist. 
Und somit wird jedem Produkt, das 
beispielsweise ultrafeine bzw. generell 
winzige Partikel aufweist und dessen 
Oberfläche irgendwie feiner (als zu-
vor) strukturiert ist, schnell der Stem-
pel »nano« aufgedrückt. Ungeachtet 
der prinzipiellen Ungenauigkeiten ge-
hen Marktforscher davon aus, dass 
aktuell das weltweite Marktvolumen 
100 oder gar mehrere 100 Mrd. Euro 
beträgt, mit stark steigender Tendenz 
(VDI 2010). So wird bereits für das 
Jahr 2015 das branchenübergreifen-
de, weltweite Marktvolumen, welches 
die Nanotechnologie zu beeinflussen 
vermag, auf über 1 Billion Euro ge-
schätzt (BMBF 2010). Das Marktpo-
tenzial der Nanotechnologie entsprä-
che damit im Jahr 2015 etwa 15 % 
des weltweiten Industriegütermarktes. 
Dies würde bedeuten, dass dann ein 
großer Teil der globalen Güterproduk-
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11Anwendungen notwendig ist, konnten 
etliche Studien verdeutlichen (Fleischer 
et al. 2010). 
Insbesondere vor dem Hintergrund, 
dass Nanomaterialien zunehmend 
auch in verbrauchernahen Produk-
ten eingesetzt werden und damit eine 
zunehmende und stärkere Exposition 
von Beschäftigten, Verbrauchern und 
der Umwelt wahrscheinlich wird, be-
werten die Verbraucher mittlerweile 
die Anwendungsbereiche differenziert 
und verlangen beispielsweise nach ei-
ner expliziten Kennzeichnung. Insbe-
sondere gewinnen mit der Verbreitung 
nanotechnologiebasierter Alltagspro-
dukte wie Kosmetika, Reinigungsmit-
tel, Kleidung und Haushaltsgegenstän-
de die Aspekte Lebensmittelsicherheit 
und Verbraucherschutz stetig an Be-
deutung (Fleischer/Quendt 2007). 
Doch die Information über die Ver-
wendung von Nanomaterialien in 
Produkten ist in Deutschland bzw. in 
Europa gesetzlich nicht (einheitlich) 
geregelt, sondern obliegt bislang zu-
meist der Entscheidung des Produkt-
herstellers (so wird z.B. erst ab 2013 
die Kennzeichnung von nanoskaligen 
Bestandteilen in Kosmetika in Euro-
pa verpflichtend) (BMBF 2010, S. 29). 
Dabei werden insbesondere der Le-
bensmittel- und Gesundheitssektor als 
diejenigen Anwendungsfelder angese-
hen, in denen es am ehesten zu Kon-
troversen kommt. Es ist zudem davon 
auszugehen, dass der Umgang der re-
levanten Akteure mit den Informa-
tions- und Sicherheitsbedürfnissen der 
Verbraucher deren Einstellungen und 
Wahrnehmungen maßgeblich beein-
flussen wird (Böl et al. 2010; Sigrist et 
al. 2007). Dies ließ sich beispielsweise 
in Deutschland, Großbritannien und 
in der Schweiz im Rahmen verschiede-
ner öffentlicher Dialogverfahren und 
Verbraucherkonferenzen identifizie-
ren. Nach Möller et al. (2009, S. 110) 
lassen sich dabei im Einzelnen folgen-
de von Verbrauchern erhobene rele-
vante Forderungen nennen:
ren (Böl et al. 2010, S. 14). Als Gegen-
stück insbesondere zu nanofuturisti-
schen (Schreckens-)Visionen (z.B. Joy 
2000) wurden nämlich die weitreichen-
den Chancenerwartungen vielfach und 
recht intensiv medial vermittelt in der 
Kommunikation mit der Öffentlich-
keit eingesetzt, was wiederum umge-
hend kritisch in den Medien und in 
der Öffentlichkeit debattiert wurde. 
Zugleich war ein weiterer Aspekt des 
Nanodiskurses die Sorge, ob in Bezug 
auf die Nanotechnologie ggf. eine stark 
überzogene Erwartungshaltung entste-
hen könnte, mit darauf notwendiger-
weise folgenden Enttäuschungen, u.a. 
vor dem Hintergrund extrem weitrei-
chender (positiver) Visionen (u.a. Roco/
Bainbridge 2002), die insbesondere in 
den USA in einer Strategie des »hype 
and hope« entwickelt worden waren 
(Paschen et al. 2004). 
Im weiteren Verlauf zeigte sich, dass die 
politischen und wissenschaftlichen Dis-
kussionen zur Nanotechnologie auch 
von der Sorge getragen waren, die Öf-
fentlichkeit bzw. letztlich die Verbrau-
cher könnten auf die neu implementier-
te Schlüsseltechnologie mit ähnlichen 
Befürchtungen zu Risiken und infolge 
davon mit Ablehnung reagieren, wie 
dies schon bei einigen Teilbereichen der 
Bio- und Gentechnologien geschehen 
war (z.B. Grüne Gentechnik, Klonen). 
So bestand u.a. aufgrund von wieder-
holten und nachdrücklichen Warnun-
gen seitens einiger Nichtregierungs-
organisationen – vor allem der ETC 
(2006) – die Sorge, »dass in der Risiko-
wahrnehmung denkbare gesundheitli-
che und ökologische Auswirkungen zu 
einer pauschalen Ablehnung der Nano-
technologie führen könnten« (Böl et 
al. 2010, S. 15). Dass eine solche Sor-
ge nicht prinzipiell unbegründet war 
und ist, und dass deshalb eine transpa-
rente und differenzierende Problemati-
sierung bzw. Informationsvermittlung 
zur Nanotechnologie und den daraus 
resultierenden jeweiligen spezifischen 
Produktionsabläufen, Produkten und 
Produkten und Verfahren. Ebenfalls 
von Relevanz sind bioethische As-
pekte, insbesondere im Hinblick auf 
Eingriffe in den menschlichen Orga-
nismus, bei der individualisierten Me-
dizin sowie bei grundlegenden Fra-
gen nach dem Menschenbild und zum 
Verhältnis von Mensch und Maschine 
(Grunwald 2008), die durch den Ein-
satz von Nanotechnologien relevant 
werden können. Von entscheidender 
Bedeutung ist es, diese Fragen wissen-
schaftlich zu reflektieren und in der 
Öffentlichkeit zu diskutieren, um ad-
äquate Lösungen zu entwickeln und 
Perspektiven aufzeigen zu können. Da-
bei sollten jedoch sowohl Risikofragen 
als auch ethische Aspekte jeweils im 
Kontext der konkreten Anwendungs-
felder der Nanotechnologie bewertet 
werden, denn die ausschließliche Fo-
kussierung auf den Größenmaßstab 
der Nanotechnologie ist kein sinnvol-
les Kriterium zur spezifischen Bewer-
tung dieses Technologiefeldes (BMBF 
2010, S. 35).
Insgesamt kann konstatiert werden, 
dass vor dem Hintergrund der Ent-
wicklung der Nanotechnologie zu einer 
schnell als solcher erkannten Schlüs-
seltechnologie auch die geistes- und 
sozial wissenschaftliche »Begleitfor-
schung« relativ frühzeitig als ein we-
sentlicher »Diskurspartner« begriffen 
wurde. Standen zunächst sozioöko-
nomische Aspekte im Vordergrund, 
so gelangten alsbald im umfassende-
ren Sinn auch die gesellschaftlichen, 
ethischen und rechtlichen Implikatio-
nen in den Fokus (Coenen 2010; TAB 
2008). In diesem Prozess, der nicht nur 
von der Wissenschaft, sondern auch 
– besonders in den USA – von Wis-
senschaftsmanagern und der Politik 
selbst vorangetrieben wurde, herrsch-
te (anfangs noch) ein eher traditionel-
les Verständnis der Wissenschafts- und 
Risikokommunikation vor, wonach zu-
nächst gewährleistet werden sollte, die 
Menschen über die Nanotechnologien 
unter Betonung der Chancen aufzuklä-
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11 der Frage beschäftigen, welche Mög-
lichkeiten grundsätzlich in der Gesell-
schaft bestehen, auf einem Technolo-
giefeld wie dem der Nanotechnologien 
eine »Innovationskultur« zu entwi-
ckeln bzw. zu implementieren (Kahan 
et al. 2009). Zu einer solchen Innova-
tionskultur gehört beispielsweise die 
diskursive Entwicklung und Etablie-
rung von Leitbildern, die den Prinzi-
pien der Nachhaltigkeit und/oder der 
sozioökologischen Vorsorge verpflich-
tet sind. Die notwendige und zugleich 
politisch wünschenswerte Intention 
wäre dementsprechend das Erreichen 
eines sinnvollen Maßes an »Orientie-
rung« sowie »Reduzierung der Kom-
plexität« des Technologiefelds in der 
Wahrnehmung der Gesellschaft. Im 
Sinne einer »dialogischen Leitbildkon-
zipierung« könnte dies dazu beitragen, 
Unsicherheiten über mögliche Chan-
cen, Risiken, Erfolge und Misserfol-
ge der Entwicklung und des Einsat-
zes innovativer Schlüsseltechnologien 
zu reduzieren, unnötige Hemmnisse 
für eine Etablierung der Technologie 
abzubauen oder auch einen unange-
messenen »hype« und hieraus resul-
tierenden überschießenden »techno-
logy push« zu vermeiden. 
Schließlich geht es auch um ein ver-
ändertes Verständnis der Rolle (z.B. 
auch der kulturellen Aspekte) von Wis-
senschaft (bzw. deren Methoden zur 
Erkenntnisgewinnung) in der Gesell-
schaft und die stärkere Verankerung 
dieses (neuen) Verständnisses in der 
Politik. In der Perspektive eines parti-
zipativen Diskursansatzes wären »die 
lebensweltlich basierten Einschätzun-
gen von Laien nicht mehr als Ausdruck 
zu überwindender Wissensdefizite an-
zusehen« und »die Triebkräfte wissen-
schaftlich-technischen Fortschritts 
umfassend und unter Aufgabe tradi-
tioneller Konzeptionalisierungen zu 
analysieren« (Böl et al. 2010, S. 14). 
In den letzten Jahren haben sich die-
se Ansichten bzw. Erkenntnisse – den 
USA folgend – auch in Europa stärker 
aus, die Nanotechnologien zu fördern 
(Gaskell et al. 2006). Auch neuere em-
pirische Studien zur Risikowahrneh-
mung der Nanotechnologie lassen 
die Sorge einer generellen Ablehnung 
der Nanotechnologie in der Bevölke-
rung als eher unbegründet erscheinen. 
Eine repräsentative Befragung der Be-
völkerung zur Risikowahrnehmung 
(Zimmer et al. 2008) ergab, dass sich 
zwei Drittel der Befragten mehr Nut-
zen als Risiken durch die Nanotech-
nologie versprechen und positive Er-
wartungen besonders mit Blick auf 
medizinische Anwendungen beste-
hen. Zu berücksichtigen ist hierbei 
allerdings, dass viele Befragte sich zu 
Chancen und Risiken der Nanotech-
nologie äußern, obgleich sie nur we-
nige oder keine Kenntnisse zur Tech-
nologie besitzen, wie viele Studien aus 
etlichen Ländern zeigen (von Rosen-
bladt et al. 2007; Siegrist et al. 2007). 
Doch gleichzeitig fehlte – wie aufge-
zeigt – noch vielfach spezifisches Wis-
sen über die Risiken der Nanotechno-
logien in Produk tion und Anwendung 
und veranlassten viele Regierungen 
und zuständige Behörden, intensiver 
als bisher nicht nur über die möglichen 
Auswirkungen dieses Technologieein-
satzes nachzudenken, sondern konkre-
te Regulierungs- oder auch Vorsorge-
maßnahmen in den Blick zu nehmen. 
Unzweifelhaft ist, dass im Umgang 
mit dieser Problematik eine verant-
wortliche Abschätzung der Chancen 
und Risiken für den Einzelnen und 
für die Gesellschaft notwendig ist und 
entsprechende Diskurse transparent, 
öffentlich und kontinuierlich geführt 
werden müssen. Neben solchen Debat-
ten – die sich auf konkrete Aspekte von 
Nanomaterialien und -produkten be-
ziehen sowie auf mögliche Auswirkun-
gen auf Mensch und Umwelt – lassen 
sich im Kontext der geistes-, kultur-, 
politik- und sozialwissenschaftlichen 
Diskurse und Begleitforen verschiede-
ne Aktivitäten und Diskussionen iden-
tifizieren, die sich beispielsweise mit 
> Kennzeichnung, um eine Auswahl 
beim Kauf eines Produkts zu er-
möglichen und um Produkttäu-
schung zu vermeiden;







> Zulassungsverfahren für nanoskali-
ge Stoffe in Lebensmitteln oder er-
gänzende Prüfung von bereits zuge-
lassenen Stoffen dann, wenn diese 
nanoskalig vorliegen.
Deutlich sind insgesamt die Wechsel-
wirkungen bzw. auch die Gegensätze 
von Erwartungshaltungen und realen 
Nutzenwahrnehmungen. Und genau 
dieses Wechsel- und Zusammenspiel 
kann letztlich die (weitere) Entwick-
lungsrichtung und Implementierung 
eines Technologiefelds stark beeinflus-
sen: »Verbraucherentscheidungen kön-
nen das kritische Korrektiv in Bezug 
auf überzogene Erwartungen darstel-
len. Zugleich könnten überzogene Er-
wartungen Verbraucher auch gegen-
über einem ganzen Forschungsfeld 
misstrauisch machen und Investoren 
in der Konsequenz davon abhalten, 
zu dessen Weiterentwicklung beizu-
tragen.« (Böl et al. 2010, S. 15)
INNOVATIONSKULTUR – 
PRAGMATISCHER UMGANG MIT 
CHANCEN UND RISISKEN
Wie Umfragen zeigen, wurden in der 
Öffentlichkeit etwa in der Mitte des 
vergangenen Jahrzehnts die Nanotech-
nologien zunächst von der Mehrheit 
der europäischen Bürgerinnen und 
Bürger als insgesamt nützlich für die 
Gesellschaft und nicht besonders ri-
sikoreich eingeschätzt. Die meisten 
sprachen sich laut Europabarome-
ter-Umfrage dementsprechend dafür 
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SYNTHETISCHE BIOLOGIE: FINALE TECHNISIERUNG
DES LEBENS – ODER ETIKETTENSCHWINDEL?
> Integration artifizieller, biochemi-
scher Systeme in Lebewesen zur Er-
zielung neuer Eigenschaften;
> Aufbau chemischer Systeme (neue 
Biomoleküle) entsprechend biolo-
gischer Vorbilder, sodass diese be-
stimmte Eigenschaften von Lebe-
wesen aufweisen;
> Reduktion von Organismen auf 
rudimentäre Systemkomponenten 
zwecks Erzeugung biologischer, auf 
externe Reize reagierender Schalt-
kreise durch den Einbau standardi-
sierter Biobausteine (›Biobricks‹).«
Diese Beschreibung vermeidet bewusst 
eine Vorabpositionierung zum Neu-
igkeitswert der Synthetischen Biolo-
gie und dient als Ausgangspunkt, um 
durch ein systematisches Erfassen von 
Anwendungspotenzialen und -risiken 
überhaupt diskutieren zu können, ob 
Begriff und Inhalte wirklich zukunfts-
weisend und relevant sind, d.h., ob 
überhaupt Anlass zu »hope and fear« 
besteht.
Einen Gegenpol zu einer solchen erst 
einmal suchenden Position bilden die-
jenigen Ansichten, die die Schaffung 
»künstlichen Lebens« als Kernziel 
der Synthetischen Biologie verstehen 
bzw. postulieren und in den Mittel-
punkt der Betrachtungen stellen. Hier-
aus ergibt sich geradezu zwangsläu-
fig die Frage nach der Legitimität von 
»playing god« als Metapher für die phi-
losophische und theologische Diskus-
sion über notwendige und wünschens-
werte Grenzen menschlichen Handelns 
im Umgang mit der Natur. »Durch die 
Synthetische Biologie verschiebt sich 
der menschliche Umgang mit der Na-
tur vom Paradigma der Manipulation 
zu dem der Kreation« schreiben bei-
spielsweise Boldt et al. (2009, S. 80); 
»Vom Veränderer zum Schöpfer« lau-
tet der Titel eines Beitrags des Leiters 
des TAB (Grunwald 2010a). Ähnli-
che Formulierungen wurden seit dem 
Aufkommen der Gentechnik in den 
1970er Jahren bei fast jeder wichtigen 
aller gentechnologischer Anwendungen 
definieren kann.
Das dem derzeit laufenden TAB-Projekt 
zur Synthetischen Biologie zugrunde-
liegende Verständnis wurde folgender-
maßen definiert (http://www.tab-beim-
bundestag.de/de/untersuchungen/
u9800.html): »Als Synthetische Biolo-
gie wird ein Fachgebiet im Grenzbereich 
von Biologie, Chemie, Biotechnologie, 
Ingenieurwissenschaften und Informa-
tionstechnologie bezeichnet. Es basiert 
auf den Erkenntnissen und Methoden 
der Molekular- und Systembiologie, ins-
besondere der Entschlüsselung komplet-
ter Genome und den technologischen 
Fortschritten bei der Synthese und Ana-
lyse von Nukleinsäuren. Das der Syn-
thetischen Biologie zugrundeliegende 
Konzept ist die Erzeugung neuer biolo-
gischer Systeme, die so nicht in der Na-
tur vorkommen, sowie das Design von 
einzelnen Molekülen, Zellen und Orga-
nismen mit neuen Eigenschaften mithil-
fe molekularbiologischer Arbeitsschritte 
und standardisierter ingenieurwissen-
schaftlicher Prinzipien. Dabei werden 
verschiedene Strategien verfolgt:
> maschinelle, synthetische Herstel-
lung und Sequenzierung von DNA;
> Synthese von Protozellen mit Merk-
malen lebender Zellen mithilfe bio-
chemischer Substanzen ohne kon-
kretes biologisches Vorbild;
> Konstruktion von Minimalzel-
len mit synthetisch hergestellten 
Genomen;
Ein Charakteristikum von »Hope-,
Hype- und Fear-Technologien« ist 
zweifelsohne, dass am Anfang jeder 
Auseinandersetzung mit ihnen die Fra-
ge nach ihrer Definition bzw. einem 
gemeinsamen Verständnis steht. Das 
erscheint zwar bei einer neuen Techno-
logie oder einem neuen Wissenschafts-
zweig als geradezu zwangsläufig, bei 
den drei Beispielen Nanotechnolo-
gie (Beitrag von C. Revermann im 
Schwerpunkt), Converging Techno-
logies (TAB 2008) und Synthetische 
Biologie hat die Frage nach Definition 
und Verständnis aber doch eine beson-
dere Bedeutung: Gefragt wird näm-
lich, ob es die bisherige Erkenntnis-, 
Daten- und Technologielage über-
haupt erlaubt, von einem neuen, ab-
grenzbaren Gebiet auszugehen – oder 
ob es sich nicht bloß um eine Neueti-
kettierung inkrementeller Fortschrit-
te bzw. eine Namensgebung für längst 
Bekanntes handelt.
AUF DER SUCHE NACH EINEM 
GEMEINSAMEN VERSTÄNDNIS
Nahezu in jedem Beitrag, der sich mit 
den Perspektiven, den Chancen und 
Risiken der Synthetischen Biologie be-
fasst, wird reflektiert und Position dazu 
bezogen, wie sie unterschieden werden 
kann von einer bloßen Fortentwicklung 
der Gentechnik – die ihrerseits recht 
gut eingegrenzt werden kann, weil man 
die gezielte Veränderung von natürlich 
vorkommender DNA als Schnittmenge 
Die Synthetische Biologie liefert derzeit ein Paradebeispiel für eine »Hope-, Hype- 
und Fear-Technologie«. Sie steht einerseits in enger methodischer Verbindung mit 
der Gentechnik und ist andererseits diskursiv nah an der Nanotechnologie bzw. 
den sogenannten Converging Technologies. Ohne dass sich bislang ein Konsens 
über Wesen und Perspektiven der Synthetischen Biologie herausgebildet hätte, 
gilt sie manchen als die zentrale Entwicklungsrichtung der Biowissenschaften – 
und diese wiederum als prägend für das 21. Jahrhundert, nach der Physik im 19. 
und Chemie im 20. Jahrhundert. Wie der folgende Beitrag zeigt, kann eine ge-
wisse Diskrepanz zwischen dem Ausmaß der zur Diskussion gestellten Erwar-
tungen, Hoffnungen und Befürchtungen und der vorhandenen Wissensgrund-
lage bzw. konkreter absehbaren Anwendungsmöglichkeiten festgestellt werden. 
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11 stand wirklich ausreicht, um von einem 
neuen Entwicklungsstadium der ange-
wandten Biowissenschaften oder gar 
einem Paradigmenwechsel sprechen zu 
können. Manche Wissenschaftler ver-
stehen die Synthetische Biologie bislang 
auch eher als fast schon spielerische, 
experimentelle Nutzung neuer techni-
scher Möglichkeiten ohne fundamen-
tal-strategische Bedeutung – etwa im 
Sinn des seit 2003 jährlich stattfinden-
den, vom Massachusetts Institute of 
Technology (MIT) ins Leben gerufe-
nen Wettbewerbs »International Ge-
netically Engineered Machine competi-
tion – iGEM« (http://ung.igem.org), bei 
dem Studentengruppen um die origi-
nellsten und zukunftsweisendsten Pro-
jekte unter Nutzung und Fortentwick-
lung von Biobricks konkurrieren. Der 
vielleicht größte Konsens unter betei-
ligten Wissenschaftlern könnte darin
bestehen, dass die unter dem Label 
Synthetische Biologie versammelten 
Methoden eine wichtige Quelle für 
Erkenntnisgewinn in der Grundlagen-
forschung darstellen, insbesondere zur 
Funktionsweise von Genen und Geno-
men, aber auch von sonstigen Molekü-
len und Zellbestandteilen, ohne dass 
daraus direkte Anwendungsmöglich-
keiten resultieren müssen.
»HYPE«: »LEBEN 3.0« UND – 
MAL WIEDER – DIE RETTUNG 
DER WELT
Ein »hype« – als eine übertriebene 
Erwartungshaltung an das zukünfti-
ge Potenzial – kann im Fall der Syn-
thetischen Biologie nur begrenzt an 
spektakuläre, leicht nach außen kom-
munizierbare wissenschaftliche Erfol-
ge anschließen. Die vorrangige Dra-
matisierungsmöglichkeit ist das Bild 
der künstlichen Herstellung von Le-
ben im Labor – das zwar einer seriö-
sen Kritik kaum standhält, aber an 
eine jahrhundertealte kulturelle Tra-
dition anschließen kann. Es verwun-
dert daher auch nicht, dass einerseits 
künstlichen Lebens an – und haben 
weniger Strahlkraft, als man erwar-
ten könnte.
> Aus mehreren Gründen halten sich 
bislang die mobilisierbaren Ängste 
in vergleichsweise engen Grenzen.
»HOPE«: VERBESSERTE 
EINZELLER UND VIELFÄLTIGER 
ERKENNTNISGEWINN
Es sind immer wieder die gleichen An-
wendungen der Synthetischen Biologie, 
die als Zukunftsperspektive genannt 
werden (z.B. in den Überblicksstudien 
zu den Potenzialen der Synthetischen 
Biologie in Kasten 2): Bioenergie- und 
Rohstoffgewinnung mit optimierten 
bzw. »neu konstruierten« Mikroorga-
nismen, Biosensoren für die Umwelt-
überwachung und die medizinische Dia-
gnostik sowie diverse Strategien zur 
Herstellung von Medikamenten, neu-
en Therapie- und Impfstoffvarianten.
Ein genauer Blick auf die bislang kon-
kret verfolgten und etwas weiter ent-
wickelten Anwendungen, wie er auf 
einem Workshop des vom BMBF ge-
förderten Projekts Engineering Life 
(www.engineeringlife.de) erfolgte 
(König et al. 2011), zeigt allerdings, 
dass sich praktisch kein bzw. kaum ein 
Beispiel finden lässt, das nicht auch 
als bloße Weiterentwicklung von seit 
Längerem verfolgten molekularbiolo-
gischen und gentechnischen Verfahren 
verstanden werden kann – bzw. um-
gekehrt, dass qualitativ abgrenzbare 
Ansätze, wie die umfassende »Kon-
s truktion« und »Implementation« neu-
er Stoffwechselwege in Bakterien oder 
Hefen oder gar das komplette De-no-
vo-Design von Mikroorganismen der-
zeit noch Grundlagenforschung ohne 
Gewissheit der technischen Umsetzbar-
keit und Nutzbarkeit darstellen.
Es stellt sich daher bei der Syntheti-
schen Biologie in besonderem Maße 
die Frage, ob der aktuelle Forschungs-
biomedizinischen Entwicklung (Prä-
natal- und Präimplantationsdiagnos-
tik, Klonen, Stammzellnutzung) ver-
wendet, und sie erzeugten zuverlässig 
öffentliche Aufmerksamkeit, die aller-
dings vor allem von »fear« und weniger 
von »hope« geprägt ist (s.u.).
Und wie könnte der »hype« entstehen? 
Woher können auf die Spitze getriebene 
Hoffnungen kommen? Diese lassen sich 
am ehesten erklären, wenn eine drit-
te Perspektive auf das Thema Synthe-
tische Biologie gewählt wird, nämlich 




schaftlicher Entwicklungen im Sinne 
von »Converging Technologies« (Coe-
nen et al. 2009; TAB 2008). »Biology is 
becoming technology« und »Technolo-
gy is becoming biology« – das sind laut 
Projekt »Making Perfect Life« der Eu-
ropean Technology Assessment Group 
zwei Megatrends, die unsere technische 
und ökonomische Zukunft prägen wer-
den (ETAG 2010). Auf Basis dieser Ein-
schätzung liegt es nahe anzunehmen, 
dass die Synthetische Biologie als die 
Schlüsseltechnologie für die Lösung 
der Zukunftsprobleme der Mensch-
heit geradezu prädestiniert ist, weil sie 
alle wichtigen Technologien vereinigt.
Insgesamt ist nicht nur im Fall der Syn-
thetischen Biologie, sondern auch bei 
anderen technologischen Entwicklun-
gen davon auszugehen, dass das Aus-
maß von »hope, hype and fear« stark 
von der gewählten Perspektive und der 
daraus resultierenden Beschäftigung mit 
den Potenzialen resultiert. Die folgenden 
Überlegungen sollen drei Annahmen 
zur Synthetischen Biologie begründen:
> Hoffnungen im Sinn von Anwen-
dungszielen gibt es bislang – er-
staunlich – wenige bzw. sind we-
nig konkret.
> Übertreibungen schließen überwie-
gend an den Topos der Schaffung 
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11»Genfähren« zur Einbringung der the-
rapeutischen DNA- oder RNA-Mole-
küle. Beides sind keine revolutionär 
neuen Ansätze, sodass die Projektio-
nen der Synthetischen Biologie daher 
in der Medizin derzeit keine völlig neu-
en Perspektiven bieten.
Eine »Hype-Botschaft« lässt sich am 
ehesten noch mit der nachwachsenden 
Roh- und Kraftstoffproduktion mithil-
fe von de novo »designten« Algen und 
anderen Einzellern verbinden. Als weg-
weisendes Ziel kann hier insbesondere 
die Lösung des Konkurrenzproblems 
des bisherigen Energiepflanzenanbaus 
mit der Lebens- und Futtermittelpro-
duktion auf landwirtschaftlichen Flä-
chen und dem Schutz natürlicher Öko-
systeme definiert werden (u.a. World 
Economic Forum 2010). Dieses Pro-
blem und seine negativen Konsequen-
zen auf Lebensmittelpreise und die 
Welternährungssituation sind in den 
vergangenen Jahren zu einem zentra-
len politischen und gesellschaftlichen 
Streitpunkt über die Nutzung von wis-
senschaftlich-technischen Optionen ge-
worden. Wenn Visionen der Syntheti-
schen Biologie eine flächensparende 
und ressourcenschonende Möglichkeit 
nachwachsender Roh- und -kraftstoff-
produktion plausibel machen könnten, 
dann böten sie beste Voraussetzungen 
für einen »hype«.
So recht hat die Kommunikation die-
ser Vision allerdings noch nicht Fahrt 
aufgenommen. Ein Grund dürfte sein, 
dass die Debatte zum Weltenergie- und 
-rohstoffbedarf – gänzlich unabhängig 
von den Entwicklungen der Syntheti-
schen Biologie – in den vergangenen 
Jahren äußerst komplex, differenziert 
und kontrovers geworden ist (SRU 
2007; TAB 2010; WBGU 2009). Sim-
plifizierende Lösungsvorschläge bzw. 
abgehobene Visionen haben es daher 
zumindest in fachlich und politisch re-
levanten Kreisen, aber auch in seriö-
sen Medien schwer, Wirkung zu ent-
falten. Um hier einen echten »hype« zu 
stellung von Leben im Labor handel-
te, sondern lediglich um einen weiteren 
Schritt im Umgang mit großen DNA-
Molekülen und einer gezielten Mani-
pulation von Bakterienzellen. Gleichzei-
tig wurde aber die Botschaft von dem 
»synthetischen Genom« und der »syn-
thetischen Zelle« so prominent gemacht 
und in Interviews weiter zugespitzt, dass 
als mediale Botschaft doch das künstli-
che Leben herauskam (Schummer 2011, 
S. 113 ff.). Dies geschieht auch durch die 
alltagssprachliche Gleichsetzung von 
»synthetischer Zelle« mit »künstlicher 
Zelle« (ohne natürliches Vorbild). In-
teressanterweise erfolgte die religiöse 
Aufladung im Sinne von »Gott spie-
len« im globalen Vergleich fast nur in 
katholisch-christlich (sowie hinduis-
tisch) geprägten Ländern bzw. Medien
(darunter ein Großteil der deutschen 
Presse), während protestantische, isla-
mische und jüdische Stimmen eher das 
»Frankenstein«- oder »Büchse-der-Pan-
dora-Bild« im Sinne einer Warnung vor 
möglichen unbeherrschbaren Gefahren 
heranzogen (Schummer 2011, S. 119 ff.).
Mit all diesen Bildern lassen sich leich-
ter angsteinflößende (s.u.) als hoff-
nungsfrohe Botschaften zum angeb-
lichen künstlichen Leben begründen 
– für letzteres bedarf es der Verbindung 
mit den großen Herausforderungen der 
Menschheit: Welternährung, Weltge-
sundheit, Weltenergie- und -rohstoff-
bedarf oder Lösung globaler Umwelt-
probleme. Allerdings scheint es so, dass 
der heutige Stand der Synthetischen 
Biologie es nicht so recht zulässt, die-
se positiven »Hype-Ziele« bzw. Visio-
nen zu unterfüttern. Ein Grund dürf-
te sein, dass praktisch alle Beteiligten 
betonen, dass die Objekte der Manipu-
lation auf absehbare Zeit Mikroorga-
nismen bleiben werden. In der Medizin 
ergeben sich daraus mögliche Anwen-
dungsperspektiven zur einfacheren und 
effizienteren Produktion von kompli-
zierten Arzneimittelmolekülen oder zur 
Optimierung von Verfahren der Gen-
therapie durch bessere Vektoren, d.h. 
in den Geistes- und Kulturwissenschaf-
ten ein deutliches Interesse an einer in-
terdisziplinären Auseinandersetzung 
mit der möglichen Bedeutung der Syn-
thetischen Biologie entstanden ist (z.B. 
der Sammelband zur Tagung »Leben 
3.0 und die Zukunft der Evolution« 
der Berlin-Brandenburgische Akade-
mie der Wissenschaften in Koopera-
tion mit dem Medizinhistorischen Mu-
seum der Charité am 16./17.9.2010; 
Gerhardt et al. 2011) und sich ande-
rerseits auch die bildende Kunst, insbe-
sondere in filmischer Umsetzung, dem 
Thema widmet (so im Mai dieses Jah-
res auf dem weltweit ersten themati-
schen Filmfestival Bio:Fiction in Wien; 
www.bio-fiction.com).
Als derzeitige Variante der Lebens-
herstellung wird von einigen Wissen-
schaftlern die Komplettsynthese von 
Genomen, also der zentralen Erbin-
formation einer Zelle bzw. eines Orga-
nismus, dargestellt. Nachdem dies bis 
zum Jahr 2005 mit den Genomen drei-
er Viren – darunter das rekonstruierte 
Virus der Spanischen Grippe von 1918 
– gelungen war, konnten 2008 Wis-
senschaftler aus den Laboratorien von 
Craig Venter, dem wohl größten Me-
dienstar unter den Genomforschern, 
die Komplettsynthese eines um ein 
Vielfaches größeren Bakteriengenoms 
berichten (hierzu und zum Folgenden 
Schummer 2011). Das bislang größte 
öffentliche Aufsehen erregte eine Pres-
semitteilung des J. Craig Venter Insti-
tute im Mai 2010, der zufolge Wissen-
schaftler die erste synthetische, sich 
selbst vervielfältigende Bakterienzelle 
hergestellt hätten. Wie Joachim Schum-
mer in seinem Buch »Das Gotteshand-
werk. Die künstliche Herstellung von 
Leben im Labor« betont, erfolgte in 
der Pressemitteilung eine ungewöhn-
lich ausführliche Darstellung der wis-
senschaftlichen Methodik, die spätes-
tens bei oberflächlicher Lektüre der 
zugehörigen wissenschaftlichen Publi-
kation deutlich gemacht hätte, dass es 
sich mitnichten um eine De-novo-Her-
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11 logischen Bauteilen zu hantieren. Dass 
gentechnische Arbeiten mittlerwei-
le mit vergleichsweise geringem Wis-
sen und nicht allzu teurer Apparatur 
durchgeführt werden können, bezwei-
felt kaum jemand. Unklar ist aber, wie 
viele »DNA-Heimwerker« schon aktiv 
sind. Dass diese Gefahr allerdings nicht 
als irrelevant eingeschätzt wird, zeigen 
die Selbstverpflichtungen innerhalb der 
Verbände von Firmen, die im Kunden-
auftrag große DNA-Moleküle als Aus-
gangsmaterial gewerblich produzieren. 
Darin verpflichten sich die Mitglieds-
firmen, DNA-Bestellungen auf mögli-
che Sequenzen von Pathogenen oder 
Toxinen zu überprüfen sowie die Be-
stellungen zu dokumentieren und ver-
dächtige Bestellungen an die Behörden 
zu melden (IASB 2009).
Die Versuche hingegen, aus den Visio-
nen der Synthetischen Biologie eine 
noch größere Gefahr für die Biodiver-
sität bzw. die gesamte Biosphäre als 
bislang schon durch die »klassische« 
Gentechnik abzuleiten und öffentlich 
zu thematisieren, sind erstaunlich blass 
geblieben. Die Vermutung liegt nahe, 
dass es auch den erklärten Gegnern 
schwerfällt, eine plausible Definition 
und Vision der Synthetischen Biologie 
zu vermitteln, die noch furchteinflö-
ßender als die bisherigen Anwendun-
gen und Zielsetzungen der Gentech-
nik sein könnten. Die Warnung vor 
dem Ausverkauf der Natur, vor den 
nicht absehbaren Folgen für Umwelt 
und Gesundheit und das Erschrecken 
über das Weltbild und die (Patentie-
rungs-)Absichten von Wissenschaft, In-
dustrie und Politik waren schon bei der 
(Grünen) Gentechnik intensiv und las-
sen sich auch durch das Attribut »ex-
trem« nicht mehr überzeugend steigern 
(»Extreme genetic engineering« hatte 
die ETC-Group eine Zeitlang als La-
bel für die Synthetische Biologie be-
nutzt; ETC 2008).
Konzeptionell interessanter erscheint 
der Versuch, ein neues Schutzgut, 
Angesichts der mangelnden fundamen-
talen Andersartigkeit gegenüber bishe-
rigen Entwicklungen in Molekularbio-
logie und verwandten Wissens- und 
Anwendungsgebieten, drängen sich 
beim derzeitigen Entwicklungsstand 
der Synthetischen Biologie eigentlich 
keine konkreten Risikoszenarien auf. 
Hierin stimmen alle zurückhaltenden 
Stellungnahmen zur Synthetischen Bio-
logie überein. Gleichzeitig verweisen sie 
meist darauf, dass sich dies bei mög-
lichen größeren Entwicklungsschüben 
ändern könnte und daher einer genau-
en und kontinuierlichen Beobachtung 
und Analyse bedürfe (hierzu die Stu-
dien zu den Potenzialen der Syntheti-
schen Biologie in Kasten 2).
Ein solcher Schritt wäre die »Kon-
struktion« massiv veränderter Mikro-
organismen, zumal wenn ihre Anwen-
dung außerhalb von Bioreaktoren in 
der Umwelt erfolgen sollte. Zu solchen 
Freisetzungen kam es bisher nicht, und 
von vielen Wissenschaftlern wird dies 
auch als unvertretbar eingeschätzt. Ein 
immer wiederkehrendes Gedankenspiel 
sind Überlegungen, mit den Methoden 
der Synthetischen Biologie Mechanis-
men in die zukünftigen Einzellerkrea-
tionen einzubauen, die eine unkon-
trollierte Vermehrung ausschließen, 
z.B. durch die Verwendung von in der 
Natur nicht vorkommenden Molekü-
len als eine Art »genetischer Firewall« 
(Marlière et al. 2011; Schmidt 2010).
Konkretere Befürchtungen richten 
sich allerdings nicht nur auf die ge-
zielte, kontrollierte Anwendung von 
mit Synthetischer Biologie hergestell-
ten Organismen oder Substanzen, 
sondern auch auf diejenigen aus dem 
Hobby- oder Garagenlabor, ob mit Ab-
sicht oder auch nur aus Versehen her-
gestellt. Dies wäre die Kehrseite des 
spielerisch-kreativen Ausprobierens in 
Studium und Forschung – wenn tat-
sächlich eine relevante Zahl von Men-
schen damit begänne, zum Vergnügen 
oder zum Schrecken anderer mit bio-
erzeugen, müssten schon substanzielle 
Ergebnisse z.B. zu einer Effizienzstei-
gerung mithilfe der Synthetischen Bio-
logie berichtet werden können – dies ist 
aber anscheinend bislang nicht der Fall.
Durch die Erfahrungen mit den bisheri-
gen »Hope-, Hype- und Fear-Technolo-
giezyklen« reagieren Begleitforschung 
und Förderpolitik mittlerweile je nach 
Sichtweise schon routiniert bzw. fast 
ein wenig in vorauseilendem Gehor-
sam. Die der Technologie zugrundlie-
genden Naturwissenschaften kommen 
kaum damit nach, neue Erkenntnisse 
und Entwicklungen zu produzieren. 
Hieraus resultiert eine Art Wiederkäu-
en der immer gleichen Beispiele und 
Überlegungen, ein Reflex, dem sich 
kaum eine einschlägige Institution ent-
ziehen kann.
Wo also könnte dann der »hype« bei 
der Synthetischen Biologie stecken? 
Oder gibt es ihn gar nicht, sondern 
bloß maßvolle Hoffnungen ohne Über-
treibung? Die große Zahl an Projek-
ten, Berichten und Stellungnahmen 
spricht eigentlich dafür, dass es ihn 
doch geben muss. Ein möglicher Ver-
dacht ist, dass sich der »hype« um die 
Synthetische Biologie in ganz besonde-
rem Maße in »der Beobachtercommu-
nity« (aus dem Bereich Technikfolgen-
abschätzung und Innovationsanalyse, 
Technikphilosophie und Bioethik, in 
sonstiger Politikberatung und For-
schungsförderung) abspielt – sozu-
sagen im »diskursiven Überbau« der 
Synthetischen Biologie.
»FEAR«: MONSTERKEIME AUS 
DER GARAGE UND ANDERE 
GEISTER
Besondere Ängste können insbesonde-
re durch besondere Neuartigkeit bzw. 
Unbekanntheit, durch erhebliche Scha-
densmöglichkeiten oder durch beson-
dere potenzielle Betroffenheit hervor-
gerufen werden. 
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11ckelten oder gar etablierten Techno-
logien (Präimplantationsdiagnostik, 
Stammzellforschung, Klonen, Keim-
bahntherapie) schon seit Langem und 
immer wieder Schreckensbilder der ul-
timativen Grenzüberschreitungen wie 
der Menschenzüchtung beschworen 
wurden. Damit anhand der Synthe-
tischen Biologie hier spezifische und 
neuartige Befürchtungen hervorgeru-
fen werden können, bedürfte es wohl 
plausiblerer Szenarien als bislang, die 
sich vermutlich zumindest auf höhere 
Pflanzen oder Tiere beziehen müssten.
STRATEGIEN DER POLITIK: 
FORSCHUNGSFÖRDERUNG 
UND DIALOG
Die systematische Beobachtung neu-
er wissenschaftlicher und technischer 
Entwicklungen mit möglicher gesell-
schaftlicher, insbesondere sozioöko-
nomischer Relevanz wird seit Jahren 
zumindest von allen wichtigen Indus-
triestaaten betrieben. Die EU-Kom-
mission thematisierte die Synthetische 
Biologie bereits im Dezember 2003 im 
Bereich »Künftiger Wissenschafts- und 
Technologiebedarf« (New and Emer-
ging Science and Technology; NEST) 
und startete im Herbst 2005 ein Aus-
schreibungsprogramm im Umfang von 
50 Mio. Euro. Der größte Teil davon 
floss in naturwissenschaftliche For-
schungsvorhaben, daneben wurde aber 
auch eine Reihe von Projekten zur ethi-
schen, rechtlichen und sozialen Analyse 
bzw. Technikfolgenabschätzung (TA) 
der Synthetischen Biologie in Auftrag 
gegeben (Kasten 1). In den vergange-
nen Jahren erschienen dann Berichte 
und Stellungnahmen von unterschied-
lichen Gremien und Einrichtungen der 
Politikberatung unter anderem in den 
Niederlanden, Großbritannien, der 
Schweiz, Deutschland und den USA 
(Kasten 2).
Ein echter Vergleich dieser Dokumen-
te mit Blick auf relevante Unterschie-
ßung des Menschen, die Natur unge-
bührlich nach eigenen Vorstellungen 
zu formen, als Teil der Befürchtungen 
bzw. Ängste zur Synthetischen Bio-
logie verstanden werden. Doch auch 
hier führen zwei Faktoren dazu, dass 
die Warnungen vor dem Gottspielen 
beim derzeitigen Stand der Syntheti-
schen Biologie letztlich wenig Wir-
kung entfalten: zum einen, weil es sich 
nach Auskunft praktisch aller Wissen-
schaftler auf absehbare Zeit v.a. um 
Mikroorganismen handelt, die verän-
dert und für menschliche Zwecke zu-
gerichtet werden sollen, und zum an-
deren, weil – wie bei den Sorgen um 
die biologische Sicherheit – bereits im 
Zusammenhang mit viel weiter entwi-
die »evolutionäre Integrität« zu pos-
tulieren und in die Debatte über den 
Schutz der biologischen Vielfalt einzu-
bringen, wie es die deutsche gentech-
nikkritische Nichtregierungsorganisa-
tion »Testbiotech« gemacht hat (Then/
Hamberger 2010). Ob dies auf frucht-
baren Boden fällt und vielleicht auch 
die wissenschaftliche Debatte weiter-
bringen kann, ist allerdings bisher nicht 
absehbar.
Neben diesen Sorgen um intendier-
te (»biosecurity«) und nichtintendier-
te Folgen für Umwelt und Gesund-
heit (»biosafety«) müssen auch die 
ethischen und theologischen Beden-
ken gegenüber der möglichen Anma-
KASTEN 1: AUSGEWÄHLTE EUROPÄISCHE UND DEUTSCHE TA-STUDIEN UND
INNOVATIONSANALYSEN DER SYNTHETISCHEN BIOLOGIE
> TESSY – »Towards a European Strategy for Synthetic Biology« (Fraun-
hofer ISI, Karlsruhe; im Auftrag der EU-Kommission; Abschluss 2009): 
Analyse des Themas unter forschungs- und innovationsstrategischen 
Gesichtspunkten
> »SYNBIOSAFE: Safety and ethical aspects of synthetic biology« (ITA und 
IDC Wien, Universität Zürich, ISTHMUS SARL Paris; im Auftrag der EU-
Kommission; Abschluss 2009): Analyse sicherheitsrelevanter und ethischer 
Aspekte sowie der öffentlichen Debatte zum Thema
> SYNTH-ETHICS (Technische Universität Delft, niederländische For-
schungseinrichtung TNO, Universität Padua, Australische Nationaluniver-
sität sowie ITAS, Karlsruhe; im Auftrag der EU-Kommission; Abschluss 
2011): Analyse ethischer, rechtlicher und gesellschaftlicher Implikationen
> »Making Perfect Life« (Mitglieder der European Technology Assessment 
Group: Rathenau Institut, Den Haag, Fraunhofer ISI, Karlsruhe, ITA, 
Wien, ITAS, Karlsruhe; im Auftrag von STOA, der TA-Einrichtung des 
EU-Parlaments): Die Synthetische Biologie (»Engineering of Living Arte-
facts«) ist eines von vier Teilthemen (neben »Engineering of the Body, of 
the Brain and of Intelligent Artefacts«)
> »Engineering Life« (Institut für Ethik und Geschichte der Medizin sowie 
Centre for Biological Signalling Studies (BIOSS) der Universität Freiburg; 
ITAS, Karlsruhe; Theologische Fakultät der Universität Erlangen-Nürn-
berg; gefördert durch BMBF; Start 2010): Reflexion der ethisch-philoso-
phischen und theologischen Relevanz der Synthetischen Biologie; Analy-
se der Anwendungsmöglichkeiten und gesetzlichen Rahmenbedingungen 
für den Umgang mit möglichen Risiken
> »ITA – Innovations- und Technikanalyse im Vorhaben Synthetische Biolo-
gie« (Universität Bremen; gefördert durch BMBF; Start 2010): umfassen-
de Potenzialanalyse mit Blick auf zukünftige Schwerpunktsetzung im for-
schungspolitischen Rahmen
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11 nikfeldern – Emerging oder New Tech-
nologies, Technowissenschaften oder 
wie auch immer man sie nennen mag – 
Gentechnik und Nanotechnologie ge-
prägt sind. Nachdem der großenteils 
ablehnende politische und gesellschaft-
liche Umgang mit der Grünen Gentech-
nik – bzw. speziell dem Anbau trans-
gener Pflanzen – in Europa zumindest 
von ihren Befürwortern als desaströ-
ser Misserfolg der 1990er Jahre ange-
sehen und von vielen Beobachtern auf 
eine mangelhafte Kommunikation zu-
rückgeführt wurde, bot die Nanotech-
nologie im ersten Jahrzehnt des neu-
en Jahrtausends ein Beispiel für einen 
deutlich komplexeren, differenzierte-
ren und bewussteren Diskurs (wie der 
Beitrag von C. Revermann in diesem 
Schwerpunkt deutlich macht).
Bei der Synthetischen Biologie kann 
man nun fast schon den Eindruck ha-
ben, dass die Chancen- und Risikende-
batte zwar vielleicht nicht grundsätz-
lich zu früh, aber doch etwas überhitzt 
geführt wird. Die eingangs erwähnte 
fundamentale Unklarheit, ob es sich 
denn nun um ein sinnvoll abgrenzbares 
Wissenschafts- oder Technologiefeld 
handelt, führt in Verbindung mit den 
unklaren Anwendungsperspektiven bei 
den bisherigen öffentlichen Dialogbe-
mühungen insbesondere mit Bürgerin-
nen und Bürgern zu großen Verständ-
nisschwierigkeiten. Wissenschaft und 
Politik sind im Fall der Synthetischen 
Biologie offensichtlich besonders stark 
dem »Collingridge-Dilemma« ausge-
setzt, mit dem TA und vorausschau-
ende Technikgestaltung grundsätzlich 
konfrontiert sind (Collingridge 1980; 
Grunwald 2010b): Wer nicht zu spät 
kommen will, muss ziemlich im Ne-
bel stochern.
Für die deutsche Situation sei eine of-
fensichtliche, aber überraschende Be-
sonderheit beim Umgang mit dem De-
finitions- und Verständnisproblem der 
Synthetischen Biologie angemerkt: 
Während wichtige Standes- und Inte-
aus Vorsorgegründen und anderer-
seits, um zu verhindern, dass eine 
resultierende gesellschaftliche De-
batte die Nutzung möglicher Chan-
cen verhindert.
> Als wichtigste Handlungsempfeh-
lungen resultieren daraus die kon-
sequente weitere Beobachtung des 
Wissenschafts- und Technikfeldes 
einschließlich regelmäßiger Über-
prüfung, ob nationale und über-
nationale Förder- und Regulie-
rungsmaßnahmen angemessen 
erscheinen, sowie ein umfassen-
der gesellschaftlicher Dialog über 
Chancen, Risiken und den weite-
ren Umgang damit. Als Leitprinzip 
gilt »Good Governance« im Sinn ei-
nes planvollen Vorgehens der ver-
antwortlichen Beteiligten aus Poli-
tik, Wissenschaft und Wirtschaft.
Es ist unübersehbar, dass die Analysen 
und Einschätzungen zur Synthetischen 
Biologie von den vorangegangenen Er-
fahrungen mit den verwandten Tech-
de würde den Rahmen dieses Beitrags 
sprengen, aber es können ein paar 
auffällige Gemeinsamkeiten benannt 
werden:
> Keiner der Berichte überzeichnet die 
Chancen oder Risiken der Syntheti-
schen Biologie, was bei dem immer 
vertretenen umfassenderen, abwä-
genden Anspruch auch nicht ver-
wundert, sondern dem beschriebe-
nen frühen und unklaren Entwick-
lungsstand der meisten Projekte der 
Synthetischen Biologie geschuldet 
ist.
> Dennoch wird die Synthetische Bio-
logie als ein wichtiges Entwick-
lungsfeld mit großem Potenzial 
eingeschätzt, das systematisch und 
umfassend gefördert werden soll.
> Zumindest bei allen Stellungnah-
men europäischer Länder und der 
EU wird deutlich gemacht, dass es 
eine ganz wichtige Intention ist, 
mögliche Risiken von vornherein 
intensiv zu thematisieren, einerseits 
KASTEN 2: AUSGEWÄHLTE BERICHTE UND STELLUNGNAHMEN ZU DEN POTENZIALEN
DER SYNTHETISCHEN BIOLOGIE
> Niederlande: Commission on Genetic Modification (COGEM) (2008): 
Biological machines? Anticipating developments in synthetic biology.
> Deutschland: Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG), Deutsche Akade-
mie der Technikwissenschaften (acatech), Deutsche Akademie der Natur-
forscher Leopoldina (2009): Synthetische Biologie – Stellungnahme.
> Vereinigtes Königreich: The Royal Academy of Engineering (ed.) (2009): 
Synthetic Biology: Scope, Applications and Implications. The Royal Aca-
demy of Engineering (ed.) (2009): Synthetic Biology: public dialogue on 
synthetic biology. Biotechnology and Biological Sciences Research Council 
(BBSRC), Engineering and Physical Sciences Research Council (EPSRC),
Sciencewise – ERC (2010): Synthetic Biology Dialogue.
> Schweiz: Schweizerische Eidgenössische Ethikkommission für die Biotech-
nologie im Ausserhumanbereich (EKAH) (2010):Synthetische Biologie – 
Ethische Überlegungen.
> EU: European Group on Ethics in Science and New Technologies (EGE) 
(ed.) (2009): Ethics of synthetic biology. 
> Member States of the EU: The European Academies Science Advisory 
Council (EASAC) (2011): Realising European potential in synthetic biolo-
gy: scientific opportunities and good governance. 
> USA: Presidential Commission for the Study of Bioethical Issues (2010): New 
Directions. The Ethics of Synthetic Biology and Emerging Technologies.
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(2008): Konvergierende Technologien 
und Wissenschaften. Der Stand der 
Debatte und politischen Aktivitäten 
tische Biologie bezeichnen. Und diese 
derzeit fast antiquiert anmutende Wei-
gerung, den Modebegriff zu verwenden, 
kann bei der Befassung mit den Poten-
zialen der Synthetischen Biologie zumin-
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immer wieder zu fragen, was denn das 
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schungs- und Entwicklungslinien ist.
Arnold Sauter
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ressenvertretungen der deutschen Wis-
senschaft, insbesondere die nationalen 
Akademien Leopoldina und acatech 
eine umfassende Beschäftigung mit 
dem Thema Synthetische Biologie be-
reits 2008 begonnen haben (Kasten 2) 
und der Bundestag als Konsequenz 
aus einer ersten Sondierung im parla-
mentarischen Ethikbeirat das TAB mit 
dem derzeit laufenden Projekt beauf-
tragt hat, gab das zuständige Minis-
terium zwar auch zwei TA-Projekte in 
Auftrag (Kasten 1), vermeidet aber an-
sonsten bislang konsequent den Begriff 
»Synthetische Biologie« im Rahmen sei-
ner Förderprogramme. Dies wird beson-
ders deutlich im Strategieprozess Bio-
technologie 2020+, der praktisch alle 
typischerweise unter Synthetische Bio-
logie versammelten Forschungs- und 
Entwicklungsansätze abdeckt, ohne das 
Label zu benutzen (z.B. die »offiziel-
le« Darstellung des Strategieprozesses 
durch Wirsching 2011). Eine Konse-
quenz ist, dass die Bundesregierung im 
März 2011 in ihrer Antwort auf eine 
Kleine Anfrage der SPD-Fraktion im 
Deutschen Bundestag angab, »bisher 
keine Forschungs- und Entwicklungs-
projekte spezifisch in der Synthetischen 
Biologie gefördert« zu haben (Bundesre-
gierung 2011, S. 2). So könnte der Ein-
druck entstehen, Deutschland hinke in 
diesem Technologiefeld hinterher oder 
verheimliche sein Engagement, wie es 
prompt von Kritikerseite gemutmaßt 
wurde (Testbiotech 2011). Beides er-
scheint nicht sehr plausibel – vielleicht 
hat sich das deutsche Forschungsminis-
terium einfach nur entschlossen abzu-
warten, ob sich der Begriff Synthetische 
Biologie auf Dauer wirklich durchsetzt 
oder bereits in einigen Jahren wieder aus 
der Mode gerät bzw. durch ein anderes 
Schlagwort in den Biowissenschaften 
ersetzt wird.
Auf jeden Fall ist das BMBF damit nä-
her an den naturwissenschaftlich-tech-
nischen Forschungsakteuren, die ihre 
Projekte häufig – anders als viele Beob-
achter von außen – gar nicht als Synthe-
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11punkt), kann die Entwicklung von CE-
Technologien als problemorientierte 
Lösungssuche mit klarer Zielvorgabe 
(Senkung der Erdtemperatur) inter-
pretiert werden. Vor diesem Hinter-
grund sollte es nicht erstaunen, dass 
im Zusammenhang mit CE-Techno-
logien teilweise schon lange bekann-
te Technologien oder aus technischer 
Sicht geradezu triviale Konzepte disku-
tiert werden, die jedoch durch starke 
Vergrößerung des Anwendungsmaß-
stabes ihre angedachte Aufgabe erfül-
len sollen.
Die Skalierung von Technologien auf 
einen globalen Einsatzmaßstab bedeu-
tet gleichzeitig, dass mögliche Risiken 
oder unbekannte bzw. nichtintendierte 
Neben- und Folgewirkungen ebenfalls 
in gleichem Maße wachsen könnten. 
Potenziell hätte die gesamte Erdbevöl-
kerung die möglichen Folgen und Ri-
siken der Technologie, gegebenenfalls 
mit räumlich und zeitlich unterschied-
licher Ausprägung, zu tragen. Folglich 
stünden im Falle einer Entwicklung 
und eines großtechnischen Einsatzes 
von CE-Technologien nicht nur Inge-
nieure und Naturwissenschaftler vor 
einer großen Herausforderung, sondern 
auch die geistes-, sozial- und rechtswis-
senschaftliche Forschung sowie politi-
sche Entscheidungsträger.
MÖGLICHE TECHNOLOGIEN DES 
CLIMATE ENGINEERING
Welche konkreten Ansätze und Ideen
können in die Rubrik CE-Technolo-
gien verortet werden? Für eine syste-
matische Einordnung eignet sich die 
Differenzierung der Technologien
nach Eingriffen, welche den globalen 
Strahlungshaushalt in einer Weise be-
einflussen, dass weniger kurzwellige 
Sonnenstrahlung von der Erdoberflä-
che bzw. Atmosphäre absorbiert und
in Wärme(strahlung) umgesetzt wird 
(Solar Radiation Management, SRM), 
und nach Eingriffen in den globalen 
entfalten sollen, um damit den erwarte-
ten Klimawandel aufzuhalten oder gar 
rückgängig zu machen. Dieser ambitio-
nierte Anspruch lässt die notwendige 
Größenordnung dieser – in diesem Zu-
sammenhang und im Folgenden auch 
als Climate Engineering (CE) bezeich-
neten – Eingriffe erahnen: eine absicht-
liche Manipulation der Umwelt auf 
globaler Skala. Die Entwicklung und 
Implementierung einer Technologie, 
die beiden Attributen – absichtlich und 
global – gerecht werden könnte, sind 
in der Kulturgeschichte der Mensch-
heit bisher ohne Beispiel – während 
ein Beispiel für eine Technologie, die 
unbeabsichtigt und auf globaler Skala 
ihre Wirkung entfaltet, schnell genannt 
werden kann: die Energiegewinnung 
auf Grundlage fossiler Rohstoffe, de-
ren unbeabsichtigte Folge die sich im-
mer deutlicher abzeichnende Erwär-
mung der Erde ist (Keith 2009). 
In einem weiteren Punkt unterscheidet 
sich die Entwicklung von CE-Technolo-
gien von anderen Pfaden der Technolo-
gieentstehung: Während neue wissen-
schaftliche Erkenntnisse gepaart mit 
technisch-apparativem Fortschritt häu-
fig als wesentliche Treiber für neue 
Technologieentwicklungen gelten, de-
ren Anwendungsfelder und Einsatz-
möglichkeiten teilweise erst noch ge-
funden werden müssen (siehe dazu die 
Beiträge zur Nanotechnologie von C. 
Revermann und zur Synthetischen Bio-
logie von A. Sauter in diesem Schwer-
Der Begriff Geoengineering steht we-
niger für eine »Neue Technologie« im 
Sinn einer grundlegenden technisch-
apparativen Neuerung oder eines 
von anderen Forschungsgebieten ab-
grenzbaren neuen Wissenschaftszwei-
ges. Vielmehr ist er ein Sammelbegriff 
für – teilweise bereits lange vorhan-
dene – Techniken und Konzepte, die, 
einer häufig verwendeten, aber sehr 
vagen Definition für Geoengineering 
folgend, eine »beabsichtigte, großska-
lige Manipulation der Umwelt« (Keith 
2009) zum Ziel haben. Das eigentlich 
neue Element im Zusammenhang mit 
der Entwicklung von Geoengineer-
ing-Technologien – die sich a priori
keineswegs nur auf die Beeinflussung 
des Klimas beschränken – sind damit 
nicht notwendigerweise deren techno-
logische Grundlagen, sondern vielmehr 
die mit diesen Technologien avisierte 
große Anwendungsskala. Eine genaue 
und allseits akzeptierte Definition, 
aus der sich zweifelsfrei ableiten lie-
ße, welche Technologien und Konzep-
te mit welchem Anwendungsmaßstab 
das Etikett Geoengineering verdienen 
und welche nicht, hat sich jedoch bis-
her noch nicht etablieren können.
Vor dem Hintergrund der anthropoge-
nen Erderwärmung erregen in jüngster 
Zeit vor allem solche Geoengineering-
Konzepte verstärkt Aufmerksamkeit, 
die mithilfe großtechnischer Eingrif-
fe in klimarelevante globale Kreisläu-
fe eine temperatursenkende Wirkung 
GEO- ODER CLIMATE ENGINEERING:
MIT WEISSER FARBE GEGEN DEN KLIMAWANDEL?
Die weltweite Erwärmung als Folge der stetig steigenden Konzentration an Treib-
hausgasen in der Atmosphäre sowie die Bewältigung der damit verbundenen 
globalen Probleme mit möglicherweise katastrophalen Konsequenzen stellen 
eine der größten Herausforderungen des 21. Jahrhunderts dar. Die internatio-
nalen Bemühungen, durch die Reduktion der Treibhausgasemissionen gegenzu-
steuern, zeigen bislang wenig Wirkung. Im Jahr 2010 erreichten die CO2-Emissio-
nen – nach einem kleinen Rückgang im Finanz- und Wirtschaftskrisenjahr 2009 –
nach Schätzungen der Internationalen Energieagentur wieder einen neuen Re-
kordwert. Vor diesem Hintergrund mehren sich die Anzeichen, dass die Diskus-
sion über Geoengineering-Eingriffe, welche bislang vorwiegend in akademischen 
Kreisen geführt wurde, deutlich an Fahrt gewinnen und zunehmend auch die po-
litische Ebene erreichen könnte. 
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11 Theorie – mit der abgestorbenen Al-
genbiomasse in die Tiefsee absinken 
würde. Der im Vergleich zu anderen 
CE-Vorschlägen hohe Bekanntheits-
grad der Ozeandüngung rührt daher, 
dass bisher nur zu dieser CE-Idee erste 
Feldexperimente in einem signifikan-
ten Ausmaß stattgefunden haben – be-
gleitet von öffentlichen Kon troversen 
über die Rechtmäßigkeit und Sinnhaf-
tigkeit dieser Versuche, wie beispiels-
weise das deutsch-indische Experiment 
»LOHAFEX« im Frühjahr 2009 deut-
lich gezeigt hat. 
Ein weiterer, aus technischer Perspek-
tive ähnlich einfacher Vorschlag sieht 
vor, große Mengen an Biomasse durch 
Erhitzen unter Luftabschluss in stabile 
Kohlenstoffverbindungen (»Biokohle«) 
umzuwandeln, um sie dem natürlichen 
Kreislauf der biologischen Zersetzung 
zu entziehen. Auch regionale Konzepte 
aus dem Bereich der Land- und Forst-
wirtschaft, welche sich an natürlichen 
Prozessen zur Bindung von CO2 aus 
der Atmosphäre orientieren, werden 
diskutiert (Rösch et al. 2010): Diese 
auch unter der Bezeichnung »Climate
Farming« subsumierten Methoden 
beinhalten beispielsweise den Erhalt 
und die Ausdehnung von Wald- und 
Moorflächen oder die Vermeidung von 
Grünlandumbruch zu Ackerland, um 
den terrestrischen Kohlenstoffspeicher 
zu erhalten bzw. weiter anzureichern.
Technisch anspruchsvoller gestalten 
sich die CO2-Abscheidung aus indus-
triellen Rauchgasen (Carbon Dioxide 
Capture and Storage, CCS) bzw. die 
direkte CO2-Abscheidung aus der Luft 
(»Air Capture«) mithilfe sogenannter 
»künstlicher Bäume«. Beide Verfah-
ren setzen die Möglichkeit einer lang-
fristigen und sicheren Lagerung großer 
Mengen CO2 in geologischen Forma-
tionen voraus. 
Die – ohne Anspruch auf Vollstän-
digkeit – genannten CE-Vorschläge 
lassen sich nach dem Aufwand-Wir-
Pflanzenarten bepflanzt oder Wüs-
ten mit reflektierenden Folien ab-
gedeckt werden;
> die Verstärkung des Rückstrahlver-
mögens der untersten Atmosphären-
schicht (Troposphäre) – z.B. durch 
die künstliche Erhöhung der Hellig-
keit von niedrig liegenden Meeres-
wolken mithilfe von Seesalzaeroso-
len, die von unbemannten Booten in 
die Wolken versprüht werden;
> die Verstärkung des Rückstrahlver-
mögens der über der Troposphä-
re liegenden Atmosphärenschicht 
(Stratosphäre) – z.B. durch Aus-
bringen von Schwefelaerosolen bzw. 
Aluminiumnanopartikeln, die zur 
Streuung bzw. Reflektion von Son-
nenlicht beitragen, in die Strato-
sphäre mithilfe von Flugzeugen.
Namentlich das Ausbringen von 
Schwefelaerosolen in die Stratosphä-
re wird intensiv diskutiert, da aus Be-
obachtungen von Vulkanausbrüchen 
bereits bekannt ist, dass Schwefelae-
rosole in der Atmosphäre eine tempe-
ratursenkende Wirkung entfalten kön-
nen (Crutzen 2006).
BEEINFLUSSUNG DES GLOBALEN 
CO2-KREISLAUFS
Während die Konzepte zur Beeinflus-
sung des globalen Strahlungshaushaltes 
darauf abzielen, die durch den Treib-
hauseffekt verursachte Erderwärmung 
durch eine Reduktion der effektiv ein-
gestrahlten Sonnenenergie zu kompen-
sieren, haben Eingriffe zur Beeinflus-
sung des globalen CO2-Kreislaufs eine 
Stabilisierung bzw. Senkung der atmo-
sphärischen CO2-Konzentration zum 
Ziel und setzen damit an der Wurzel 
des Problems an. Eines der wohl be-
kanntesten Beispiele für CE dieser Ka-
tegorie ist die Düngung von großen 
Meeresflächen mit Nährstoffen (z.B. 
Eisen). Damit soll das Algenwachs-
tum künstlich verstärkt werden, wo-
durch mehr CO2 aus der Atmosphäre in 
der Algenbiomasse fixiert und – so die 
CO2-Kreislauf mit dem Ziel, die atmo-
sphärische CO2-Konzentration zu sen-
ken (Carbon Dioxide Removal, CDR), 
um damit die eigentliche Ursache der 
Erderwärmung zu beseitigen (hierzu
und zum Folgenden Royal Society 
2009). 
BEEINFLUSSUNG DES GLOBALEN 
STRAHLUNGSHAUSHALTES
Im Rahmen einer Beeinflussung des 
globalen Strahlungshaushaltes könnte 
einerseits ein Teil der Sonnenstrahlung 
durch weltraumgestützte Technik be-
reits vor dem Erreichen der Geosphä-
re in den Weltraum zurückgelenkt oder 
andererseits das Rückstrahlvermögen 
des Erdsystems (die sog. Albedo) erhöht 
werden. In die erste Kategorie gehört 
z.B. der Vorschlag der Beschattung der 
Erde mithilfe von riesigen Sonnense-
geln, die zur Umlenkung oder Reflek-
tion der Sonnenstrahlung zwischen 
Erde und Sonne positioniert werden 
sollen. Eine exakte Steuerbarkeit der 
Sonnensegel vorausgesetzt, würde so-
gar eine direkte »Wetterkontrolle« in 
den Bereich des Vorstellbaren rücken, 
da die Intensität der Sonnenstrahlung 
regional angepasst werden könnte 
(Keith 2009). 
Angesichts des enormen logistischen 
Aufwands zum Transport der Sonnen-
segel an ihren Bestimmungsort sind 
diese Konzepte derzeit wohl pure 
»Science fiction«. Dagegen gelten die 
CE-Konzepte zur Erhöhung der Erdal-
bedo, deren im Grunde sehr einfaches 
Prinzip es ist, die Erde insgesamt hel-
ler zu gestalten, als leichter realisier-
bar – wenn auch mit entsprechendem 
Aufwand. Die aus technischer Sicht 
vielfach überraschend simplen Ideen 
umfassen (Rösch et al. 2010; Leisner/
Müller-Klieser 2010):
> die Erhöhung der Helligkeit der 
Erdoberfläche – z.B. indem Dächer 
und Straßen weiß gestrichen, Fel-
der und Grünland mit »helleren« 
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11Natur, sondern durch die Hoffnung, 
im Falle eines Scheiterns der Bemühun-
gen um die Reduktion der Treibhaus-
gasemissionen einen Notfallplan zur 
Verfügung zu haben, um unser Über-
leben zu sichern.
Die bisher zumeist enttäuschenden Er-
gebnisse der internationalen Klimapo-
litik lassen in der Tat Zweifel aufkom-
men, ob sich das Ziel, den Anstieg der 
Erderwärmung auf 2 °C über dem vor-
industriellen Wert zu beschränken, al-
lein durch die Reduktion der Treib-
hausgasemissionen überhaupt noch 
erreichen lässt. Aus dieser Befürchtung 
leiten viele Wissenschaftler ihre Auf-
fassung ab, dass Forschung hinsicht-
lich der Möglichkeiten und Risiken von 
CE-Eingriffen nicht tabuisiert, sondern 
vielmehr gefördert werden sollte, auch 
wenn meist gleichzeitig betont wird, 
dass den »klassischen« Strategien im 
Umgang mit dem Klimawandel – die 
Reduktion der Treibhausgasemissio-
nen (Mitigationsstrategien) sowie An-
passung an den Klimawandel (Adap-
tationsstrategien) – oberste Prio rität 
eingeräumt werden müsse (z.B. Crut-
zen 2006; Royal Society 2009, S. ix). 
Ein gewichtiges Argument vieler Be-
fürworter – das sogenannte Arming-
the-Future-Argument – besagt, dass 
es geradezu eine moralische Pflicht 
sei, möglichst frühzeitig geeignete CE-
Technologien mit minimalen Risiken 
zu identifizieren, um künftigen Gene-
rationen eine optimale Wissensbasis zu 
allen möglichen Handlungsoptionen 
und ggf. eine Ultima-Ratio-Op tion, ei-
nen »Plan B«, zu bieten (für eine Aus-
wahl verschiedener Pro- und Kontra-
argumente siehe Kasten).
Das wissenschaftliche Interesse an CE-
Technologien könnte sich weiter ver-
stärken, sollte sich bestätigen, dass eine 
zusätzliche Gefahr von sogenannten 
»tipping elements« ausgehen könnte. 
Dabei handelt es sich um kritische Sub-
systeme innerhalb des Klimasystems, 
die nach Überschreiten eines systemab-
»HOPE«: PLAN B FÜR DEN 
NOTFALL
Über den alten Wunsch der Mensch-
heit, mithilfe technischer Lösungen die 
Umwelt oder das Klima nach eigenen 
Vorstellungen und Wünschen zu gestal-
ten, lässt sich bereits aus den Romanen 
von Jules Verne einiges erfahren (z.B. 
Sardemann 2010). In seinem 1889 er-
schienenen Roman »Sans dessus des-
sous« plant beispielsweise der Kano-
nenclub aus Baltimore, die Erdachse 
durch den Rückstoß einer gigantischen 
Kanonenkugel dergestalt zu verschie-
ben, dass das Polareis der Arktis zum 
Schmelzen gebracht und gleichzeitig 
die Erdbevölkerung von den lästigen 
jahreszeitlichen Schwankungen befreit 
werden könnten. Die Aussicht auf ein 
gleichmäßigeres Klima, welches es je-
dem Erdenbürger erlauben würde, eine 
für ihn angenehme stabile Klimazo-
ne zu bewohnen, verursacht anfäng-
lich eine weltweite Zustimmung und 
Begeisterung für das Vorhaben. Das 
Unternehmen des Kanonenclubs moti-
viert sich freilich vor allem durch das 
Ziel, an die unter dem Eis vermuteten 
Kohlevorräte zu gelangen, und weniger 
durch die Aussicht, der Menschheit ei-
nen Dienst zu erweisen. 
Der in Jules Vernes Romanen doku-
mentierte und durch die rasante techni-
sche Entwicklung jener Jahre genährte 
Technikoptimismus mag Hoffnun-
gen erweckt haben, durch den wis-
senschaftlich-technischen Fortschritt 
letztlich auch die Kontrolle über Wet-
ter und Klima erlangen zu können. 
Damals ahnte noch niemand, dass die 
Manipulation des globalen Klimas als 
eine nichtintendierte Folge eben dieses 
technischen Fortschritts bereits begon-
nen hatte – was wir heute immer stär-
ker zu spüren bekommen. So motiviert 
sich heute der Wunsch, mithilfe groß-
räumiger technikbasierter Eingriffe un-
ser Klima nach unseren Bedürfnissen 
zu formen, weniger durch den Herr-
schaftsdrang der Menschheit über die 
kungs-Verhältnis klassifizieren (Leis-
ner/Müller-Klieser 2010): 
> CE-Eingriffe mit einem kleinen 
Aufwand-Wirkungs-Verhältnis 
(diese werden auch als Maßnahmen 
mit einem »großen Hebel« bezeich-
net) entfalten mit vergleichsweise 
geringen Anstrengungen und Kos-
ten eine große und meist unmittel-
bare Wirkung. In diese Kategorie 
fallen die CE-Konzepte zur Erhö-
hung des Rückstrahlvermögens der 
Atmosphäre und die Düngung gro-
ßer Meeresflächen.
> CE-Eingriffe mit einem großen Auf-
wand-Wirkungs-Verhältnis zielen 
darauf, mithilfe eines großen Ar-
beits- bzw. apparativen Aufwands 
den Ausstoß an Treibhausgasen 
»Tonne für Tonne« zu kompensie-
ren bzw. durch Änderung der Farbe 
der Erdoberfläche den Strahlungs-
haushalt zu beeinflussen. In die-
se Kategorie gehören u.a. die Pro-
duktion von Biokohle, die Errich-
tung ganzer Wälder aus künstlichen 
Bäumen, der Plan, sämtliche Dä-
cher und Straßen weiß anzustrei-
chen oder die Lösungsansätze des 
»Climate Farming« . Diese Eingriffe 
können nur über lange Zeiträume 
zur Klimastabilisierung beitragen, 
da ihre Implementation nur lang-
sam und unter hohen Anstrengun-
gen voranschreiten dürfte.
CE-Technologien mit einem großen 
Aufwand-Wirkungs-Verhältnis sind 
nach allgemeiner Ansicht im Vergleich 
zu Eingriffen mit »großem Hebel« bes-
ser steuer- und kontrollierbar (insbe-
sondere lässt sich ihre Anwendung 
geografisch eingrenzen und bei nicht 
tolerierbaren Nebenwirkungen schnel-
ler abbrechen) und mit geringeren Risi-
ken und Nebenfolgen verbunden (Ott 
2010; Rösch et al. 2010). Vor diesem 
Hintergrund vertreten viele Wissen-
schaftler die Meinung, dass nur die 
Technologien mit »großem Hebel« die 
Bezeichnung CE verdienen.
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11 spiegels um bis zu 7 m führen könnte 
(Lenton et al. 2008). 
Als einen Hinweis, dass seitens der 
Wissenschaft tatsächlich immer mehr 
Hoffnungen auf potenzielle CE-Tech-
nologien gesetzt werden – weil gleich-
zeitig die Hoffnungen schwinden, 
rechtzeitig die geforderte Reduktion
der Treibhausgasemissionen umset-
zen zu können –, lässt sich auch die 
Ankündigung des Weltklimarates
(Intergovernmental Panel on Climate
Change, IPCC) deuten, im für 2013/
2014 geplanten fünften Sachstandsbe-
richt erstmals ausführlich auf das wis-
senschaftliche Verständnis zu mögli-
chen Auswirkungen und Folgen auf 
Mensch und Umwelt sowie Kosten 
und möglichen Regulierungsmecha-
nismen von CE-Optionen einzugehen 
(www.ipcc-wg3.de/meetings/expert-
meetings-and-workshops/em-geoengi-
neering; 11.8.2011). Es ist zu erwar-
ten, dass in der Folge das Thema CE 
zunehmend in den Fokus des öffent-
lichen Diskurses geraten und an Dy-
namik gewinnen wird. Bereits jetzt 
wird von Nichtregierungs- und Um-
weltschutzorganisationen Kritik am 
IPCC geübt, weil allein durch die Be-
schreibung möglicher CE-Technolo-
gien das eigentliche Ziel der Emis-
sionsreduktion immer stärker in den 
Hintergrund gedrängt werden könnte 
(s.a. Moral-Hazard-Argument im Kas-
ten). Dies könnte letztlich die ohnehin 
schon schwierigen Klimaverhandlun-
gen weiter erschweren und zunehmend 
einen politischen Entscheidungsdruck 
beispielsweise in Bezug auf Förderpro-
gramme für die CE-Forschung oder auf 




Ein mögliches und wahrscheinliches 
Szenario für den weiteren Verlauf der 
CE-Debatte könnte folglich sein, dass 
damit möglicherweise noch in diesem 
Jahrhundert erreicht werden könnte. 
Durch die freigelegte dunklere Ozean-
und Landoberfläche würde zusätzliche 
Sonnenstrahlung absorbiert und der 
Temperaturanstieg weiter beschleunigt 
(Eis-Albedo-Rückkopplung) – eine Ent-
wicklung, die innerhalb von wenigen 
Jahrhunderten zum vollständigen Ver-
schwinden dieser Eisschilde im Som-
mer und einem Anstieg des Meeres-
hängigen Temperaturniveaus (»tipping 
point«) in einen qualitativ neuen Zu-
stand mit möglicherweise gravierenden 
Auswirkungen versetzt werden könn-
ten. So wird beispielsweise nicht ausge-
schlossen, dass ein kritisches Tempera-
turniveau, welches das kontinuierliche 
Abschmelzen des arktischen und grön-
ländischen Eises auslösen könnte, be-
reits bei einer globalen Erwärmung von 
weniger als 2 °C gegenüber heute und 
AUSWAHL AN PRO- UND KONTRAARGUMENTEN ZU CLIMATE ENGINEERING
Proargumente
> Arming-the-Future-Argument: Wir sind moralisch verpflichtet, sämtliche 
Optionen zu erforschen, um zukünftigen Generationen eine optimale Ent-
scheidungsgrundlage zu bieten. Damit verknüpft ist das Ultima-Ratio-Ar-
gument: Für Notsituationen sollte man sich vorbereiten, um auch über un-
liebsame Optionen verfügen zu können.
> Easiness-Argument: CE ist politisch und kulturell weniger aufwendig durch-
zuführen, als Menschen und Industrien zur Vermeidung von Emissionen zu 
bewegen. Unliebsame Eingriffe in Lebensstile, Gewohnheiten und ökono-
mische Besitzstände könnten vermieden werden.
> Efficiency-Argument: Direkte und indirekte Kosten von CE-Eingriffen sind 
geringer als die Kosten von Vermeidung und Anpassung. Es wäre eine Ver-
schwendung von Ressourcen, Vermeidung und Anpassung zu priorisieren.
> Lesser-Evil-Argument: Die Folgen von CE-Eingriffen könnten, verglichen 
mit jenen eines ungebremsten Klimawandels, insgesamt das kleinere Übel 
bedeuten.
Kontraargumente
> Moral-Hazard-Argument: Allein die Aussicht auf CE als Problemlösung 
wird viele Akteure dazu bewegen, weiterhin viel CO2 zu emittieren.
> Termination-Problem-Argument: Durch den Einsatz von CE-Technolo-
gien könnte in der Zukunft eine dilemmatische Situation auftreten: Sollten 
sich hoch problematische Nebenfolgen ergeben und zugleich die Konzentra-
tion von Treibhausgasen gestiegen sein, stünden künftige Generationen vor 
dem Dilemma, entweder mit diesen Nebenfolgen zu leben oder durch die 
Einstellung des CE-Eingriffs einen rapiden Klimawandel herbeizuführen.
> Risk-Transfer-Argument: Die durch ein mit hohen Emissionen verbunde-
nes Wirtschaftsmodell verursachten Risiken werden auf unfaire Weise auf 
zukünftige Generationen abgewälzt.
> Informed-Consent-Argument: Handlungen mit globalen und langfristi-
gen Auswirkungen wären nur dann legitim, wenn eine breite und wohlin-
formierte Zustimmung der Betroffenen vorläge. Dies wären streng genom-
men alle jetzt und zukünftig lebenden Menschen und bedeutete eine kaum 
zu erfüllende Legitimtätsbedingung.
Quelle: nach Ott 2010
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11In der Regel gipfelt eine solche »Hype-
Phase« in übertriebenen Erwartun-
gen, die sich in der Praxis regelmäßig 
als nicht realisierbar erweisen, wo-
rauf die Erwartungshaltung schwin-
det und sich das (öffentliche) Interes-
se wieder legt. Erst im Anschluss an 
diese »Enttäuschungsphase« werden 
die Potenziale einer Technologie rea-
listischer eingeschätzt. 
Es scheint plausibel, dass keine der CE-
Technologien bereits den Höhepunkt 
einer umfassenden »Hype-Phase« über-
schritten hat. Käme es aber zu einem 
ausgeprägten öffentlichen »hype«, wel-
cher angesichts des Anwendungsmaß-
stabes durchaus globale Dimensionen 
annehmen könnte, dürfte der öffent-
liche Druck auf politische Entschei-
dungsträger weiter steigen. Dass die-
se Überlegung nicht jeder Grundlage 
entbehrt, lässt sich beispielsweise an-
hand des folgenden Zitats des ameri-
kanischen Politikers Newt Gingrich 
verdeutlichen: »Geoengineering holds 
forth the promise of addressing global 
warming concerns for just a few bil-
lion dollars a year. Instead of penaliz-
ing ordinary Americans, we would 
have an option to address global war-
ming by rewarding scientific innova-
tion …« (nach ETC 2010, S. 14).
Interessanterweise haben einige der 
vorgeschlagenen CE-Konzepte inner-
halb der Wissenschaften bereits einen 
solchen »Hype-Zyklus« durchlaufen. 
So zeigen die Ergebnisse einer Reihe 
von kleinskaligen Versuchen zur Eisen-
düngung der Ozeane, dass die anfäng-
lichen optimistischen Erwartungen 
hinsichtlich des induzierten Algen-
wachstums und der Absinkrate an Bio-
masse nicht erreicht werden konnten 
und folglich die Wirksamkeit der Me-
thode stark überschätzt wurde. Gleich-
zeitig wird immer deutlicher, dass über 
die sehr komplexen Zusammenhän-
ge maritimen Lebens bisher sehr we-
nig bekannt ist und mögliche Risiken 
und Folgewirkungen eines solchen Ein-
> Die meisten CE-Konzepte lassen 
sich mit sehr einfachen Bildern ver-
anschaulichen und dadurch leicht 
in die breite Öffentlichkeit trans-
portieren. Tatsächlich können sich 
insbesondere die CE-Technolo-
gien mit »großem Hebel« hinsicht-
lich ihres technischen Anspruchs 
mit der Idee des Kanonenclubs aus 
Jules Vernes Roman durchaus mes-
sen lassen: Eisen in großer Menge in 
die Ozeane schütten, Schwefelaero-
sole mithilfe von Tankflugzeugen, 
Wetterballons oder Geschützen(!) 
in die Stratosphäre transportieren 
oder sämtliche Häuserdächer und 
Straßen weiß anstreichen. 
> In Gesellschaften mit einem ausge-
prägten Technikoptimismus wür-
den den möglichen Risiken und 
Nebenwirkungen weit weniger 
Aufmerksamkeit geschenkt, der er-
hoffte Nutzen der Technologie da-
gegen stark überzeichnet.
> CE-Technologien mit »großem He-
bel« könnten unter Umständen von 
einzelnen Staaten oder Interessen-
gruppen, die über die entsprechen-
den Mittel verfügen, unilateral um-
gesetzt werden. Eine internationa-
le Zustimmung wäre damit keine 
notwendige Voraussetzung für ei-
ne CE-Anwendung – die ablehnen-
den Staaten würden vor vollendete 
Tatsachen gestellt.
Tatsächlich weist die in den letzten 
zehn Jahren gegenüber den 1990er 
Jahren deutlich zunehmende Medien-
berichterstattung zur CE-Thematik 
darauf hin, dass – nebst jenem aus 
der Wissenschaft – auch das öffent-
liche Interesse an CE-Technologien 
kontinuierlich steigt (z.B. ETC 2010, 
S. 12). Dies könnte als ein erstes In-
diz für einen sogenannten »Hype-Zy-
klus« gewertet werden (Konrad 2011, 
S. 157 f.): Die positiven Erwartungen 
in die Technologie werden immer brei-
ter akzeptiert und zunehmend opti-
mistisch bewertet, begleitet von einem 
stark anwachsenden Medieninteresse. 
sich innerhalb der Wissenschaftsge-
meinde die Stimmen mehren, die sich 
für eine besonnene, international ko-
ordinierte Erforschung möglicher CE-
Technologien aussprechen, um für den 
Notfall gewappnet und handelsfähig 
zu sein.
Es lässt sich aber auch ein anderes 
Szenario ausmalen: CE-Technologien 
könnten nicht nur eine Notfallstrate-
gie, sondern ggf. auch eine mögliche 
Alternative zu den klassischen Klima-
schutzstrategien der Vermeidung und 
Anpassung bieten. So wäre es denkbar, 
dass die Erforschung, Entwicklung und 
ggf. Anwendung von CE-Technolo gien 
nicht in erster Linie vonseiten der Wis-
senschaft, sondern vonseiten der Öf-
fentlichkeit angesichts der mühevollen 
und teuren Vermeidungs- bzw. Anpas-
sungsanstrengungen befürwortet wer-
den könnten. Folgende Randbedingun-
gen würden ein solches – aus heutiger 
Sicht noch rein hypothetisches – Szena-
rio untermauern:
> Forschungsergebnisse könnten zei-
gen, dass gewisse CE-Technolo-
gien tatsächlich eine simple, effek-
tive und – verglichen zu den klas-
sischen Strategien – sehr preiswer-
te und ressourcenschonende techni-
sche Lösung für das Klimaproblem 
böten (Efficiency-Argument). 
> CE-Eingriffe würden – verglichen 
mit den klassischen Strategien – 
wahrgenommen als mit weit ge-
ringerem Einfluss auf die beste-
henden Lebensgewohnheiten oder 
Besitzverhältnisse der Menschen 
verbunden, insbesondere in wohl-
standsorientierten Gesellschaften 
(Easiness-Argument). 
> Als Folge der Erderwärmung könn-
ten in Zukunft regelmäßig klima-
bedingte Umweltkatastrophen mit
großem Schadensmaß auftreten.
Dies könnte die Akzeptanz von 
CE-Technologien auch angesichts 
unbekannter Risiken erhöhen 
(Lesser-Evil-Argument). 
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11 geringeren Niederschlägen und 
infolgedessen mit Nahrungsmittel-
engpässen für Milliarden von Men-
schen konfrontiert sein könnten; 
> Reduktion des stratosphärischen 
Ozons;
> Aufhellung des Himmels;
> bisher unbekannte Rückkopplungs-
mechanismen könnten zusätzliche 
bedeutende Auswirkungen auf at-
mosphärische Prozesse haben. 
Neben den spezifischen Risiken teilt 
dieses Verfahren die Probleme aller 
Eingriffe in den globalen Strahlungs-
haushalt: Da diese nicht die eigentliche 
Ursache der Erderwärmung – die hohe 
menschengemachte Konzentration an 
Treibhausgasen in der Atmosphäre – 
beseitigen, werden die mit dem hohen 
Treibhausgasgehalt verbundenen (ne-
gativen) Auswirkungen (z.B. die Ver-
sauerung der Meere) nicht behoben, 
sondern im Gegenteil weiter verstärkt. 
Zusätzlich müsste die Kühlung des Kli-
mas mittels dieser Verfahren über Jahr-
zehnte bzw. Jahrhunderte aufrechter-
halten werden, da ein Abbruch der 
Maßnahme einen plötzlichen und ra-
santen Temperaturanstieg zur Folge 
hätte, der es der Menschheit kaum er-
lauben würde, rechtzeitig die dann nö-
tigen Anpassungsstrategien umzuset-
zen (Termination-Problem-Argument). 
Angesichts der möglichen globalen Ri-
siken und Folgewirkungen einer – un-
ter Umständen über mehrere Genera-
tionen anzuwendenden – Technologie 
kann eine Entscheidung über Einsatz 
bzw. Nichteinsatz nicht allein aufgrund 
technologisch-naturwissenschaftlicher 
Kriterien (Machbarkeit, Klimawirk-
samkeit, Umweltrisiken etc.) oder Kos-
tenüberlegungen erfolgen, sondern er-
fordert gleichermaßen eine Bewertung 
nach ethischen, sozioökonomischen, 
(völker)rechtlichen, politischen und 
ggf. weiteren Kriterien. Tatsächlich do-
miniert eine technologisch-naturwis-
senschaftlichen Perspektive, während 
sich die sozial-, geistes- und rechtswis-
len Nährstoffversorgung von Meeres-
algen oder künstlichen Bäumen befas-
sen, scheint die Annahme, dass auf eine 
solche Anerkennung von CE-Techno-
logien spekuliert wird, zu stützen (z.B. 
ETC 2010, S. 30 ff.).
Insbesondere die CE-Technologien mit 
»großem Hebel« können mit erhebli-
chen, nicht regional beschränkten Ri-
siken und Nebenwirkungen verbunden 
sein, weil sie in empfindliche Kreisläu-
fe eingreifen und daher nichtintendier-
te Folgen mit unter Umständen weit-
reichenden Wirkungen für Öko- und 
sozioökonomische Systeme auf globa-
ler Ebene haben könnten. Sorge be-
reitet ferner der Umstand, dass not-
wendige Feldexperimente, welche zur 
Beseitigung letzter Unsicherheiten in 
der realen Welt und in einem hinrei-
chend großen Maßstab erfolgen müss-
ten, bereits ungewollte und schädliche 
Folgewirkungen zeigen könnten, die – 
angesichts komplexer Wechselwirkun-
gen – möglicherweise lange Zeit unent-
deckt bleiben oder nicht ihrer Ursache 
zugeordnet werden könnten. 
So können einmal erzeugte künstliche 
Schwefelaerosole im Submikrometer-
bereich für einige Jahre in der Strato-
sphäre verbleiben und ihre Wirkung 
entfalten. Mögliche Risiken und Folge-
wirkungen des Verfahrens – abgeleitet 
aus Modellrechnungen und Beobach-
tungen nach starken Vulkanausbrü-
chen – werden im Bericht der Royal 
Society (2009, S. 29 f.) angesprochen 
(dazu auch Crutzen 2006;Leisner/Mül-
ler-Klieser 2010): 
> globale Auswirkungen auf Vegeta-
tion, Wälder, landwirtschaftliche 
Erträge und den Kohlenstoffkreis-
lauf infolge möglicher Änderun-
gen der Niederschlags- und Wind-
verteilung sowie der eingestrahlten 
Sonnenenergie; 
> Störungen des asiatischen und afri-
kanischen Sommermonsuns da-
hingehend, dass diese Gebiete mit 
griffs weitgehend unbekannt sind (z.B. 
Strong et al. 2009). 
»FEAR«: ES KÖNNTE AUCH 
SCHIEF GEHEN
In Jules Vernes Roman schlägt nach der 
anfänglichen Euphorie für das Vorha-
ben des Kanonenclubs die Stimmung 
schnell ins Gegenteil um, als die Tages-
blätter, Revuen und Feuilletons der ge-
samten Welt sich mit den Nebenfolgen 
der Intervention zu beschäftigen begin-
nen: Es werden u.a. die Überflutung 
bzw. Neuentstehung ganzer Kontinen-
te, Klimaturbulenzen oder die Zerstö-
rung weiter Landstriche infolge des 
enormen Rückstoßes der Kanonenku-
gel erwartet. Doch als die Regierun-
gen der Welt das Unternehmen stoppen 
möchten, hat sich der Kanonenclub an 
einem unbekannten Ort schon an den 
Bau der riesigen Kanone gemacht, un-
entdeckbar für den Rest der Welt. Das 
Drama nimmt seinen Lauf.
Insbesondere die CE-Technologien mit 
»großem Hebel« vor Augen, erscheint 
ein vergleichbares Szenario von mög-
licherweise leichtfertigen Alleingängen 
beispielsweise durch private Stiftun-
gen, sehr vermögende Einzelpersonen 
(Keith 2009) oder einzelne Regierun-
gen nicht völlig aus der Luft gegriffen 
zu sein. Auch könnten Unternehmen 
sich zu einer sorglosen Anwendung die-
ser Technologien verleiten lassen, um 
mit geringem Aufwand einen großen 
Gewinn zu erwirtschaften, z.B. durch 
den Verkauf von CO2-Emissionszerti-
fikaten, die – sofern künftig »negati-
ve« Emissionen von CE-Eingriffen in 
den CO2-Kreislauf unter den marktba-
sierten Mechanismen des internationa-
len Emissionsrechtehandels anerkannt 
werden sollten – diesen Unternehmen 
zustehen würden (Wiertz/Reichwein 
2010). Ein Blick auf die Vielzahl einge-
reichter Patente, die sich beispielswei-
se mit technologischen Lösungen für 
die Biokohleproduktion, einer optima-
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11unverstanden sind. Der bislang tech-
nologisch-naturwissenschaftlich orien-
tierte akademische und öffentliche Dis-
kurs wird zunehmend durch Beiträge 
aus der sozial-, geistes- und rechtswis-
senschaftlichen Forschung bereichert, 
da erkannt wird, dass eine Beurteilung 
der CE-Technologien die Beteiligung 
aller Disziplinen erfordert. Verschie-
dene Indizien lassen darauf schließen, 
dass die Debatte um CE-Technologien
in den kommenden Jahren an Fahrt 
gewinnen und entsprechend der poli-
tische Entscheidungs- und Handlungs-
druck zunehmen könnte.
Vor diesem Hintergrund ist das TAB 
durch den zuständigen Ausschuss für 
Bildung, Forschung und Technikfol-
genabschätzung mit einem TA-Pro-
jekt zum Thema »Geoengineering« 
beauftragt worden, welches im Som-
mer 2011 startet und im Herbst 2012 
abgeschlossen werden soll. Ziel des 
TAB-Projekts ist es, einerseits ei-
nen umfassenden Überblick über 
den Stand des Wissens bezüglich na-
turwissenschaftlich-technologischer 
Aspekte der verschiedenen vorge-
schlagenen CE-Konzepte mit einem 
besonderen Fokus auf mögliche Ri-
siken und Folgewirkungen zu geben, 
andererseits die in diesem Beitrag 
angesprochenen (völker)rechtlichen, 
ethischen, sozioökonomischen und 
politischen Facetten der Thematik 
auszuarbeiten und zu diskutieren.
Übrigens: In Jules Vernes Roman 
bleibt die dem Kanonenschuss zuge-
dachte Wirkung infolge eines trivia-
len Rechenfehlers – die Kanonenkugel 
wird viel zu klein dimensioniert – aus. 
Die jubelnden Weltbürger behalten ihre 
Jahreszeiten und werden von Katastro-
phen verschont. Bleibt zu hoffen, dass, 
sollte es irgendwann tatsächlich nötig 
werden, CE-Technologien mit »großem 
Hebel« zum Einsatz zu bringen, keine 
Rechenfehler unterlaufen!
Claudio Caviezel
Handlungsbedarf hinsichtlich einer 
Regulierung von CE besteht.
Vor dem Hintergrund grenzüberschrei-
tender, bisweilen globaler und regional 
differenzierter Neben- und Folgewir-
kungen könnten für eine solche »Glo-
bal Governance« von CE-Technolo gien 
die völkerrechtlichen Verträge, wie sie 
im Rahmen der bisherigen internatio-
nalen Klima- und Umweltpolitik aus-
gehandelt wurden, beispielgebend sein. 
Die bisherigen Klimaverhandlungen 
führen jedoch gleichzeitig vor Augen, 
wie schwierig eine internationale Eini-
gung sein kann. 
Ferner würde der Sachverhalt, dass CE-
Eingriffe unter Umständen von einzel-
nen bzw. wenigen Staaten im Alleingang 
ausgeführt werden können, das Kon-
sensprinzip gefährden – eine tragende 
Säule der internationalen Klimapoli-
tik (die Reduktion der Treibhausgas-
emissionen im angestrebten Maße ist 
nur als gemeinsamer Kraftakt umsetz-
bar). Im Zusammenhang mit Vertrags-
regimen zu CE-Technologien würde es 
keine tragende Rolle mehr spielen: Ins-
besondere könnten sich Nationen unter 
Verweis auf nationale Sicherheitsinte-
ressen über bestehende internationale 
Normen und Verträge hinwegsetzen, 
zumal diese häufig eher einen empfeh-
lenden und weniger einen rechtlich bin-
denden Charakter aufweisen (Wiertz/
Reichwein 2010).
AUSBLICK
Die bisher von Naturwissenschaftlern 
und Ingenieuren geprägte CE-For-
schung hat einerseits die mit gewissen 
Technologien verbundenen hohen Er-
wartungen bereits gedämpft (z.B. zur 
Eisendüngung der Ozeane), anderer-
seits hat sie gezeigt, dass – auch wenn 
die Technologien konzeptionell einfach 
sind – mögliche Neben- und Folgewir-
kungen von großer systemischer Kom-
plexität sein können und weitgehend 
senschaftliche Forschung erst seit we-
nigen Jahren intensiver mit CE-Tech-
nologien befasst. 
Der Fragenkatalog an die Sozial- und 
Rechtswissenschaftler ist sehr ambi-
tioniert. Zu diskutieren ist beispielswei-
se die Frage, welche Instanz legitimiert 
und in der Lage wäre, angesichts der 
möglichen hohen Risiken und ggf. auf 
der Grundlage einer unsicheren Wis-
sensbasis, eine nach ethischen Maß-
stäben verantwortbare Entscheidung 
über Einsatz oder Nichteinsatz von 
CE-Technologien zu fällen. Eine sol-
che Entscheidung müsste moralisch 
rechtfertigen, dass womöglich Nut-
zen und Risiken ungleich verteilt wer-
den und gewisse Bevölkerungsgrup-
pen zum Wohle anderer stärker von 
negativen Auswirkungen betroffen 
sein könnten bzw. die heute verursach-
ten Probleme auf künftige Generatio-
nen abgewälzt würden (Risk-Trans-
fer-Argument). Doch wie ließen sich 
die Risiken (und Chancen) offen und 
transparent vermitteln, damit alle 
von der Maßnahme betroffenen Per-
sonen sich eine eigene wohlinformier-
te Meinung bilden und am Entschei-
dungsprozess aktiv teilhaben können 
(Informed-Consent-Argument)?
Auch existiert kein internationales 
Regelwerk, welches sich explizit mit 
CE befasst bzw. umfassend und recht-
lich bindend auf die verschiedenen 
CE-Technologien angewendet wer-
den könnte. Dies liegt einerseits da-
ran, dass es sich bei CE um eine sehr 
heterogene Gruppe von Technologien 
handelt und eine konsensfähige De-
finition noch aussteht. Andererseits 
existieren die meisten CE-Konzepte 
bisher nur als Idee bzw. in Rechen-
modellen, und niemand hat bislang 
den Einsatz der Technologie ernst-
haft in Betracht gezogen. Doch zeigt 
beispielsweise die Kontroverse um das 
deutsch-indische Experiment »LO-
HAFEX« zur Ozeandüngung mit Ei-
sen, dass sehr wohl Diskussions- und 
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RESSORTÜBERGREIFEND UND PARTIZIPATIV: 
ANFORDERUNG AN EINE FORSCHUNG ZUR LÖSUNG 
GLOBALER ERNÄHRUNGSPROBLEME
Im Unterschied zu diesen und den 
meisten anderen Diskussionen, die 
angesichts des Welternährungspro-
blems vorrangig um technologische, 
ökonomische, soziale oder politische 
Handlungsoptionen kreisen, ging es 
bei dem im Februar abgeschlossenen 
TAB-Projekt »Welchen Beitrag kann 
die Forschung zur Lösung des Welter-
nährungsproblems leisten?« um die zu-
künftige Rolle von Wissenschaft und 
Forschung. Deren Bedeutung wird 
zwar von vielen Seiten grundsätzlich 
betont, aber meist nicht detailliert be-
trachtet. Daher war es eine nahelie-
gende, allerdings auch herausfordern-
de Aufgabe für das TAB, im Auftrag 
des Ausschusses für Bildung, For-
schung und Technikfolgenabschätzung 
(ABFTA) gezielt nach zukunftsrelevan-
ten Forschungsperspektiven und -the-
men, nach Forschungsgestaltung und 
deren politischen Umsetzungsmöglich-
keiten zu fragen. Der folgende Beitrag 
fasst die Hauptergebnisse und Folge-
rungen des resultierenden TAB-Ar-
beitsberichts Nr. 142 »Forschung zur 
Lösung des Welternährungsproblems – 
Ansatzpunkte, Strategien, Umsetzung« 
zusammen, der nach Abnahme durch 
den ABFTA im Juli 2011 erschienen ist 
und eine Vielzahl von Anregungen für 
eine ressortübergreifende forschungs-
politische Debatte gibt.
DREI SICHTWEISEN AUF DAS 
WELTERNÄHRUNGSPROBLEM
In den Diskussionen zum Welternäh-
rungsproblem werden unterschiedli-
che Antworten auf die Frage gegeben, 
was den Kern des Problems ausmacht. 
Dabei lassen sich im Wesentlichen drei 
Perspektiven unterscheiden: Mengen-, 
Zugangs- und Ernährungsperspektive.
> In der Mengenperspektive steht die 
insgesamt produzierte und nach-
gefragte Menge an Nahrungsmit-
teln im Mittelpunkt des Interesses. 
Die Mengenperspektive wird häu-
schen Investitionen in die Agrarpro-
duktion von Entwicklungsländern 
im Konflikt zwischen wünschens-
werter ökonomischer Förderung 
und unerwünschter Landnahme 
diskutiert.
> Auf der weltgrößten Verpackungs-
messe »interpack« in Düsseldorf 
fand am 16. und 17. Mai unter dem 
Titel »SAVE FOOD« ein internatio-
naler Kongress zum Spannungsfeld 
zwischen Ernährung, Verpackung
und Nachhaltigkeit statt, auf dem 
die Welternährungsorganisation 
der Vereinten Nationen (FAO) ei-
ne Studie zum dramatischen Pro-
blem der globalen Nahrungsmittel-
verluste durch Verderben und Ver-
schwendung präsentierte. Hier-
durch hat dieses Thema die ver-
diente größere Aufmerksamkeit 
gefunden, und auch das Bundes-
verbraucherministerium lässt hier-
zu bis Jahresende eine umfangrei-
che Studie erstellen.
> Am 26. Mai widmete der Deut-
sche Ethikrat mit seiner öffentli-
chen Jahrestagung »Die Ernährung 
der Weltbevölkerung – eine ethische 
Herausforderung« zum ersten Mal 
überhaupt eine Veranstaltung einer 
Frage außerhalb von Medizin und 
Biowissenschaften.
> Am 27. Juni behandelte der Aus-
schuss für Ernährung, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz in ei-
ner weiteren öffentlichen Anhörung 
speziell das Problem der steigenden 
und schwankenden Nahrungsmit-
telpreise unter dem Titel »Speku-
lation mit agrarischen Rohstoffen 
verhindern«.
Das Fortbestehen von Hunger und 
Mangelernährung ist angesichts der 
heutigen wissenschaftlichen und tech-
nischen Möglichkeiten eigentlich un-
fassbar und weist auf fundamentale 
Defizite der globalen politischen und 
sozioökonomischen Situation hin – 
dieser Befund dürfte wenig Wider-
spruch ernten. Äußerst vielfältig und 
häufig kontrovers hingegen sind die 
Einschätzungen, welches die wich-
tigsten Ursachen und welches die 
besten Wege zur Lösung globaler Er-
nährungsprobleme sind. Die Zahl der 
Analysen, Konferenzen und Stellung-
nahmen auf internationaler und na-
tionaler Ebene zu unterschiedlichen 
Teilthemen ist kaum zu überschauen
und belegt ein hohes gesellschaftli-
ches Bewusstsein von der Notwendig-
keit und Dringlichkeit einer nachhal-
tigen Verbesserung. Allein im zwei-
ten Quartal dieses Jahres fanden in 
Deutschland mehrere hervorhebens-
werte Veranstaltungen im politischen 
Raum statt, darunter zwei im Deut-
schen Bundestag:
> Am 4. April führte der Ausschuss 
für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz eine öffentliche 
Anhörung zum Globalthema »Welt-
ernährung« mit einem dementspre-
chend weiten Fragespektrum durch.
> Das Auswärtige Amt veranstalte-
te am 10. Mai sein 28. Forum Glo-
baler Fragen in Zusammenarbeit 
mit der Vereinigung Deutscher Wis-
senschaftler e.V. (VDW) zur Frage 
»(Kein) Brot für die Welt? – Ernäh-
rung in der Krise«. Dabei wurden 
insbesondere Fragen zu ausländi-
Im Vergleich zum Welternährungsproblem können manch andere Themen des 
wissenschaftlich-technischen und gesellschaftlichen Wandels, mit denen sich die 
Politik und das TAB befassen, fast als nachrangig oder gar als Luxusprobleme er-
scheinen: Im Jahr 2011 hungern weltweit etwa 1 Mrd. Menschen, und mindes-
tens noch einmal so viele leiden an einer Unterversorgung mit lebensnotwendi-
gen Mikronährstoffen wie Jod, Eisen und Vitamin A. Wie Forschung in Zukunft 
erfolgreicher als bislang dazu beitragen kann, diesen Zustand zu überwinden, 
war Thema eines kürzlich abgeschlossenen TAB-Projekts.
40














11 Auswirkungen des Klimawandels auf 
die Landwirtschaft.
Ziel des TAB-Projekts war es zu unter-
suchen, in welchen Bereichen der deut-
schen Forschung relevante Lösungs-
beiträge zu erwarten sind, sodass eine 
intensivere Unterstützung naheläge. 
Dabei sollte die Thematik einerseits 
mit einer breiten Perspektive angegan-
gen werden, um den Blick auch auf sol-
che Forschungsfelder zu richten, die in 
der einschlägigen Diskussion bislang 
vernachlässigt wurden, obwohl von ih-
nen nennenswerte Beiträge zur Lösung 
des Problems erwartet werden können. 
Andererseits konnte es aufgrund der 
Breite und Komplexität der Thematik 
nicht Ziel des Projekts sein, eine um-
fassende Liste von Forschungsthemen 
zu erstellen. Stattdessen sollten ausge-
wählte relevante Themenstellungen für 
die Forschung vertieft behandelt und 
darüber hinaus übergreifende Schwer-
punktsetzungen für die Forschungspo-
litik reflektiert werden. Besonderes Au-
genmerk wurde darüber hinaus auf die 
Frage gerichtet, welche Lehren aus den 
in der Vergangenheit z.T. ernüchtern-
den Erfahrungen mit der Wirksamkeit 
entwicklungsorientierter Forschung für 
die zukünftige Forschungsorganisa tion 
gezogen werden können.
In der ersten Projektphase wurde eine 
Auswahl potenzieller Forschungsfel-
der im Kontext des Welternährungs-
problems durch Kurzgutachten näher 
untersucht. Die folgenden Forschungs-
felder werden im Abschlussbericht des 
TA-Projekts vertieft behandelt:
> Pflanzenzüchtung für marginale 
Standorte
> Nutzung vernachlässigter Pflan-
zenarten
> Beiträge der ökologischen Land-
wirtschaft zur Welternährung
> Anpassung der Landwirtschaft an 
den Klimawandel
> Veränderung der globalen Ernäh-
rungsgewohnheiten
sourcenintensiven Ernährungsstil der 
Industrieländer sowie des zunehmen-
den Drucks auf die landwirtschaftlichen 
Produktionsgrundlagen (Degradierung 
fruchtbarer Böden, Ernteausfälle infol-
ge des Klimawandels, Anbau nachwach-
sender Rohstoffe) ändern (hierzu auch 
der Schwerpunkt des TAB-Briefs 35 
»Nachhaltige Produktions steigerung? 
Herausforderungen der globalisierten 
Landwirtschaft«).
Jede der drei Perspektiven geht mit ei-
nem spezifischen Problemverständ-
nis einher. Insbesondere kommen je 
nach Perspektive unterschiedliche Ein-
flussgrößen auf die Welternährungs-
situation in den Blick. Dazu zählen so 
heterogene Faktoren wie die verfüg-
bare Anbaufläche, die Entwicklung 
der Weltbevölkerung und der Ernäh-
rungsgewohnheiten, Fortschritte in der 
Pflanzenzüchtung, die rechtliche und 
sozioökonomische Situation von Frau-
en, Reformen im Bodenrecht, Wasser-
verfügbarkeit u.v.m. Diese Faktoren 
dürfen nicht voneinander isoliert be-
trachtet werden, sondern weisen kom-
plexe Wechselwirkungen auf. So ist ein 
geringer Bildungsgrad einerseits eine 
wichtige Ursache für Unter- und Man-
gelernährung. Andererseits wirken Un-
ter- und Mangelernährung der Bildung 
von Erwachsenen und Kindern entge-
gen. Das Welternährungsproblem wird 




Viele der genannten Einflussgrößen ha-
ben einen mehr oder weniger starken 
Forschungsbezug. Hierzu zählen nicht 
nur Züchtungsforschung sowie andere 
Ansätze, die die Produktion von Nah-
rungsmitteln betreffen, sondern z.B. 
auch Forschung zur Verminderung von 
Nachernteverlusten oder zum Wandel 
der Ernährungsgewohnheiten sowie 
übergreifende Ansätze etwa zu den 
fig eingenommen, wenn der künfti-
ge Nahrungsmittelbedarf der Welt-
bevölkerung – etwa im Jahr 2050 –
zum Thema gemacht wird. Aus 
der Zahl der Menschen sowie de-
ren mittlerem Nahrungsenergiebe-
darf wird hierbei auf die insgesamt 
benötigte Menge an Nahrungsmit-
teln geschlossen.
> Demgegenüber wird aus der Zu-
gangsperspektive betont, dass für 
eine Beurteilung der Welternäh-
rungslage nicht die rechnerische, 
sondern die tatsächliche Verfüg-
barkeit von Nahrung für alle Men-
schen entscheidend ist. Trotz ei-
nes seit Jahrzehnten bestehenden 
Produk tionsüberschusses können 
Millionen von Menschen ihren 
Nahrungsmittelbedarf nicht ausrei-
chend decken. In der Zugangsper-
spektive liegt das Interesse daher bei 
den Mechanismen, die zu einer be-
stimmten Verteilung der insgesamt 
verfügbaren Nahrungsmittel inner-
halb der Weltbevölkerung führen.
> Die Ernährungsperspektive stellt 
das individuelle Ernährungsver-
halten sowie dessen Bestimmungs-
faktoren in den Mittelpunkt. Das 
Welternährungsproblem ist in die-
ser Sichtweise weder primär ein 
Mengenproblem noch ein bloßes 
Zugangsproblem. Vielmehr wird 
es wesentlich als Problem des Er-
nährungsverhaltens verstanden, das 
u. a. gekennzeichnet ist durch un-
zureichendes Wissen über gesunde 
Ernährung und geeignete Zuberei-
tungsweisen für die zur Verfügung 
stehenden Nahrungsmittel.
Noch gilt das Welternährungsproblem 
primär als ein Zugangs- und nicht als 
Mengenproblem, und die Ernährungs-
perspektive spielt bislang eine vergleichs-
weise geringe Rolle. Dies wird sich nach 
Ansicht vieler Experten jedoch in den 
kommenden Jahrzehnten aufgrund der 
weiter wachsenden Weltbevölkerung, 
des fortschreitenden Wandels der Er-
nährungsgewohnheiten hin zum res-
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11FORSCHUNG ZUM GLOBALEN 
ERNÄHRUNGSVERHALTEN AUSBAUEN
Das Welternährungsproblem wird bis-
lang in erster Linie als Mengen- oder 
Zugangsproblem verstanden. In den 
vergangenen Jahren wurde jedoch 
zunehmend gezeigt, dass es sich we-
sentlich auch um ein Problem des Er-
nährungsverhaltens handelt. Die wis-
senschaftliche Auseinandersetzung 
hiermit im Sinne einer Welternährungs-
forschung findet in Deutschland ledig-
lich in Ansätzen statt. Eine Option für 
die zukünftige Ausrichtung der deut-
schen Forschung sollte vor diesem Hin-
tergrund sein, diesen bisher vernachläs-
sigten Bereich zu stärken und zu einem 




Im TAB-Bericht wurden abschließend 





Seit Verabschiedung des Berichts der 
Bundesregierung »Globale Ernäh-
rungssicherung durch nachhaltige Ent-
wicklung und Agrarwirtschaft« im 
Juni 2008 konnten in den drei haupt-
sächlich relevanten deutschen Ressorts 
– BMBF, BMELV und BMZ – wichtige 
programmatische Veränderungen be-
obachtet werden: die Verabschiedung 
der »Nationalen Forschungsstrategie 
BioÖkonomie 2030«, die Förderung 
der Gründung der Deutschen Agrar-
forschungsallianz (DAFA) sowie die 
Erarbeitung des Konzepts »Entwick-
lung ländlicher Räume und ihr Beitrag 
zur Ernährungssicherung«. Bei allen 
drei Aktivitäten steht die Problemorien-
tierung im Vordergrund, gleichzeitig 
PRODUKTIVITÄTSSTEIGERUNG: ZUGANG 
ZU NAHRUNG UND RESSOURCENSCHUTZ 
IN DEN MITTELPUNKT STELLEN
Wie der TAB-Bericht herausarbei-
tet, sind alle Strategien zur landwirt-
schaftlichen Produktivitätssteigerung 
mit zwei zentralen Herausforderun-
gen konfrontiert: Zum einen muss 
gewährleistet werden, dass die am 
stärksten von Unterernährung betrof-
fenen Menschen zugleich verbesserten 
Zugang zu Nahrung erhalten. Zum 
anderen muss der derzeitige Res-
sourcenverbrauch landwirtschaftli-
cher Praktiken dringend erheblich 
reduziert werden, nicht zuletzt des-
halb, weil die globale Nahrungs-
mittelproduktion andernfalls ihrer 
Wirtschaftsgrundlage beraubt wäre. 
Grundsätzlich können zwei (Maxi-
mal-)Strategien unterschieden wer-
den, die je nach spezifischen regio-
nalen Bedingungen unterschiedlich 
erfolgversprechend sind: einerseits die 
High-external-Input-Intensivierung 
von Hochleistungsstandorten (also 
unter hohem Einsatz von Dünger und 
Pflanzenschutzmitteln) und anderer-
seits die Low-external-Input-Intensi-
vierung von marginalen Standorten.
Für eine Schwerpunktsetzung auf 
Low-external-Input-Intensivierung 
spricht zweierlei: Zum Ersten kann 
auf diese Weise eine Kopplung von 
Produktivitätssteigerung und Zu-
gang im Bereich der kleinbäuerlichen 
Landwirtschaft in Entwicklungslän-
dern erreicht werden. Zum Zweiten 
basiert dieser Ansatz auf nur geringen
externen Inputs und kann auf diese
Weise der drängenden Herausfor-
derung begegnen, die Produktions-
grundlagen der Landwirtschaft zu 
erhalten und zu pflegen. Mit Blick 
auf Produktivitätssteigerung durch 
High-external-Input-Intensivierung 
auf Hochleistungsstandorten sollte 
der Schwerpunkt zukünftiger For-
schung auf dem Aspekt der Ressour-
censchonung liegen.
> Nacherntetechnologie




Integraler Bestandteil des Projekts war 
der TAB-Workshop »Forschung zur 
Lösung des Welternährungsproblems« 
im Juni 2010, auf dem drei zentrale 
Problemfelder des Projektthemas dis-
kutiert wurden: »Im Fokus der For-
schung: Produktion oder Verbrauch?«, 
»Kontroverse Strategien zur Produk-
tionssteigerung« sowie »Forschungsor-
ganisation: Lehren aus dem Transfer-
problem für Fördereinrichtungen und 
Forschungspolitik?« (dazu der Beitrag 
im TAB-Brief 38, S. 32–35).
Aus der Gesamtschau der im Projekt 
erzielten Ergebnisse wurden mögliche 
Schwerpunktsetzungen für zukünfti-
ge Forschung zum Welternährungs-
problem abgeleitet. Dabei wurde der 
thematische Fokus des Workshops wei-






Die Gegenüberstellung von produk-
tions- und verbrauchsseitigen Einfluss-
größen macht deutlich, dass nicht nur 
erstere, sondern auch letztere die Welt-
ernährungssituation in hohem Maße 
beeinflussen. Vor diesem Hintergrund 
liegt es nahe, den produktions- wie 
auch den verbrauchsseitigen Einfluss-
größen im Rahmen der Forschung ei-
nen gleichermaßen hohen Stellenwert 
einzuräumen. Allerdings zeigen die 
Projektergebnisse, dass die Verbrauchs-
seite bislang nur eine vergleichsweise 
geringe Beachtung und Förderung er-


















11 und Nichtregierungsorganisationen mit 
denen von Akteuren aus vorwiegend 
national bzw. europäisch orientierten 
Agrar-, Bio-, Sozial- und Wirtschafts-
wissenschaften problembezogen zusam-
menzuführen. Die Finanzierung würde 
in den Rahmen der »Nationalen For-
schungsstrategie BioÖkonomie 2030« 
passen; die Konzeption des BMZ »Ent-
wicklung ländlicher Räume und ihr Bei-
trag zur Ernährungssicherung« könn-
te als Orientierung genutzt werden; die 
Ressortforschung des BMELV könnte 
sich über die DAFA einbringen. Wich-
tig wäre auch eine aktive Beteiligung der 




Der Bericht »Forschung zur Lösung 
des Welternährungsproblems. An-
satzpunkte – Strategien – Umsetzung« 






durch Bund und Länder nötig. Zu prü-
fen wäre die Schaffung einer zentralen 
Stelle (im Sinn eines »Kompetenzzen-
trums Partizipative Agrarforschung«) 
an einer geeigneten Forschungseinrich-
tung. Auf europäischer Ebene böte sich 
die Bildung und Unterstützung eines 
europäischen Netzwerks »Participato-
ry Research for Global Food Security« 
an. Auch im 8. Forschungsrahmenpro-
gramm der Europäischen Kommission 
sollte der Einsatz partizipativer Me-
thoden gezielt gefördert werden.
Neben der Schaffung bzw. dem Aus-
bau von Kapazitäten in Hochschulen 
und Forschungseinrichtungen wäre es 
erforderlich, die Bedingungen der For-
schungsförderung anzupassen. Um die 
Chancen partizipativer Projekte zu er-
höhen, wäre es unter anderem nötig, 
eine offenere Projektplanung zuzulas-
sen, die Flexibilität der Mittelverga-
be zu vergrößern und andere Metho-
den der Überprüfung der Effektivität 
der geförderten Projekte zu etablieren.
»LEUCHTTURMPROJEKTE« 
ALS MÖGLICHER NÄCHSTER SCHRITT
Aus der Verbindung der Überlegungen 
zur Stärkung partizipativer Forschung 
mit den Handlungsoptionen zur Wei-
terentwicklung der forschungspoliti-
schen Programmatik resultiert eine ver-
gleichsweise kurzfristig umzusetzende 
Handlungsmöglichkeit: die Konzeption
und Entwicklung von »Leuchtturm-
projekten« im Sinn von »Gemeinsamen 
Beiträgen deutscher Forschungsakteu-
re zur Ernährungssicherung margina-
lisierter Bevölkerungsgruppen durch 
eine nachhaltige Entwicklung länd-
licher Räume« – mit explizit partizi-
pativer Ausrichtung und als ressort-, 
disziplinen- und akteursübergreifen-
de Beispiele für Problem- und Adres-
satenorientierung. Ziel müsste es sein, 
die entwicklungsbezogenen, interna-
tional ausgerichteten Aktivitäten und 
Kompetenzen von Universitäten, au-
ßeruniversitären Instituten, fachlichen 
wird ein Anspruch an ressortübergrei-
fendes Handeln explizit formuliert, 
was eine bessere Kooperation und mit 
Blick auf den Entwicklungsbereich viel-
leicht auch größere Kohärenz erwar-
ten lässt.
Anknüpfend an die programmatischen 
Bemühungen von BMBF, BMELV 
und BMZ wäre ein möglicher nächs-
ter Schritt ein gutvorbereiteter, offe-
ner und gleichberechtigter Diskurs 
zwischen den unterschiedlichen »Kul-
turen« aus den Forschungsbereichen 
der drei Ressorts. Zu überlegen wäre, 
ob neben bestehenden Strukturen an 
Universitäten und vorhandenen Ein-
richtungen der Entwicklungsforschung 
eine zentrale Anlaufstelle für Projekte 
und Themen der entwicklungsorien-
tierten Agrarforschung und verwand-
ter Gebiete etabliert werden sollte oder 
ob mehrere dezentrale, virtuelle Kom-
petenzzentren zu verschiedenen Teil-





Über den Erfolg von Forschung zur Lö-
sung des Welternährungsproblems ent-
scheidet ganz wesentlich die Art und 
Weise, in der die Forschung betrieben 
wird. Als zentrale Anforderung gilt die 
systematische Einbeziehung der späte-
ren Nutzer möglicher Forschungser-
gebnisse, z.B. verbesserte Anbau-, Ern-
te- oder Verarbeitungsmethoden, in 
die Generierung der Forschungsfragen, 
die Forschungsplanung und -durchfüh-
rung. Seit Jahren wird ein zu geringer 
Stellenwert inter- bzw. transdisziplinä-
rer Kapazitäten und Kompetenzen so-
wie eine Marginalisierung derjenigen 
Fächer in den agrarwissenschaftlichen 
Fakultäten und Forschungseinrichtun-
gen konstatiert, die für eine solche par-
tizipative, adressatenorientierte For-
schung als unerlässlich gelten. Hier 
wäre eine konsequente Umsteuerung 
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11Ist es das eigentliche Ziel aller Bemühungen der modernen Biowissenschaften – 
oder nur eine weitere Etappe auf dem Weg zur umfassenden Manipulation der 
menschlichen Natur? Vor allem aus techniksoziologischer und bioethischer Per-
spektive werden seit einigen Jahren unter dem englischen Begriff »Enhancement« 
wissenschaftlich-technische Möglichkeiten, menschliche Fähigkeiten gezielt zu 
beeinflussen und zu »verbessern«, diskutiert. Gleichzeitig finden Meldungen über 
einen veränderten Umgang wachsender Teile der Gesellschaft mit pharmakolo-
gisch wirksamen Substanzen verstärkt öffentliche und politische Aufmerksamkeit. 
Auch das TAB hat in mehreren Projek-
ten Hinweise auf eine zunehmende Ent-
wicklung und Diffusion von Pharmaka 
und anderen medizinischen Verfahren 
einschließlich (neuro)technischer Inter-
ventionen zur Verbesserung der indi-
viduellen Leistungsfähigkeit gefunden 
und beschrieben: bei der Darstellung 
neuer Ergebnisse der Hirnforschung 
und ihrer Anwendungen (TAB-Arbeits-
bericht Nr. 117), im Hintergrundpa-
pier Nr. 16 zu »Converging Techno-
logies«, im TA-Projekt »Gendoping« 
(TAB-Arbeitsbericht Nr. 124) sowie im 
TAB-Brief-Schwerpunkt »Den Men-
schen ›weiser und geschickter‹ machen« 
(TAB-Brief 35).
Der Ausschuss für Bildung, For-
schung und Technikfolgenabschätzung 
(ABFTA) befand daraufhin das Thema 
»Enhancement« einer vertieften Analy-
se wert und hat das TAB mit einer Un-
tersuchung über »Pharmakologische 
und technische Interventionen zur Leis-
tungssteigerung – Perspektiven einer 
weiter verbreiteten Nutzung in Medi-
zin und Alltag« beauftragt. In einer Ex-
plorationsphase wurden zunächst der 
Stand von Forschung und Entwicklung 
relevanter Medikamente und Metho-
de erhoben, die vorhandene Empirie 
des Phänomens sowie die sozialwis-
senschaftliche, ethische und rechtli-
che Debatte der Problematik erschlos-
sen (TAB-Brief 35, S. 28–31). Mit Blick 
auf die aktuelle und mittelfristige ge-
sellschaftliche und politische Relevanz 
wurden dann in der Hauptphase ver-
tieft die bisherigen Entwicklungen 
und plausiblen Fortschreibungen be-
obachtbarer Trends der Verwendung 
von (Psycho-)Pharmaka zur Leistungs-
steigerung in Beruf und Alltag unter-
sucht. Technische (Neuroimplantate 
u.Ä.) und biomedizinische Interventio-
nen (z.B. genetische Manipulationen) 
wurden nicht weiter behandelt, weil 
ihre gezielte Nutzung für eine verbreite-
te Leistungssteigerung gesunder Men-
schen ein höchstens langfristig vorstell-
bares Szenario darstellt. 
Der Abschlussbericht zum Projekt bie-
tet sowohl zum Stand der Möglich-
keiten, menschliche Leistung phar-
makologisch zu beeinflussen, als auch 
zur arznei-, lebensmittel- und gesund-
heitsrechtlichen Einordnung die derzeit 
wohl umfassendste verfügbare Darstel-
lung. Damit wird eine realitätsbezoge-
ne Diskussion zukünftiger Entwicklun-
gen möglich, die sich von bisherigen 
hypothetischen und visionären Be-
schreibungen abhebt. Die systematische 
Auswertung der wissenschaftlichen Be-
fassung mit der Dopingproblematik im 
Leistungs- und Breitensport liefert eine 
Basis, um mögliche analoge Dynami-
ken in Bezug auf Enhancement in ei-
ner »Leistungssteigerungsgesellschaft« 
ableiten zu können. 
Auf einen kurzen Nenner gebracht, 
zeigt der Bericht des TAB, dass
> Enhancementmittel im engeren Sinn – 
spezifisch wirksam und nebenwir-
kungsfrei oder zumindest -arm – 
bislang eine Vision der Forschung 
bzw. ein Konstrukt der Debatte 
sind;
> große Wissenslücken bezüglich der 
bisherigen Nutzung von Arznei-
mitteln mit der Absicht der Leis-
tungssteigerung existieren;
> für eine gezielte und systematische 
Erforschung und Entwicklung von 
pharmazeutischen Wirkstoffen und 
Arzneimitteln mit der Zielsetzung 
der Leistungssteigerung auch bei 
Gesunden weitreichende regulative 
Änderungen nötig wären, die eine 
sehr dezidierte gesellschaftliche und 
politische Willensbildung »pro En-
hancement« voraussetzen würde;
> es gewichtige Gründe gibt, das 
Ziel einer pharmakologischen Leis-
tungssteigerung als wünschenswer-
te Problembewältigungsstrategie 
gesunder Menschen in Zweifel zu 
ziehen;
> fundamentaler gesellschaftlicher 
Diskussionsbedarf zum weiteren 
Umgang mit wachsenden Leistungs-
anforderungen und unterschiedli-
chen Leistungsfähigkeiten besteht.
Der Abschlussbericht des Projekts lie-
fert eine Reihe von Anregungen für die 
weitere parlamentarische Behandlung. 
Nach erfolgter Abnahme im Juli 2011 
durch den ABFTA wird der Bericht un-
ter dem Titel »Pharmakologische Inter-
ventionen zur Leistungssteigerung als 
gesellschaftliche Herausforderung« in 
den nächsten Wochen veröffentlicht. 
Eine ausführliche Darstellung der Er-






HERAUSFORDERUNG ENHANCEMENT – JENSEITS VON 
VERKLÄRUNG UND DRAMATISIERUNG
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11 In zahlreichen Ländern werden erhebliche Subventionen und Steuervergünsti-
gungen gewährt, um im globalen Wettbewerb in zukunftsträchtigen Sektoren 
oder Technikfeldern vorne zu liegen. In Europa werden die staatlichen Unterstüt-
zungsmöglichkeiten durch die EU-Beihilfekontrolle jedoch eingeschränkt. Diese 
Situation wirft regelmäßig folgende Fragen auf: Wird dadurch die Wettbewerbs-
fähigkeit in wissens- und kapitalintensiven Technologien wie der Nanoelektro-
nik nachhaltig gefährdet? Inwieweit besteht im Bereich der Nanoelektronik eine 
Situation, die staatliche Beihilfe rechtfertigen würde? Ist auch unter den europä-
ischen Bedingungen der eingeschränkten staatlichen Beihilfemöglichkeiten eine 
nachhaltige nationale Förderpolitik möglich?
Der TAB-Innovationsreport »Interna-
tionale Wettbewerbsfähigkeit der eu-
ropäischen Wirtschaft im Hinblick auf 
die EU-Beihilfepolitik – am Beispiel der 
Nanoelektronik« hat untersucht, wel-
che Bedeutung die EU-Beihilfenkon-
trolle für Deutschland und Europa in 
der Nanoelektronik hat und wie eine 
geeignete Förderpolitik zum Erhalt und 
der Verbesserung der Wettbewerbs-
fähigkeit aussehen könnte. 




in zahlreichen Branchen verwendet 
(z.B. Konsumelektronik, Automobil-
industrie) und gelten als wichtiger Zu-
kunftsmarkt. Da die Nanoelek tronik 
eine bedeutende Rolle für die techno-
logische Wettbewerbsfähigkeit ein-
nimmt, haben viele Länder ein hohes 
strategisches Interesse an der Entwick-
lung dieses Wirtschaftszweiges. Die 
Globalisierung des Wettbewerbs und 
die internationale Arbeitsteilung sind 
im Bereich Nanoelektronik besonders 
weit fortgeschritten (Abb.).
Folgende Kernentwicklungen haben 
in den zentralen Wertschöpfungs-
stufen in der jüngeren Vergangenheit 
stattgefunden:
> Beim FuE-intensiven Chipdesign 
sind die USA bislang deutlich füh-
rend, einzelne asiatische Länder 
(v.a. Taiwan) holen jedoch auf. Am 
Standort Europa sind Unternehmen 
dieses Teilbereichs vorrangig in der 
Automobil- und Industrieelektronik 
tätig.
> Die Produktionskapazitäten ha-
ben sich in den vergangenen Jah-
ren international deutlich verscho-
ben. Der Anteil Europas an der 
weltweiten Produktion von Halb-
leiterelementen sank von 15 % im 
Jahr 2000 auf gut 10 % im Jahr 
2009. Diese Entwicklung ist auch 
in Deutschland als größtem Pro-
duktionsstandort in Europa zu be-
obachten. Auch Japan und die USA 
haben erhebliche Produktionsantei-
le verloren. Erstarkt sind insbeson-
dere asiatische Länder wie Taiwan 
und China. 
> Das Zusammensetzen der Halblei-
terprodukte (»Packaging«) findet 
bereits seit längerer Zeit vorrangig 
in Asien statt. Der Anteil Europas 
liegt hier aktuell unter 2 %.
> Die größte Nachfrage nach Halb-
leiterprodukten entspringt mit 
fast 70 % ebenfalls aus den asia-
tischen Ländern inklusive Japan. 
In Europa wurden im Jahr 2009 
nur noch 13 % der Weltproduk tion 
nachgefragt.
Diese Entwicklungen setzen Nano-
elektronikunternehmen in Europa
unter erheblichen Wettbewerbs-
druck. Der globale Wettbewerb ist 
dabei sehr eng, da sich die jeweils 
weltweit führenden Standorte bei 
den Standortvor- und -nachteilen 
nur wenig unterscheiden. Die Stär-
ken Deutschlands liegen tendenziell 
in der technologischen Wissensbasis, 
insbesondere in der breiten System-
kompetenz qualifizierter Fachkräfte 
(z.B. in der Leistungselektronik) und 
bei der forschungsintensiven Erwei-
NANOELEKTRONIK: FOLGEN DER EU-BEIHILFEPOLITIK 
FÜR DIE EUROPÄISCHE WETTBEWERBSFÄHIGKEIT


































































































124 Mrd. 49 24 17 48
total
256 Mrd. 100 100 100 100
Angaben für Besitz der Produktionskapazitäten beziehen sich auf das Jahr 2005.
Quelle: nach Collet 2007; ESIA 2008; ZVEI 2008
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11jekten getrennt über die Förderung des 
natio nalen Akteurs. Dabei unterschei-
den sich die Einschätzungen förderfähi-
ger Themen und Kosten zwischen den 
teilnehmenden Ländern mitunter er-
heblich. Diese Situation führt regelmä-
ßig zu Abstimmungsproblemen. 
Neben der Forschungsförderung lie-
gen die Schwächen Deutschlands und 
Europas im Bereich Nanoelektronik 
vor allem bei der mangelnden Umset-
zung innovativer Ideen und Ergebnis-
se der FuE in kommerziell erfolgreiche 
Marktanwendungen. Diese Standort-
schwäche entsteht u.a. durch die ge-
ringen Investitionen von Großunter-
nehmen und die große Konkurrenz 
zwischen europäischen Akteuren, de-
ren Geschäftsmodelle mitunter ähn-
lich sind und die sich weniger ergän-
zen, als dies in anderen Weltregionen 
der Fall ist. 
POLITISCHE MASSNAHMEN IM 
INTERNATIONALEN VERGLEICH
Politische Maßnahmen haben im Be-
reich der Nanoelektronik eine beson-
dere Bedeutung. Zum einen gibt es seit 
Langem eine umfangreiche Subventio-
nierung, da viele Länder diesen Bereich 
als zentral für die wirtschaftliche Ent-
wicklung und inländische Beschäfti-
gung betrachten. Zum anderen können 
aufgrund geringer Standortunterschie-
de zwischen den weltweit führenden 
Nanoelektronikstandorten politische 
Maßnahmen durchaus den entschei-
denden Ausschlag für oder gegen eine 
Standortentscheidung liefern. In füh-
renden außereuropäischen Ländern, 
z.B. Taiwan, China und den USA, ist 
eine größere staatliche Unterstützung 
zu verzeichnen als beispielsweise in 
Frankreich oder Deutschland. Zu den 
dort eingesetzten Fördermaßnahmen 
und Anreizinstrumenten gehören
> eine teilweise sehr intensive FuE-
Förderung (Taiwan, Japan, USA);
terung der Funktionalitäten (»More-
than-Moore«-Bereich). Standortvor-
teile ergeben sich durch einen großen 
inländischen Markt im Automobil- 
und Industrieelektroniksektor. Auch 
die Zusammenarbeit zwischen den 
verschiedenen Akteuren aus Wissen-
schaft und Industrie ist in Deutsch-
land und Europa gut etabliert. Hier-
zu haben auch vielfältige öffentliche 
Förderkonzepte beigetragen. 
Sowohl bei der nationalen als auch bei 
der europäischen Forschungsförderung 
werden jedoch zunehmend Probleme 
sichtbar. Wichtige nationale Förder-
programme unterstützen beispielsweise 
nur Projekte, bei denen Prozesse bzw. 
Produkte entwickelt werden, die natio-
nal produziert, verarbeitet oder genutzt 
werden. Daher fallen bereits heute ei-
nige Marktsegmente (z.B. Halbleiter-
produkte im Bereich Mobilkommuni-
kation) aus der nationalen Förderung 
weitgehend heraus, weil sich deren 
Absatzmarkt fast ausschließlich im 
Ausland befindet. Zukünftig werden 
aufgrund der zunehmenden internatio-
nalen Arbeitsteilung in der Nanoelek-
tronikproduktion immer weniger Teil-
bereiche der Wertschöpfungskette und 
weniger Marktsegmente das Förder-
kriterium der nationalen Verwertung 
erfüllen können. Folglich werden sie 
nicht mehr gefördert, obwohl auch 
exportorientierte Aktivitäten positive 
Wertschöpfungs- und Beschäftigungs-
effekte im Inland generieren können.
Auf der europäischen Ebene gibt es 
zwei Forschungsförderungsprogram-
me, die explizit auf die Nanoelek tronik 
ausgerichtet sind: ENIAC (European 
Nanoelectronics Initiative Advisory 
Council) und CATRENE (Cluster for 
Application and Technology Research 
in Europe on NanoElectronics). Beide 
Förderprogramme überschneiden sich 
inhaltlich deutlich. Bei beiden Program-
men ist die nationale Mitbestimmung 
sehr hoch, teilweise entscheiden die je-
weiligen Ministerien bei einzelnen Pro-
> zumindest in Einzelfällen sehr ho-
he Beihilfen zum Aufbau von Pro-
duktionsstätten (China, USA); 
> verschiedene Steuervergünstigungen, 
u.a. Steuerbefreiungen bei Neuinves-
titionen oder Grundsteuerermäßi-
gungen (China, Taiwan, Südkorea, 
Japan); 
> gezielte Unterstützung von Speicher-
chipherstellern im Zuge der Wirt-
schaftskrise in den Jahren 2008 und 
2009 (Südkorea, Japan). 
Auch innerhalb Europas gibt es zum 
Teil erhebliche Unterschiede, wie bei 
einem Vergleich der deutschen und 
französischen förderpolitischen Maß-
nahmen deutlich wird. Obwohl bei-
de Länder gleichermaßen der EU-Bei-
hilfenkontrolle unterliegen, verfolgt 
Frankreich eine ausgeprägtere Indus-
triepolitik als Deutschland. Verschie-
dene Maßnahmen, wie z.B. eine hohe 
Konzentration der Forschungsförde-
rung auf ausgewählte Unternehmen 
oder das explizite Förderprogramm 
»Nano 2012«, führen zu einer deut-
lichen Unterstützung der Akteure am 
Standort Grenoble. In Deutschland ist 
die Förderung weniger auf bestimmte 
Akteure konzentriert. 
Unabhängig von solchen nationalen 
Unterschieden innerhalb der EU wird 
von vielen Experten die europäische 
Beihilfenkontrolle generell als bedeu-
tende Beschränkung genannt, die eine 
umfassendere staatliche Unterstützung 





Das derzeitige EU-Beihilferecht verbie-
tet grundsätzlich staatliche Beihilfen, 
sieht jedoch verschiedene Ausnahmen 
vor, z.B. für KMU, FuE-Ausgaben oder 
rückständige Regionen. Gerade im Be-
46














11 reich der Nanoelektronik konnten die 
EU-Mitgliedsländer zahlreiche Ausnah-
meregelungen in Anwendung bringen, 
sodass sie gewisse Gestaltungsmöglich-
keiten hatten und Fälle mit unterschied-
lichen Förderhöhen subventionierten. 
Diese Ausnahmen werden durch soge-
nannte Beihilferahmen geregelt, in de-
nen die jeweiligen Ausnahmekriterien 
und Beihilfehöchstintensitäten festge-
legt wurden. Im Jahre 2002 wurde der 
europäische Beihilferahmen neu gere-
gelt, und die Beihilfehöchstintensitä-
ten wurden insgesamt deutlich gesenkt. 
Die Restriktio nen durch das EU-Bei-
hilferecht gehen inzwischen weit über 
international vereinbarte Subventions-
regelungen wie die WTO-Richtlinien 
hinaus. Dies gilt insbesondere für die 
Investitionsförderung, die nur noch im 
Rahmen regionaler Hilfen möglich ist. 
Die Analyse der Fälle mit Höchstför-
derung im Bereich Nanoelektronik für 
den Zeitraum seit 2002 ergab insge-
samt eine 10- bis 30%ige Reduktion
des nationalen Förderumfangs im 
Vergleich zum früheren Beihilferah-
men. Dies entspricht in den Fällen mit 
Höchstförderung einer Abnahme in 
zwei- bis dreistelliger Millionenhöhe. 
Die Möglichkeiten der staatlichen För-
derung in der EU liegen durch die EU-
Beihilfenkontrolle deutlich unter denen 
anderer Länder, wie z.B. den USA. Aus-
nahmen aufgrund von massiven Förde-
rungen anderer Länder sind innerhalb 
des EU-Beihilferahmens nicht möglich. 
Viele Experten sehen die dadurch be-
einflussten Standortentscheidungen ge-
gen Europa insbesondere in Bezug auf 
die Produktionsstätten als kritisch an, 
da neben der direkten Wertschöpfung 
erhebliche räumliche Ausstrahleffekte 
(Wissens-Spill-over-Effekte) auf FuE-
Akteure und Zulieferer entstünden. 
Sie befürchten, dass bei einer Verlage-
rung der Produktionsstätten nach au-
ßerhalb Europas auch die Unternehmen 
in vorgelagerten Wertschöpfungsstu-
fen an Wettbewerbsfähigkeit verlieren 
oder ebenfalls ins Ausland abwandern 
könnten. Zudem könnten auch die in-
ländischen Anwenderunternehmen der 
Nanoelektronik eventuell Probleme be-
kommen, wenn die ausländischen An-
bieter nur wenig auf ihre Bedürfnisse 
eingingen, weil anzunehmen sei, dass 
diese sich allein auf große Nachfrage-
bereiche des Weltmarkts konzentrieren. 
Andererseits halten einige Experten 
auch eine positive inländische Entwick-
lung der Nanoelektronikindustrie mit 
sehr wenigen inländischen Produktions-
stätten für möglich. Sie sind der Mei-
nung, dass auf der Basis der genannten 
Einschränkungen nicht unmittelbar auf 
eine Änderungsnotwendigkeit des eu-
ropäischen Beihilferechts geschlossen 
werden kann. Denn staatliche Beihilfen 
können auch unerwünschte Wirkungen 
haben und beispielsweise zu Wettbe-
werbsverzerrungen, Subventionswett-
lauf zwischen einzelnen Ländern oder 
gar zu Staatsversagen (z.B. Problema-
tik des »Picking Winner«) führen. Ins-
besondere der Subventionswettlauf lässt 
sich in der Nanoelektronik durchaus 
beobachten.
In der Summe gibt es unterschiedliche 
Pro- und Kontraargumente bezüglich 
der Frage, ob in der Nanoelektronik 
stärkere staatliche Investitionsbeihil-
fen für Produktionsstätten und Ände-
rungen in der EU-Beihilfenkontrolle 
gerechtfertigt werden können.
HANDLUNGSOPTIONEN
Handlungsoptionen für Deutschland er-
geben sich zunächst in Bezug auf die Op-
timierung bereits eingesetzter Politik-
instrumente. Aufgrund der steigenden 
FuE-Kosten, der zunehmenden Spezia-
lisierung von Unternehmen und der Er-
schließung neuer Anwendungsfelder 
(z.B. Medizintechnik, molekulare Elek-
tronik) könnten eine Steigerung der pri-
vaten und öffentlichen FuE-Ausgaben 
angestrebt und die Vernetzung der in-
dustriellen Akteure unterstützt wer-
den. Möglichkeiten hierfür sind z.B. 
die stärkere Förderung interdisziplinä-
rer Projekte und eine Unterstützung bei 
der Initiierung von Kooperationen (u.a. 
durch Industrietage). Auch eine Verbes-
serung der Abstimmungs- und Koordi-
nationsprozesse auf der europäischen 
Ebene sollte anvisiert werden. Eine bes-
sere nationale Abstimmung bei den o.g. 
Förderprogrammen CATRENE und 
ENIAC oder eine stärkere Übertragung 
von Entscheidungskompetenzen auf die 
Programmgremien selbst können die 
Ausrichtung der Programme an aktuel-
len Themen verbessern und Doppelför-
derungen vermeiden. Darüber hinaus 
sollten Bemühungen fortgesetzt wer-
den, die auf eine internationale Har-
monisierung von Regelungen zu staat-
lichen Eingriffen abzielen. Dies würde 
den weltweiten Subventionswettlauf 
begrenzen. Denkbare, vorbereitende 
Schritte für eine solche Harmonisie-
rung sind Maßnahmen zur Erhöhung 
der Transparenz staatlicher Beihilfen 
(z.B. Beauftragung einer Studie der 
»World Trade Organization«). Diese 
Maßnahmen allein werden die deut-
sche Nanoelektronikindustrie dennoch 
nur begrenzt unterstützen können. 
Zu möglichen weiter führenden zusätz-
lichen Maßnahmen gibt es verschie-
dene Vorstellungen. Diese Meinungs-
verschiedenheiten resultieren aus den 
unterschiedlichen Sichtweisen bezüg-
lich der Frage, ob der Erhalt und Aus-
bau von inländischen Produktions-
stätten durch staatliche Maßnahmen 
legitimierbar ist und massiv unterstützt 
werden sollte. Da sowohl Pro- als auch 
Kontrapositionen rechtfertigbar sind, 
werden zwei Handlungsszenarien mit 
einem jeweils spezifischen Mix an För-
dermaßnahmen zur Diskussion gestellt: 
HANDLUNGSSZENARIO 
»RAHMENSETZENDE POLITIK«
In diesem Szenario stehen vor allem 
technologieübergreifende, horizonta-
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11le Politikmaßnahmen zur Förderung 
der Nanoelektronikakteure im Mittel-
punkt. Sie flankieren die Aktivitäten pri-
vater Akteure u.a. durch die Bereitstel-
lung einer guten Infrastruktur und die 
Sicherung eines funktionierenden Wett-
bewerbs. Dieser Ansatz bedeutet keine 
sogenannte »Laissez-faire«-Politik, die 
der Nanoelektronik keine Beachtung 
schenkt. Vielmehr sollten die aktive 
Verbesserung der Rahmenbedingungen 
und die internationale Anschlussfähig-
keit der nationalen Akteure im Bereich 
Nanoelektronik angestrebt werden. 
Wichtige Elemente können dabei eine 
steuerliche FuE-Förderung oder die stär-
kere Ausrichtung der Innovationsförde-
rung an KMU-Bedürfnissen sein. Für 
Letzteres wäre ein breiter Förderansatz 
anzustreben, der auch Unterstützung 
bei Effizienz-, Prozess- oder Qualitäts-
verbesserung beinhaltet. Darüber hin-
aus sollte die Internationalisierung der 
Nanoelek tronikakteure unterstützt 
werden, um passfähiges international 
anschlussfähiges Wissen zu generie-
ren und die internationale Verwertung 




Startpunkt dieses Szenarios ist die Ent-
wicklung einer einheitlichen Strategie 
für den deutschen Nanoelektronik-
standort mit klaren Zukunftszielen, 
einer stärkeren Bereitschaft aller Ak-
teure, sich für die Entwicklung der Na-
noelektronik einzusetzen, sowie einer 
engen Abstimmung mit europäischen 
Förderzielen in der Nanoelektronik. 
Der Fokus der Förderung liegt in die-
sem Fall auf der gesamten Wertschöp-
fungskette (FuE, Produktion, Nachfra-
ge). Dabei sollte ein hohes Augenmerk 
auf ein geeignetes Programmdesign 
(z.B. Einbeziehen aller Akteure, Be-
grenzung von Mitnahmeeffekten) ge-
legt werden, um mögliche Risiken, wie 
einen weiter zunehmenden Subven-
tionswettlauf, zu vermeiden.
Als konkrete Maßnahmen wären 
bei der FuE-Förderung die Program-
me zu bündeln sowie Themen- und 
Technologiebereiche zu benennen, in 
denen Deutschland zum einen Stär-
ken besitzt (z.B. Leistungselektronik) 
und zum anderen große Markt- und 
Wachstumspotenziale gesehen wer-
den. Eine stärkere europäische Ver-
netzung der FuE-Akteure und der 
Unternehmen kann helfen, Synergien 
besser auszuschöpfen, die steigenden 
Kosten für die Entwicklung nächs-
ter Technologiegenerationen besser 
zu verteilen und eine kritische Mas-
se in bestimmten Marktsegmenten 
zu erreichen. Um die gesamte Wert-
schöpfungskette zu unterstützen, wä-
ren auch der Einsatz von innovations-
freundlichen Nachfrageins trumenten 
und eine aktive Förderung der An-
siedlung und Standortsicherung von 
Produktionsstätten anzustreben. 
Eine deutliche Verstärkung der In-
novations- und Investitionsförderung 
würde jedoch die Lockerung des der-
zeitigen EU-Beihilferechts zwingend 
erfordern. Jeder Eingriff sollte hierbei 
behutsam erfolgen, um die Erreichung 
der Ziele der stärkeren europäischen 
Integration und des gemeinsamen Bin-
nenmarkts durch die EU-Beihilfen-




tionale Wettbewerbsfähigkeit der eu-
ropäischen Wirtschaft im Hinblick auf 
die EU-Beihilfepolitik – am Beispiel der 
Nanoelektronik« ist als TAB-Arbeits-
bericht Nr. 137 veröffentlicht.
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11 Die Bundesregierung hat im Oktober 2010 eine Rohstoffstrategie vorgelegt, die 
die Rahmenbedingungen für eine nachhaltige und international wettbewerbsfähi-
ge Rohstoffversorgung der deutschen Industrie aufzeigen soll. Die Schwerpunkte 
liegen auf dem Abbau von Handelshemmnissen, der Diversifizierung des Rohstoff-
bezugs sowie der Förderung von Rohstoffeffizienz, -recycling und -substitution. 
Nichtregierungsorganisationen kritisieren jedoch, dass die Rohstoffstrategie den 
sozialen, ökologischen und entwicklungspolitischen Aspekten der Rohstoffpoli-
tik zu wenig Rechnung trägt und der Verantwortung Deutschlands gegenüber 
rohstoffexportierenden Entwicklungsländern nicht gerecht wird.
Das im November 2010 gestartete TAB-
Projekt »Die Versorgung der deutschen 
Wirtschaft mit Roh- und Werkstoffen 
für Hochtechnologien – Präzisierung 
und Weiterentwicklung der deutschen 
Rohstoffstrategie« nimmt diese Ent-
wicklungen zum Anlass, sich intensiv 
mit der Rohstoffstrategie der Bundes-
regierung auseinanderzusetzen, und 
will Potenziale für deren Präzisierung 
und Weiterentwicklung aufzeigen. In 
einem ersten Arbeitsschritt  wurde die 
Debatte über die »Kritikalität« nicht-
energetischer Rohstoffe aufgearbeitet. 
Die Debatte über sogenannte kritische 
Rohstoffe wurde in den letzten Jahren 
intensiv geführt und verdeutlicht, wa-
rum die Rohstoffversorgung der deut-
schen Industrie zumindest partiell als 
kritisch bezeichnet werden kann. An-
knüpfend an diese Problemanalyse kön-
nen im weiteren Verlauf des Projekts 
staatliche und nichtstaatliche Ansätze 
zur Reduktion der Rohstoffkritikalität 
im Hinblick auf ihre Effektivität bewer-
tet werden.
»ROHSTOFFKRITIKALITÄT«
Trotz der zentralen Rolle, die der hier 
relevante »Kritikalitätsbegriff« in die-
ser Debatte einnimmt, herrscht Un-
klarheit über seine konkrete Bedeu-
tung. Nicht nur die deutsche Debatte 
ist durch einen inflationären und häu-
fig synonymen Gebrauch der Begriffe 
»kritisch«, »strategisch« und »knapp« 
in Bezug auf Rohstoffe gekennzeich-
net. In einem Politikfeld wie dem der 
Rohstoffpolitik, das eine enge Koor-
dination staatlicher und nichtstaat-
licher Akteure voraussetzt, ist ein 
gemeinsames Begriffs- und Problem-
verständnis jedoch dringend notwen-
dig. In Deutschland fordert deshalb 
der »Rat für Nachhaltige Entwick-
lung« in seiner aktuellen Studie eine 
rechtsverbindliche Definition des Be-
griffs »strategische Rohstoffe«. Diese 
Forderung leitet sich aus dem Span-
nungsfeld zwischen der hohen Volati-
lität der Rohstoffpreise einerseits und 
der Notwendigkeit langfristiger In-
vestitionen in Maßnahmen zur Re-
duktion der Rohstoffkritikalität an-
dererseits ab, z.B. für den Aufbau 
rohstoffspezifischer Recyclinginfra-
strukturen. Angesichts der Vielzahl 
mineralischer Rohstoffe, die für in-
dustrielle Prozesse benötigt werden, 
und den jeweiligen Spezifika ihrer Ver-
sorgungssituation, erfüllt eine solche 
Definition einen wichtigen Zweck: Sie 
dient der Auswahl solcher Rohstof-
fe, die für die Volkswirtschaft essen-
zielle Funktionen erfüllen und deren 
Versorgung als risikobehaftet angese-
hen werden kann. Erst auf Grundla-
ge einer solchen selektiven Perspekti-
ve kann das zur Verfügung stehende 
rohstoffpolitische Instrumentarium 
zielgerichtet eingesetzt werden. 
In den letzten Jahren wurden für ei-
nige Regionen bzw. Länder (z.B. Bay-
ern, UK, EU, USA) Studien zur Bestim-
mung kritischer Rohstoffe erstellt, die 
allerdings große methodische Unter-
schiede aufweisen. Deshalb wurde für 
das TAB-Projekt »Roh- und Werkstof-
fe« ein Modell entwickelt, das – auf-
bauend auf dem Stand der aktuellen 
wissenschaftlichen Diskussion – die 
wesentlichen Einflussfaktoren auf die 
Kritikalität nichtenergetischer minera-
lischer Rohstoffe und ihr Zusammen-
spiel erfassen soll. Am grundlegenden 
Ansatz zur Bewertung der Kritikalität 
von Rohstoffen hat sich seit dem Be-
ginn der Debatte kurz nach dem ers-
ten Weltkrieg jedoch wenig geändert: 
Sie wird damals wie heute an der öko-
nomischen Bedeutung des Rohstoffs 
(bzw. seiner Anwendungen) und dem 
Risiko einer Störung der Rohstoffver-
sorgung festgemacht. Unterschiede 
werden jedoch deutlich, wenn man – 
ausgehend von diesem einfachen Sche-
ma – die Faktoren betrachtet, die zur 
Einschätzung der ökonomischen Be-
deutung und des Versorgungsrisikos 
herangezogen werden. Eine erste Ana-
lyse der gegenwärtigen Kritikalitäts-
debatte im Rahmen des TAB-Projekts 
zeigt, dass die im Folgenden angeführ-
ten Entwicklungen einen wesentlichen 
Einfluss haben.
STEIGENDE ÖKONOMISCHE BEDEUTUNG 
VON ROHSTOFFEN
Mineralische Rohstoffe haben als Pro-
duktionsfaktoren nicht nur aufgrund 
der gestiegenen Beschaffungskosten an 
Bedeutung gewonnen, sondern auch, 
weil sie bei der Realisierung zahlrei-
cher Zukunftstechnologien eine wich-
tige Rolle spielen. Steigenden Nutzer-
anforderungen können Technologien 
oft nur durch einen speziellen Material-
mix gerecht werden: Während beispiels-
weise in den 1980er Jahren zwölf Ele-
mente des Perio densystems für die Pro-
duktion eines Computerchips benötigt 
wurden, sind es aktuell über 45 Ele-
mente. Von einer breiten Diffusion von 
Zukunftstechnologien können wichtige 
Impulse für die Rohstoffnachfrage aus-
gehen. Rohstoffe mit besonders starken 
Bedarfszuwächsen durch Zukunftstech-
nologien sind z.B. Gallium, Neodym, 
Indium, Scandium, Germanium, Pla-
tin und Tantal. 
WIE KRITISCH IST DIE VERSORGUNG DER DEUTSCHEN 
WIRTSCHAFT MIT NICHTENERGETISCHEN 
MINERALISCHEN ROHSTOFFEN?
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11stoffpreise angesehen, die die Bedeu-
tung des Rohstoffsektors in den Augen 
vieler Regierungen deutlich gesteigert 
haben. Die globale Produktion natürli-
cher Rohstoffe konzentriert sich zu ca. 
75 % auf Entwicklungs- und Schwel-
lenländer, die ihren Rohstoffreichtum 
als wichtige Einkommensquelle anse-
hen. Wissenschaftliche Untersuchun-
gen haben jedoch gezeigt, dass für vie-
le rohstoffreiche Länder eine negative 
Korrelation zwischen einer volkswirt-
schaftlichen Spezialisierung auf die 
Rohstoffproduktion und wirtschaftli-
chem Wachstum besteht – ein Phäno-
men, das in der Literatur als »resource 
curse« oder »dutch disease« bezeich-
net wird. 
Angesichts dieser Erkenntnisse und 
der negativen Erfahrungen mit dem 
Rohstoffsektor streben viele Förderlän-
der eine stärkere Diversifizierung ihrer 
Volkswirtschaften an. Anknüpfend an 
die Rohstoffproduktion sollen weitere 
Glieder der industriellen Wertschöp-
fungskette beherrscht und entsprechen-
de industrielle Kompetenzen aufgebaut 
werden, wie z.B. die Veredelung von 
Rohstoffen oder die Weiterverarbei-
tung zu industriellen Vorprodukten. 
Um diese neu entstehenden Industrie-
zweige zu unterstützen, greifen eini-
ge Länder auf wettbewerbsverzerrende 
Instrumente zurück, wie z.B. Export-
verbote, Exportsteuern oder Export-
quoten. Diese Wettbewerbsbeschrän-
kungen sind eine wesentliche Ursache 
politischer Konflikte. Wie die Ent-
wicklung bei den Seltenen Erden ge-
zeigt hat, können Veränderungen auf 
der Angebotsseite (z.B. die Schließung 
einer bedeutenden Mine) in vergleichs-
weise kurzer Zeit dazu führen, dass 
sich Abnehmer einem staatlich kontrol-
lierten Monopol gegenübersehen. Dies 
gilt insbesondere für Rohstoffe mit ver-
gleichsweise geringer Jahresproduk-
tion (z.B. Germanium, Tantal, Seltene 
Erden), da auf diesen Märkten in der 
Regel nur wenige Anbieter aktiv sind. 
Dagegen ist die Entwicklung der Kon-
KURZ- BIS MITTELFRISTIGE 
ROHSTOFFKNAPPHEIT
Anders, als es in öffentlichen Diskussio-
nen zumeist  angenommen wird, haben 
die steigenden Rohstoffpreise ihren Ur-
sprung nicht in der Erschöpfung der 
globalen Rohstoffvorkommen, son-
dern in einem Ungleichgewicht zwi-
schen Angebot und Nachfrage. Die Er-
schließung neuer Rohstoffvorkommen 
ist ein zeit- und kapitalintensiver Pro-
zess, der aufgrund der langen Vorlauf-
zeiten für die Genehmigung und Finan-
zierung neuer Minenprojekte zwischen 
fünf und zwölf Jahre, bei Großprojek-
ten 20 Jahre beanspruchen kann. Des-
halb kann ein von der Angebotsseite 
nicht antizipiertes Nachfragewachs-
tum kurz- bis mittelfristig zu einem 
starken Anstieg der Rohstoffpreise füh-
ren. Der seit 2004 anhaltende Boom 
auf den Rohstoffmärkten, der von der 
Finanzkrise 2008/2009 nur kurz un-
terbrochen wurde, wird von Exper-
ten im Wesentlichen auf die gestiegene 
Rohstoffnachfrage aus Asien zurückge-
führt. Vor dem Hintergrund der aktu-
ellen Marktsituation können selbst lo-
kal und zeitlich begrenzte politische, 
ökonomische, technische oder soziale 
Ereignisse, wie beispielsweise Streiks 
oder politische Krisen, das empfind-
liche Gleichgewicht von Angebot und 
Nachfrage stören. Derartige Ereignisse 
lassen sich dann nicht durch den Ab-
bau von Rohstoffvorräten oder Pro-
duktionsausweitungen abfedern, son-




Die globalen Rohstoffmärkte befin-
den sich gegenwärtig in einer Phase des 
Übergangs von einer eher marktlibera-
len Ausrichtung hin zu einer Markt-
ordnung, in der Nationalstaaten eine 
dominantere Rolle einnehmen. Als 
Auslöser für diesen Regimewandel wer-
den in erster Linie die wachsende Roh-
zentration auf Länderebene bei Mas-
senrohstoffen, wie Eisen, Kupfer oder 
Nickel, wesentlich robuster.
DER EINFLUSS GESELLSCHAFTLICHER 
ENTWICKLUNGEN
Das Geschehen auf den Rohstoff-
märkten wird auch von gesellschaftli-
chen Entwicklungen beeinflusst. Das 
Wachstum der Kapitalmärkte hat sich 
beispielsweise in einer starken Verflech-
tung zwischen Kapital- und Rohstoff-
märkten niedergeschlagen. Vielfach 
wird in diesem Zusammenhang die 
Vermutung geäußert, dass die Vola-
tilität der Rohstoffmärkte durch diese 
Entwicklung zugenommen hat. Neben 
dem wachsenden Einfluss der Kapital-
märkte spiegeln sich gesellschaftliche 
Einflüsse auch in der zunehmenden Re-
levanz der mit dem Rohstoffabbau ver-
bundenen ökologischen und sozialen 
Risiken wider. Ein Beispiel hierfür ist 
die Verabschiedung des »Dodd-Frank 
Act« in den USA, das für industrielle 
Nutzer der »Konfliktrohstoffe« Col-
tan, Zinnerz, Gold und Wolfram be-
sondere Berichtspflichten vorsieht, um 
zu dokumentieren, dass die Einnah-
men aus dem Rohstoffverkauf nicht 
der Finanzierung gewaltbereiter Grup-
pen in der Demokratischen Republik 
Kongo dienen. 
DYNAMISCHES ZUSAMMEN-
SPIEL DER RELEVANTEN 
FAKTOREN
Das Zusammenwirken der oben ge-
nannten Entwicklungen beeinflusst das 
Verhalten der Akteure auf den Roh-
stoffmärkten, da beispielsweise bei zu-
nehmender Knappheit die Konkurrenz 
um den Zugang zu Rohstoffen steigt, 
was zu Konflikten führen kann. Auch 
gesellschaftliche Entwicklungen, wie 
die zunehmende Stringenz der Umwelt-
regulierung, können das Verhalten der 
Akteure auf den Rohstoffmärkten be-
einflussen, wenn deshalb beispielswei-
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11 se Investitionen in neue Minenprojek-
te mit größerer Unsicherheit verbunden 
sind. Idealerweise sollten Kritikalitäts-
analysen deshalb das dynamische Zu-
sammenspiel zwischen diesen Faktoren 
berücksichtigen. Die Abbildung  gibt ei-
nen schematischen Überblick über die-
ses Zusammenspiel zwischen struktu-
rellen Faktoren, Akteursbeziehungen 
und der daraus resultierenden Unsi-
cherheit in Bezug auf die Rohstoffver-
sorgung. Sie verdeutlicht, dass das Zu-
sammenwirken zwischen Knappheit, 
hoher Konzentration der Rohstoffkon-
trolle und der steigenden ökonomischen 
Bedeutung des Rohstoffs zu Rohstoff-
konflikten führen kann, aus denen wie-
derum eine steigende Unsicherheit über 
die Stabilität der Rohstoffversorgung 
resultiert. Ebenso wird deutlich, dass 
die wachsenden Interdependenzen der 
Rohstoffversorgung mit gesellschaftli-
chen Entwicklungen (z.B. dem zuneh-
menden Einfluss der Kapitalmärkte) die 
Unsicherheit vergrößern kann: Infolge 
der Interdependenzen zwischen Roh-
stoff- und Kapitalmärkten ist beispiels-
weise nicht mehr zu klären, in welchem 
Umfang die steigenden Rohstoffpreise 
auf real- oder finanzwirtschaftlichen 
Entwicklungen zurückgeführt werden 
können.
Als abhängige Variable des Modells 
wurde mit der »Unsicherheit über die 
Stabilität der Rohstoffversorgung« eine 
subjektive Größe eingeführt, um der 
Tatsache Rechnung zu tragen, dass sich 
die Wahrnehmung der strukturellen 
Faktoren und der Akteursbeziehungen 
einer objektiven Messung entzieht. Vor 
diesem Hintergrund muss auch die For-
derung des »Rats für Nachhaltige Ent-
wicklung« nach einer rechtsverbind-
lichen Definition strategischer bzw. 
kritischer Rohstoffe mit Vorsicht be-
trachtet werden, da die Wahrnehmung 
der Kritikalitätssituation innerhalb der 
deutschen Industrie stark divergieren 
kann. Bei den Analysen für den ge-
planten TAB-Innovationsreport wur-
de jedoch deutlich, dass insbesondere 
die Versorgungssituation bei Rohstof-
fen mit geringen Produktionsvolumina 
strukturelle Risiken birgt, da sich eini-
ge der in dem Modell genannten Fak-
toren (z.B. ökonomische Bedeutung, 
Konzentration, Knappheit) schnell in 
Richtung zunehmender Kritikalität 
verändern können. 
Die in einem nächsten Projektarbeits-
schritt geplante Analyse von Fallstu-
dien zur Rolle von kritischen Rohstoffen 
bei der Produktion von Zukunftstech-
nologien kann von diesen Vorarbeiten 
profitieren, um beispielsweise folgende 
Fragestellungen bearbeiten zu können: 
Welche Faktoren sind ausschlaggebend, 
damit ein Rohstoff von den befragten 
Unternehmen als kritisch betrachtet 
wird? Wo setzten betriebliche Lösungs-
strategien an? In welchen Bereichen ist 
staatliches Handeln sinnvoll? Nicht ver-
gessen werden darf an dieser Stelle, dass 
die Rohstoffkritikalität nur eine Facet-
te der übergeordneten Rohstoffproble-
matik darstellt. Darüber hinaus müssen 
rohstoffpolitische Strategien auch so-
ziale und ökologische Probleme einbe-
ziehen. Inwieweit dies der Rohstoffpo-
litik der Bundesregierung gelingt, wird 






BESTIMMUNGSFAKTOREN DER UNSICHERHEIT ÜBER DIE STABILITÄT DER ROHSTOFFVERSORGUNG
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über den Rohstoff  
Knappheit Einfluss gesellschaftlicher 
Entwicklungen
Konflikt Interdependenz
Unsicherheit über die Stabilität der
Rohstoffversorgung
Quelle: eigene Darstellung, in Anlehnung an Pfeffer, J., Salancik, G. (2003): The external control of organizations. Stanford
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schungsinstitute, Universitäten und 
Nichtregierungsorganisationen. 
PROJEKTKONSORTIUM
> Danish Board of Technology
(Kopenhagen), Projektkoor-
dination
> Institut für Technikfolgenabschät-
zung und Systemanalyse (ITAS) 
des Karlsruher Instituts für 
Technologie (Karlsruhe)
> Rathenau Institute (Den Haag)
> Norwegian Board of Technology 
(Oslo)
> Institut für Technikfolgenabschät-
zung, Österreichische Akademie 
der Wissenschaften (Wien)
> Applied Research and Communi-
cation Fund (Sofia)
> Institute of Technology, Chemis-
try and Biology (Lissabon)
> Institute Society and Technology 
(Flandern, Brüssel)
> Catalan Foundation for Research 
and Innovation (Barcelona)
> Swiss Centre for Technology 
Assessment (Bern) 
> Association Knowledge Economy 
Forum (Vilnius)
> Technology Centre ASCR (Prag) 
> Scientific and Public Involvement 
in Risk Allocation (Lüttich)
> University College Cork (Cork)
> Secretariat of the Hungarian 
Academy of Sciences (Budapest) 
Ende Mai fand in Kopenhagen das vom 
Projektkoordinator ausgerichtete Kick-
off-Meeting statt, bei dem die 15 an PA-
CITA beteiligten Partner begannen, ihre 
jeweiligen Aktivitäten inhaltlich und 
zeitlich aufeinander abzustimmen. Dies 
betraf im Wesentlichen die Arbeitspa-
kete über die Länderstudien zu TA-Ver-
fahren und -Kapazitäten, die Diskussion 
zu konzeptionellen und methodischen 
Fragen, die TA-Fortbildungsveranstal-
tungen, die Organisation parlamenta-
rischer Treffen und die Planung zweier 
großer europäischer TA-Konferenzen.
> Anregung und Unterstützung von 
Diskussionen über TA in Ländern, 
in denen entsprechende Strukturen 
bisher nicht bestehen,
> systematische Einbeziehung von Ex-
perten, gesellschaftlichen Gruppen 
und politischen Entscheidungsträ-
gern in die TA-Diskussion,
> Durchführung von drei umfassen-
den Beispielprojekten der Tech-
nikfolgenabschätzung (mit ex-
pertenzentrierten Methoden, der 
Einbeziehung von Interessengrup-
pen und der Durchführung von 
Bürgerkonsultationen),
> Information politischer Entschei-
dungsträger sowie der Wissenschaft 
und der Medien – insbesondere in 
Ländern, die über keine etablierte 
TA-Infrastruktur verfügen.
Das Projekt »PACITA« wird mit ca. 
5 Mio. Euro im Rahmen des »Mobilisa-
tion and Mutual Learning Action Plan« 
des 7. Forschungsrahmenprogramms 
der Europäischen Union gefördert.
PROJEKTPARTNER UND 
ARBEITSWEISE
Das Projektkonsortium bilden sowohl 
nationale und regionale parlamen-
tarische TA-Einrichtungen als auch 
Nachdem sich im Laufe der 1980er und 1990er Jahre das ursprünglich US-ameri-
kanische Konzept der Technikfolgenabschätzung (TA) und die Idee, parlamentari-
sche Beratungsprozesse zu entsprechenden Themen durch spezielle TA-Beratungs-
kapazitäten zu unterstützen, auch in Europa etablierte, hat sich in der Folge eine 
vielfältige Landschaft parlamentarischer TA-Einrichtungen entwickelt und unter-
einander vernetzt. Das European Parliamentary Technology Assessment Network 
(EPTA-Netzwerk) umfasst heute parlamentarische TA-Einrichtungen in 14 euro-
päischen Ländern und beim Europaparlament. Die EPTA-Mitglieder unterstützen 
seit jeher im Rahmen ihrer Möglichkeiten unterschiedliche Initiativen zum Auf-
bau einer auf Politik- und Öffentlichkeitsberatung zielenden TA-Infrastruktur in 
Ländern, die über entsprechende Kapazitäten nicht verfügen. Auch wenn dieses 
Engagement bereits zu einem langsamen, aber stetigen Wachstum des EPTA-
Netzwerks beigetragen hat, gibt es bis heute weiße Flecken auf der europäischen 
TA-Landkarte (insbesondere in Ost- und Südeuropa). Das Projekt »PACITA« (Parlia-
ments and Civil Society in Technology Assessment) will in den nächsten vier Jah-
ren neuen Schwung in die Entwicklung parlamentarischer TA in Europa bringen.
PACITA: EIN EU-PROJEKT ZUR FÖRDERUNG 
PARLAMENTARISCHER TECHNIKFOLGENABSCHÄTZUNG
ZIEL UND ARBEITSPROGRAMM
Ziel des PACITA-Projekts ist es, die 
Kapazitäten und institutionellen 
Vor aussetzungen für wissensbasier-
te politische Entscheidungsfindung 
in den Feldern Wissenschaft, Tech-
nologie und Innovation in Europa 
zu erweitern. Im Zentrum der Pro-
jektaktivitäten stehen dabei Modelle 
und Verfahren der TA, die geeignet 
sind, technologiepolitische Entschei-
dungsprozesse durch die Bereitstel-
lung umfassenden Folgewissens, durch 
die Unterstützung des gesellschaftli-
chen Diskurses und die Formulierung 
von politischen Handlungsoptionen 
zu unterstützen. Das Arbeitspro-
gramm von PACITA umfasst unter-
schiedliche Arbeitspakete mit folgen-
den Schwerpunktaktivitäten:
> Dokumentation verschiedener Mo-
delle und Arbeitsweisen von (parla-
mentarischer) TA,
> Erarbeitung von Empfehlungen für 
die Nutzung von TA-Methoden und 
-Verfahren auf nationaler und eu-
ropäischer Ebene,
> Entwicklung von Fortbildungs-
modulen für TA-Praktiker und 
-Nutzer,
> Aufbau eines europäischen Web-
portals für TA-Expertise,
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11 Im Rahmen des PACITA-Projekts ist die 
Möglichkeit vorgesehen, dass weitere in-
teressierte Organisationen zu einzelnen 
Aktivitäten im Laufe des Projekts als so-
genannte assoziierte Projektpartner ein-
steigen können. Das nächste Treffen des 
PACITA-Konsortiums in Brüssel soll am 
7. September für eine Diskus sion mit 
weiteren interessierten Organisa tionen 
und Akteuren geöffnet werden. Interes-
senten können sich hierzu beim Projekt-
koordinator in Kopenhagen anmelden 
(Kontakt: Anders Jacobi; aj@tekno.dk).
Weitere Informationen werden in Kürze






punkt der Aktivitäten im Rahmen von 
PACITA. Es geht sowohl darum, neue 
Impulse für die konzeptionelle Diskus-
sion und die politikberatende Praxis zu 
setzen, als auch um die Erarbeitung ei-
nes Rahmens, anhand dessen die Pro-
jektaktivitäten in den weiteren Jahren 
ausgerichtet werden sollen. Methodisch-
konzeptionelle Überlegungen werden 
auch im Arbeitspaket »Cross-European 
TA« weitergeführt, in dem Möglichkei-
ten und Grenzen länder übergreifender 
TA-Aktivitäten bei europäisch relevan-
ten Themen untersucht werden. 
2012 starten Aktivitäten wie TA-Sum-
mer-School, Practitioner Trainings und 
die explorativen Länderstudien. Im 
Jahr 2013 beginnen die drei auf der 
europäischen Ebene ansetzenden TA-
Beispielprojekte zu den Themen »Pub-
lic Health Genomics«, »Ageing Socie-
ty« und »Sustainable Consumption«. 
Workshops, parlamentarische Treffen 
und zwei TA-Konferenzen werden pa-
rallel dazu organisiert. Über die ge-
samte Projektlaufzeit werden ein eu-
ropäisches TA-Journal (acht Ausgaben 
sind geplant) und ein TA-Webportal so-
wohl kontinuierlich über die Aktivi-
täten von PACITA berichten als auch 
dem internationalen Austausch über 
Technologiepolitik und Technikfolgen-
abschätzung eine Plattform bieten. Mit 
einer großen europäischen TA-Konfe-
renz (voraussichtlich in Berlin) soll das 
Projekt Anfang 2015 enden. Es wird 
dann hoffentlich den einen oder ande-
ren Stein für die Erweiterung des TA-
Netzwerkes in Europa ins Rollen ge-
bracht haben.
 Interessant und im Hinblick auf die 
Ziele »Mobilisation« und »Mutual 
Learning« vielversprechend ist es, 
dass viele der Aktivitäten paarweise, 
von jeweils einem TA-erfahrenen Pro-
jektpartner und einem Partner aus ei-
nem Land mit wenig entwickelter TA-
Infrastruktur, bearbeitet werden. So 
werden beispielsweise im von ITAS 
koordinierten Arbeitspaket »Debating 
TA« sieben explorative Länderstu dien 
zu den Möglichkeiten des Aufbaus 
von TA-Kapazitäten in Bulgarien,
Irland, Litauen, Ungarn, Tschechien,
Portugal und Belgien (Wallonien) 
durchgeführt. Dabei werden die in 
den jeweiligen Ländern ansässigen 
PACITA-Partner bei der Recherche, 
der Durchführung von Interviews, der 
Organisation von Workshops und an-
deren Aktivitäten jeweils von einem 
Partner aus einem Land mit beste-
hender parlamentarischer TA-Infra-
struktur unterstützt. Ziel ist es, in 
den jeweiligen Ländern Netzwerke 
von Akteuren aus Wissenschaft, Po-
litik und Gesellschaft zu etablieren, 
die den Aufbau von TA und unab-
hängiger Politikberatung zu Wissen-
schaft und Technik langfristig tragen 
und voranbringen können. 
SCHWERPUNKTE DER 
NÄCHSTEN JAHRE
Die umfassende Bestandsaufnahme in 
Bezug auf bestehende Konzepte und 
Methoden der Technikfolgenabschät-
zung und die Praxis parlamentarischer 
TA in Europa bildet den ersten Schwer-
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11bibliothek, die u.a. einen »Congres-
sional Advisory Service« besitzt, dem 
Wissenschaftler unterschiedlicher Dis-
ziplinen angehören und der auch eige-
ne Gutachten und Szenarios erarbei-
tet, die in Publikationen der Bibliothek 
veröffentlicht werden. Darüber hin-
aus wurde in diesem Jahr ein interdis-
ziplinär zusammengesetzter »Future’s 
Council« ins Leben gerufen, der den 
Meinungsaustausch unterschiedlicher 
Akteursgruppen in Wissenschaft, Po-
litik und interessierter Öffentlichkeit 
befördern soll. Professor Frans Brom 
(Rathenau Instituut, Niederlande) und 
Professor David Cope (POST, Groß-
britannien) berichteten über neue Ent-
wicklungen in Japan. Dort richtet das 
Parlament derzeit einen Ausschuss für 
Wissenschaft und Technologie ein, der 
sich auch mit TA-Fragen beschäftigen 
könnte. Professor Armin Grunwald 
berichtete von einem Treffen der Vor-
sitzenden des ABFTA des Deutschen 
Bundestages, Ulla Burchardt, mit der 
Generaldirektorin der UNESCO, Iri-
na Bokowa. Eine Kooperation mit der 
UNESCO in TA-relevanten Fragen 
scheint möglich und wurde von den 
EPTA-Direktoren sehr begrüßt. Des 
Weiteren wurde von der Etablierung ei-
nes Innovationsausschusses beim pol-
nischen Parlament und von Aktivitä-
ten in China und Australien berichtet. 
KIT UND DIE REGION STELLEN 
SICH VOR
Traditionell informiert der Gastgeber 
des Direktorentreffens auch über seine 
institutionelle Einbindung und dessen 
Forschungsvorhaben. Dies übernahm 
der Präsident des KIT, Professor Eber-
hard Umbach. Darüber hinaus wur-
de den Teilnehmern  ein praxisnaher 
Einblick in die Forschungsaktivitäten 
von ITAS und anderen Instituten des 
KIT eröffnet. Abgerundet wurde das 
Direktorentreffen mit einem Ausflug 
zum Hambacher Schloss, der Wiege 
der deutschen Demokratiebewegung, 
DEUTSCHE EPTA-PRÄSIDENTSCHAFT MIT DEM 
DIREKTORENTREFFEN GESTARTET
beitsgruppen aufgeteilt, die sich in ei-
nem Brainstorming den Themen »Insti-
tutional setting«, »Topics and Methods 
of TA-studies« und »Communication« 
widmeten. Die erste Gruppe entwickel-
te und diskutierte Fragen beispielsweise 
nach der Veränderbarkeit institutionel-
ler Rahmenbedingungen für parlamen-
tarische TA oder nach Konkurrenzen 
mit anderen Akteuren (Akademien, 
Kommissionen, Verbände). Die zwei-
te Gruppe thematisierte u.a. die Nähe 
von TA-Einrichtungen zum jeweiligen 
Parlament und dessen Aufgaben so-
wie mögliche Zielkonflikte zwischen 
wissenschaftlicher Freiheit und poli-
tischem Einfluss. Auch wurden unter-
schiedliche Themenfindungsprozesse 
erörtert und die Frage nach der Ver-
bindlichkeit von Ergebnissen aus parti-
zipativen Verfahren auf internationaler 
Ebene aufgeworfen. Die dritte Gruppe 
betrachtete Kommunikationsprozesse 
differenziert nach Adressaten. Beson-
derheiten und Entwicklungen sind zu 
beachten je nachdem, ob die allgemei-
ne Öffentlichkeit (mit Journalisten als 
Schlüsselpersonen) oder das Parlament 
(mit Parlamentariern als wichtigster 
Zielgruppe) angesprochen werden soll. 
Eine beeindruckende Vielfalt brach-
te die Berichterstattung über interna-
tionale Entwicklungen zutage: Isabel 
Millan erläuterte die Funktion und 
Aufgaben der chilenischen Kongress-
Zum Auftakt des diesjährigen Direkto-
rentreffens begrüßte Professor Armin 
Grunwald, Leiter des TAB, im Kon-
ferenzzentrum des KIT alle Teilneh-
merinnen und Teilnehmer, darunter 
auch ein Vertreter des US-amerikani-
schen Government Accountability Of-




Zu Beginn des Treffens wurden zwei 
Projekte vorgestellt, die sich zum Ziel 
setzen, die parlamentarische TA in Eu-
ropa zu befördern. Das ist einerseits das 
Projekt »Technology Across Borders« 
von STOA (TA-Einrichtung des Europä-
ischen Parlaments) und andererseits das 
durch das 7. EU-Forschungsrahmenpro-
gramm finanzierte Projekt »Parliaments 
and Civil Society in Technology Assess-
ment« (PACITA), das von einem Kon-
sortium, zu dem u.a. acht EPTA-Mit-
glieder gehören, durchgeführt wird (s. 
den Beitrag zum Projekt »PACITA« in 
diesem TAB-Brief, S. 51–52). Die sich 
anschließende Diskussion drehte sich 
vor allem um Fragen nach möglichen 
Synergien und dem vorgesehenen Aus-
tausch zwischen den beiden Projekten. 
Nach den Projektvorstellungen wurde 
das Plenum in drei parallel laufende Ar-
EPTA steht für »European Parliamentary Technology Assessment« und ist ein 1990 
gegründetes Netzwerk europäischer parlamentarischer TA-Einrichtungen. Seine 
Aufgaben sind der Erfahrungsaustausch und die Förderung der internatio nalen 
Kooperation von Einrichtungen, die Technikfolgenabschätzung als wissenschaft-
liche Beratungsleistung für parlamentarische Meinungsbildungs- und Entschei-
dungsprozesse in Europa erbringen. Gegenwärtig gehören ihm 14 Voll- und fünf 
assoziierte Mitglieder an. Die jährlich wechselnde Präsidentschaft des Netzwerks 
hat in diesem Jahr Deutschland respektive das TAB inne. Mit der Präsidentschaft 
verbunden sind die Organisation und Durchführung von Veranstaltungen auf un-
terschiedlichen Akteursebenen, insbesondere das traditionell im Frühjahr statt-
findende Direktorentreffen sowie die EPTA-Konferenz im Herbst. In diesem Jahr 
trafen sich vom 2. bis 4. Mai Teilnehmer aus 17 Ländern in Karlsruhe, am Stand-
ort des TAB-Betreibers, dem Institut für Technikfolgenabschätzung und System-
analyse (ITAS) des Karlsruher Instituts für Technologie (KIT). 
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11 sicherung angesichts sich abzeichnen-
der Geschäftsfelder, widersprüchlicher 
Botschaften der »scientific communi-
ties« und medial häufig überzeichne-
ter Erkenntnisse der Wissenschaft zu 
Chancen und Risiken resultieren in ei-
nem besonderen Entscheidungs- und 
Gestaltungsdruck für die Politik bei 
solch zukunftsträchtigen und zugleich 
normativ sensiblen Themen. 
Exemplarisch werden auf der EPTA-
Konferenz drei Fallbeispiele behandelt: 
Nanotechnologie, Internet und Cyber-
demokratie sowie Geo-/Klimaengineer-
ing. Dabei wird der Fokus auf den po-
litisch-strategischen Umgang in Euro-
pa gerichtet: Wie laufen entsprechen-
de Agendasettingprozesse ab? Welche 
politischen Problembearbeitungsstrate-
gien werden gewählt? Wie verläuft die 
Interaktion zwischen Wissenschaft und 
Politik? Welche Rolle spielen Medien 
und gesellschaftliche Diskurse?
Die EPTA-Konferenz ist eine öffentli-
che Veranstaltung. Konferenzgebüh-
ren werden nicht erhoben. Eine Anmel-
dung ist erforderlich und kann online 




HERBST 2011 IN VORBEREITUNG
Im Rahmen der deutschen EPTA-Prä-
sidentschaft bereitet das TAB gemein-
sam mit dem ABFTA des Deutschen 
Bundestages die jährlich stattfindende 
EPTA-Konferenz vor. Am 20. Oktober 
2011 werden in den Räumen des Deut-
schen Bundestages namhafte Vertreter 
aus Wissenschaft und Politik zum The-
ma »Hope-, Hype- and Fear-Technolo-
gien – die Rolle von Wissenschaft und 
Politik« diskutieren. 
Mit den Attributen »hope«, »hype« und 
»fear« wird eine Gruppe sehr hetero-
gener Technologien angesprochen, de-
nen das Potenzial zur Lösung globaler 
Probleme zugeschrieben wird (»hope«). 
Oft sind mit ihnen weitreichende Zu-
kunftsvisionen und übersteigerte Er-
wartungen verbunden (»hype«), we-
gen ihrer unabsehbaren und schwer 
kontrollierbaren Folgen mobilisieren 
sie mehr oder weniger begründete Be-
fürchtungen (»fear«). Sie finden deshalb 
ein hohes Maß an öffentlicher und po-
litischer Aufmerksamkeit.
Befürchtungen und Erwartungen in der 
Öffentlichkeit, Aktivitäten der Wirt-
schaft zur Interessen- und Einfluss-
deren Anfänge auf das dort im Mai 
1832 abgehaltene »Hambacher Fest« 
zurückgehen. Das Schloss bot mit sei-
ner Geschichte, seiner Ausstellung 
zu den Wurzeln des deutschen Parla-
mentarismus und seiner landschaft-
lich reizvollen Lage nicht nur ein tou-
ristisch attraktives, sondern auch ein 
thematisch interessantes Angebot 
für die Teilnehmer des diesjährigen 
EPTA-Direktorentreffens.
GUTE STIMMUNG BEI DER 
DIREKTORENKONFERENZ
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11Die im Folgenden aufgeführten Arbeitsberichte, Hintergrund- und Diskussionspapiere (begrenzte Auflage) sind in
gedruckter Form noch verfügbar und können kostenlos beim Sekretariat des TAB angefordert werden – per Fax, E-Mail
oder Postkarte. Im Weiteren sind unsere Buchpublikationen aufgeführt, die – soweit noch lieferbar – über den Buch-
handel bezogen werden können. Auf unserer Homepage www.tab-beim-bundestag.de/de/publikationen/index.html
findet sich eine vollständige Publikationsliste mit der Möglichkeit des Downloads von Zusammenfassungen und ausge-
wählten Berichten sowie des zweimal pro Jahr erscheinenden TAB-Briefs.
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lich-technische Fortschritte und 
Folgen
Die Fortpflanzungsmedizin stellt medi- psychischen Belastungen mit reproduk-
zinisch-technische Optionen bei unerfüll- tionsmedizinischen Behandlungen asso-
tem Kinderwunsch bereit. Dazu zählen ziiert sind und inwieweit sie verringert 
alle Behandlungen und Verfahren, die bzw. vermieden werden können. Erstmals 
den Umgang mit menschlichen Eizellen, werden die Wirksamkeit und die Erfolgs-
Spermien oder Embryonen mit dem Ziel raten der Verfahren in der klinischen Pra-
umfassen, eine Schwangerschaft und die xis in Deutschland, in Europa sowie in 
Geburt eines Kindes herbeizuführen. weiteren Ländern vergleichend analysiert. 
Dieses Buch skizziert Art, Häufigkeiten Die Erörterung einer möglichen Weiter-
und Ursachen von Fruchtbarkeitsstörun- entwicklung des gesetzlichen Rahmens in 
gen. Die Autoren beschreiben alle ak- Deutschland sowie ein Ausblick auf 
tuellen Lösungsansätze, die durch die Handlungsoptionen für die deutsche Poli-
Reproduktionsmedizin zur Herbeiführung tik und auf notwendigen gesellschaftli-
einer Schwangerschaft und der Geburt chen Klärungsbedarf runden den Band ab.
eines Kindes bereitgestellt werden. Sie 
thematisieren ausführlich, welche ge- neu 2011 278 Seiten, kartoniert
sundheitlichen Folgen und Risiken sowie ISBN 978-3-8360-8132-0          Euro 24,90
Thomas Petermann, Harald Bradke,
Arne Lüllmann, Maik Poetzsch,
Ulrich Riehm
Was bei einem Blackout 
geschieht
Folgen eines langandauernden 
und großräumigen Stromausfalls
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und ihre Kritischen Infrastrukturen haben managements weiter zu optimieren.
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